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* * * *

Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

B r i t t a E r n s t , Ministerin für Schule und Berufs-
bildung

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

S t e f a n S t u d t , Minister für Inneres und Bundes-
angelegenheiten

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung!
Ich beginne damit, Ihnen einige Krankmeldungen
zu verkünden. Erkrankt sind die Abgeordneten
Hauke Göttsch, Hartmut Hamerich, Rainer Wie-
gard, Jürgen Weber und Ines Strehlau. Wir wün-
schen allen gute Besserung.

(Beifall)

Wegen auswärtiger dienstlicher Verpflichtungen
auf Bundesebene ist der Minister für Wirtschaft,
Arbeit, Verkehr und Technologie, Herr Reinhard
Meyer, beurlaubt. Er wird heute nicht an der Sit-
zung teilnehmen.

Bitte begrüßen Sie mit mir auf der Tribüne Schüle-
rinnen und Schüler der Dahlmannschule Bad Sege-
berg und Mitglieder des Paritätischen Freiwilligen-
dienstes aus Schleswig-Holstein. - Seien Sie herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag.

(Beifall)

Und wir begrüßen unseren ehemaligen Abgeordne-
ten Heinz-Werner Jezewski. - Seien auch Sie herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 und 20 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Umgang mit sexualisierter Gewalt

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3935

b) Nein heißt Nein - Verbesserung des Schutzes
der sexuellen Selbstbestimmung

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/3938 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag zu a), Umgang
mit sexualisierter Gewalt, wird ein Bericht in dieser
Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben wer-
den soll. Wer dafür ist, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Danke schön, das ist einstimmig.
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Für die Landesregierung erteile ich das Wort der
Ministerin für Justiz, Kultur und Europa, Frau Anke
Spoorendonk.

Anke Spoorendonk, Ministerin für Justiz, Kultur
und Europa:

Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete! Sexualisierte Gewalt ist kein
neues, es ist kein durch Flüchtlinge importiertes
Phänomen. Nicht erst seit dem Vorfall am Kölner
Hauptbahnhof besteht die Furcht vieler Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes vor Gewalt und se-
xuellen Übergriffen. Das Sicherheitsgefühl in der
Bevölkerung wird durch entsprechende Vorkomm-
nisse, aber auch durch mediale Berichterstattung
und die Verbreitung in den sozialen Netzwerken er-
heblich beeinflusst.

Die Dienststellen der Landespolizei sind daher ge-
halten, an bestimmten Orten offen polizeiliche Prä-
senz zu zeigen, um schnellstmöglich intervenieren
zu können. Das ist gewährleistet. Polizeitaktisch ist
mit Aufnahme der BAO-Tätigkeit, also der Beson-
deren Aufbauorganisation für die Erstaufnahmeein-
richtung seitens der Landespolizei eine Landesre-
serve aufgerufen worden, die die Polizeidienststel-
len vor Ort bei Auseinandersetzungen in oder um
Landesunterkünfte und bei sonstigen polizeilichen
Anlässen bei der Einsatzbewältigung oder bei erfor-
derlicher Präsenzgestaltung unterstützt.

Hinter dieser ersten starken Interventionsmöglich-
keit liegen weitere vorbereitete und alarmmäßig ab-
rufbare Eingreifoptionen der Landespolizei. Sollten
sich Brennpunkte in anderen Städten und Gemein-
den des Landes zeigen, werden durch das Landes-
polizeiamt und die Polizeidirektionen Verstär-
kungsmaßnahmen ergriffen. Als eine weitere Maß-
nahme sind die Stärken der Polizeistationen in den
Landesunterkünften erst jüngst im Zuge der Verrin-
gerung der Belegungszahlen angepasst worden. Die
so freigesetzten Polizistinnen und Polizisten verse-
hen ihren Dienst wieder in der Alltagsorganisation
und stehen für Präsenzdienste zur Verfügung.

Veranstaltungen mit einem außergewöhnlichen und
großen Aufkommen an Menschen, zum Beispiel
der Karneval in Marne, die Kieler Woche oder das
Open Air Festival in Wacken werden abermals ei-
ner besonderen Lagebeurteilung unterzogen. Dane-
ben sind die Polizeidirektionen angewiesen, prä-
ventiv beratend tätig zu werden. So wurden zum
Beispiel die Betreiber von Schwimmbädern ange-
sprochen, um besondere Wahrnehmungs- und Ver-
haltenshinweise zu geben, immer verbunden mit

dem Hinweis, bei entsprechenden Auffälligkeiten
sofort die Polizei einzuschalten. Die Polizei ist sen-
sibilisiert und sehr wachsam.

Die gesetzlichen Grundlagen sind ausreichend.
Die Bearbeitung von Sexualstraftaten erfolgt in
Schleswig-Holstein mit sehr hoher Professionalität.
Im Rahmen der guten Zusammenarbeit zwischen
Polizei und Justiz, insbesondere mit den Staatsan-
waltschaften, findet ein ständiger Austausch statt,
um alle rechtsstaatlichen und ermittlungstaktisch
gebotenen Register zu ziehen, aber, meine Damen
und Herren, ich betone es noch einmal:

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

- Ich fahre fort, wenn das okay ist. - Ich wollte noch
einmal betonen: Sexualisierte Gewalt ist kein neu-
es, es ist kein durch Flüchtlinge importiertes Phäno-
men. Sexuelle Gewalt ist, wie wir seit vielen Jahren
wissen, in allen Lebensbereichen und Gesell-
schaftsschichten anzutreffen. Mit Abstand am häu-
figsten tritt sie im engsten persönlichen Umfeld auf.
Gerade das macht Prävention und Strafverfolgung
so schwierig, denn in der Regel stehen uns keine
Videoaufzeichnungen, Handyfotos oder Augenzeu-
genberichte als Beweismittel zur Verfügung, son-
dern allein die Aussage des Opfers. Genau deshalb
verdienen die Opfer sexualisierter Gewalt unsere
besondere Aufmerksamkeit und einen effektiven
Schutz durch das Strafrecht.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt PIRATEN)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung un-
terstützt die Bundesratsinitiative von Hamburg,
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz für eine grund-
legende Reform des Sexualstrafrechts im Sinne
eines Nein heißt Nein. Die Strafbarkeit sexueller
Übergriffe muss an das fehlende Einverständnis des
Opfers anknüpfen, ohne dass es auf eine Ge-
waltausübung oder eine Gegenwehr ankommen
darf.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Wolfgang Dudda [PIRA-
TEN])

- Das passt dazu, denn ich wollte sagen, dass ich
den Antrag der Regierungsfraktionen begrüße und
darum bitte, dass dieser unterstützt wird.

Aber klar ist doch auch: Mit den Mitteln des Straf-
rechts allein werden wir das Problem nicht lösen
können. Es wird auch zukünftig Fälle geben, in de-
nen sich der Tatvorwurf nicht mit der notwendigen
Sicherheit beweisen lässt. Das gehört zur Wahrheit
dazu. Um es hier in aller Deutlichkeit zu sagen: Die
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Unschuldsvermutung ist für einen Rechtsstaat
schlechterdings konstitutiv. Sie ist deswegen voll-
kommen zu Recht in unserer Verfassung und in
Menschenrechtsverträgen verankert. Wer an ihr rüt-
telt, und sei es auch aus gut gemeinten Gründen,
legt die Axt an ein Fundament des Rechtsstaates.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt PIRATEN)

Umso wichtiger ist es daher, das Anliegen der
Istanbul-Konvention umfassend in den Blick zu
nehmen. Es ist überfällig, dass die Bundesregierung
die Istanbul-Konvention ratifiziert, denn diese geht
über rechtliche Vorgaben hinaus. Auch ich halte die
Frage der sexuellen Selbstbestimmung für eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Was wir brauchen,
ist das allgemeine gesellschaftliche Bewusstsein,
dass die sexuelle Selbstbestimmung in der Men-
schenwürde wurzelt,

(Beifall SSW, vereinzelter Beifall SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und dass es gilt, diese zu achten und zu schützen,
dass Verstöße nicht weiter bagatellisiert werden
und Täter kein Verständnis erwarten könnten.

Natürlich brauchen wir auch professionelle Auf-
klärung und Präventionsarbeit. Hilfen und Ange-
bote sowie Unterstützungsangebote brauchen wir
ebenfalls. Insoweit gibt es in Schleswig-Holstein
bereits ein vielfältiges gutes Angebot. Aber natür-
lich werden wir schauen, wo Verbesserungen not-
wendig sind und wo Verbesserungen möglich sind.

Meine Damen und Herren, wenn dieses Bewusst-
sein überall verankert ist, wenn es als Selbstver-
ständlichkeit gelebt wird, ist die sexuelle Selbstbe-
stimmung wirksamer geschützt, als es jede politi-
sche Debatte oder isolierte Strafrechtsreform zu
leisten vermag.

Ich persönlich würde es begrüßen, wenn Politik,
Verbände und Institutionen diesen notwendigen,
weil gesellschaftspolitisch umfassenderen Ansatz
etwa mit einem Aktionsplan zu diesem Thema stär-
ken können. Ich hoffe, dass wir Gelegenheit be-
kommen werden, uns darüber weiter auszutau-
schen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 2 Minuten überzogen.

Diese 2 Minuten stehen jetzt allen Fraktionen zur
Verfügung.

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Herr Frakti-
onsvorsitzende und Abgeordnete Wolfgang Ku-
bicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrte Frau Ministerin! Sehr verehrter Herr
Ministerpräsident! Dass bei diesem Thema politi-
scher Handlungsbedarf gegeben ist, geht unter an-
derem aus dem Bericht des NRW-Innenministeri-
ums an den Düsseldorfer Landtag vom 10. Januar
2016 hervor. Dort heißt es - und das ist wirklich ei-
ne neue Qualität, liebe Frau Ministerin -:

„Die Tatbegehungsform sexualisierter Ge-
waltstraftaten durch Gruppen in Verbindung
mit Eigentums-/Raubdelikten ist in der Aus-
prägung der Kölner Gewalttaten in Deutsch-
land bisher nicht aufgetreten.“

Es heißt weiter:

„So liegen dem Bundeskriminalamt Erkennt-
nisse dazu vor, dass in arabischen Ländern
ein Modus Operandi bekannt ist, der als „ta-
harrush gamea“ (gemeinsame sexuelle Belä-
stigung in Menschenmengen) bezeichnet
wird. Darüber wurde zum Beispiel anlässlich
der ägyptischen Revolution von den Medien
berichtet. Hierzu wird sich eine Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe vertiefend mit dem Phäno-
men befassen und spezifische Bekämpfungs-
konzepte entwickeln.“

Um auch Aufklärung über den aktuellen Stand die-
ser Bemühungen zu bekommen, haben wir vor al-
lem im Lichte der Vorfälle im Sophienhof einen
Bericht des Innenministers beantragt.

Grundsätzlich ist voranzustellen, dass unbestreitbar
ist, dass die Kölner Übergriffe zu Silvester auch zu
einer Verunsicherung der polizeilichen Kommuni-
kationsarbeit geführt haben. Denn die Polizei
schwankt hier zwischen notwendiger Schnelligkeit,
unter anderem wegen der Informationsgeschwin-
digkeits-Konkurrenz der sozialen Netzwerke, und
dem latenten Vorwurf, Flüchtlingskriminalität zu
verharmlosen. Dies hat auch bei den Vorfällen im
Sophienhof zu Verunsicherung geführt.

Weil die Polizei derzeit unter enormen Druck steht,
ist es auch menschlich nachvollziehbar, dass Mel-
dungen an die Öffentlichkeit gebracht werden, die
im Nachhinein anders bewertet worden wären, und
zwar sowohl in die eine wie auch in die andere
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Richtung. Klar sollte sein: Fehler sollten nicht pas-
sieren. Aber wenn es welche gegeben hat, müssen
sie auch offen eingeräumt werden. Deshalb sind wir
der Polizei in Schleswig-Holstein dankbar dafür,
dass dies auch geschehen ist.

(Beifall FDP und SPD)

Die polizeiliche Kommunikation beeinflusst das Si-
cherheitsgefühl der Menschen stark. Hier ist offen-
bar die Transparenz immer besser als das Gegen-
teil. Solche verabscheuungswürdigen Taten können
für die Opfer mitunter traumatische Konsequenzen
haben; denn die Folge aus solchen Vorfällen ist,
dass Mädchen und Frauen jetzt den Eindruck ha-
ben, tagsüber im Einkaufszentrum nicht mehr unbe-
schwert einkaufen gehen zu können. Dies ist mit Si-
cherheit kein guter Fortschritt.

Wir können es auch nicht wollen, dass bewaffnete
Polizisten dauerhaft in Einkaufszentren abgestellt
werden müssen, um dort täglich für Sicherheit be-
ziehungsweise für ein großes Sicherheitsgefühl -
darum geht es ja - zu sorgen.

Wir dürfen diese Vorfälle sicherlich nicht schlim-
mer machen, als sie ohnehin schon sind. Wir dürfen
sie aber genauso wenig verharmlosen; denn das Ge-
fühl, das sich durch Vorfälle in Köln, Hamburg
oder jetzt in Kiel festsetzen kann, ist für eine freie
Gesellschaft fatal.

Deshalb brauchen wir Handlungskonzepte, mit
denen die Strafverfolgungsbehörden diesem neu-
en Phänomen wirksam Herr werden können; denn
auch das Sicherheitsgefühl ist ein hohes Gut.

Eine von den Koalitionsfraktionen geforderte Ver-
schärfung des Sexualstrafrechts ist aus unserer
Sicht nicht nur nicht nötig, sondern teilweise sogar
kontraproduktiv. Ich bin gespannt, wie die politi-
schen Entscheidungsträger reagieren werden, wenn
sie feststellen werden, wie beispielsweise die deut-
sche Justiz auch in Anwendung von § 177 Absatz 1
Nummer 3 StGB mit den Kölner Vorfällen umge-
hen können, ohne dass wir eine Verschärfung benö-
tigen. Die Justiz kann auf solche Vorfälle mit dem
vorhandenen Instrumentarium angemessen reagie-
ren und wird dies auch tun.

Das Problem, Frau Ministerin, bei der Verschär-
fung des Sexualstrafrechts ist, dass wir nicht aus-
schließlich auf die innere Willensbildung der
Frau abstellen dürfen, solange es dem Mann, dem
potenziellen Täter, nicht vermittelt wird, dass er ei-
ne Grenze überschreitet; denn ansonsten bekommen
Sie eine Strafbarkeit, die in einem gerichtlichen

Verfahren einer Überprüfung nicht standhalten
kann. Ich will versuchen, dies kurz zu erklären.

Wir haben es in den meisten Fällen mit einer Situa-
tion zu tun, in der sich zwei Personen gegenüberste-
hen und in aller Regel keine Öffentlichkeit vorhan-
den ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs gibt es kein Prä der einen oder anderen
Aussage. Das Problem in einem gerichtlichen Ver-
fahren wird darin bestehen - der Kollege Peters
wird das wissen -, den Tatnachweis zu führen. Das
bedeutet, zu erklären, dass die Kommunikation
zwischen den Beteiligten genauso abgelaufen ist,
wie dies von der einen Person dargestellt wird und
von der anderen Person jeweils bestritten wird.

Eine Verschärfung des Sexualstrafrechts führt dar-
an nicht mehr vorbei, weil selbstverständlich die
Aufklärung in einem gerichtlichen Verfahren unter
enormen Schwierigkeiten leiden würde. Frau Mini-
sterin, nach meiner Einschätzung - Sie wissen, ich
mache kein Sexualstrafrecht, sondern ich bin Ver-
teidiger - würde das Problem darin bestehen, dass
man in einer Hauptverhandlung unter Umständen
nicht zu einer Verurteilung kommen kann, weil sich
genau diese beiden Personen gegenüberstehen mit
der Folge, dass bei einer Vielzahl weiterer ange-
zeigter Straftaten Ergebnisse dann nicht mehr er-
zielt werden können, wodurch wiederum das Ge-
fühl entstehen kann, dass der Staat hier wieder ohn-
mächtig einer Situation gegenübersteht.

Wir haben - das ist meine feste Überzeugung, und
das sagen auch sehr viele Strafrechtswissenschaft-
ler, unter anderem auch der BGH-Richter Fischer -
ein ausreichendes Instrumentarium, um mit dem
Problem fertig zu werden. Wir müssen nicht dau-
ernd den Eindruck erwecken, dass eine weitere
Vorverlagerung von Strafbarkeit das Problem des
Umgangs von Menschen miteinander in den Griff
bekommen werden. Überall dort, wo zwei Personen
aufeinander treffen, wird der Tatnachweis im Zwei-
fel sehr schwierig sein, wenn wir, wie gesagt, nur
noch auf die innere Willensbildung der Frau abstel-
len - oder des Mannes; umgekehrt gilt das gelegent-
lich ja auch - und nicht mehr objektive Kriterien ha-
ben, an denen wir das anknüpfen können.

Sie haben darauf hingewiesen: Die Unschuldsver-
mutung ist nicht nur ein hohes Gut, sondern sie
kann nicht beseitigt werden. Sie hat logischerweise
Verfassungsrang, weil die Behauptung einer Straf-
tat noch nicht das Urteil beinhalten kann; sonst
bräuchten wir ja keine gerichtlichen Verfahren.

Deshalb warne ich dringend davor, den Eindruck zu
erwecken, dass wir mit einer Verschärfung des Se-
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xualstrafrechts in dem beschrieben Sinn mehr errei-
chen können als durch eine öffentliche Deklamati-
on, die auch schon ganz gut ist, um das Bewusst-
sein zu schärfen. Aber wir werden nicht dazu kom-
men, dass wir die Tatnachweise anders führen
können als gegenwärtig und dass wir mehr Verur-
teilungen bekommen werden als gegenwärtig.

Deshalb muss zugleich auch erklärt werden: Wir
dürfen nicht den falschen Eindruck erwecken, als
sei die Verschärfung des Rechts dazu geeignet, das
gesellschaftliche Problem zu beseitigen. Insoweit
sind wir äußerst skeptisch.

In der Sache selbst ist eine öffentliche Debatte über
die Frage, wie wir Menschen miteinander umgehen
und wann eine Grenze überschritten ist, sicher sinn-
voll. Aber das Strafrecht ist hier nicht das Instru-
ment, das diesen gesellschaftlichen Diskurs erset-
zen kann. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete
Simone Lange das Wort.

Simone Lange [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kubicki, tut mir leid, aber das sehe
ich vollkommen anders.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das mag ja sein!)

In Schleswig-Holstein sind im vergangenen Jahr -
die polizeiliche Kriminalstatistik ist soeben veröf-
fentlicht worden - 253 Strafanzeigen wegen Ver-
gewaltigung und sexueller Nötigung erstattet wor-
den. Insgesamt sind 1.600 Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung erstattet worden. Man
geht davon aus, dass die Dunkelziffer bei über
90 %, wahrscheinlich bei nahezu 100 % liegt.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das würde bedeuten, dass von zehn Taten nur eine
angezeigt wird. Das würde bedeuten, dass wir statt
1.600 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung 16.000 Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung in diesem Land zu verzeichnen hätten.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Ich habe Ihnen ganz still und leise zugehört und
würde mich freuen, wenn Sie das auch tun.

Die Frage ist, warum das Anzeigeverhalten gerade
in diesem Bereich so gering ist. Möglicherweise

liegt das auch daran, dass unser Strafrecht an einem
ganz entscheidenden Punkt meines Erachtens eine
Lücke aufweist, die wir gern geschlossen sehen
wollen. Unser Strafrecht stellt nämlich beim Straf-
tatbestand des § 177 StGB auf eine aktive Gegen-
wehr des Opfers ab oder auf eine schutzlose Lage
oder auf eine Bedrohung für Leib und Leben. Das
ausgesprochene Nein reicht für eine Strafbarkeit
der Handlung im Moment nicht aus. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, das entspricht unse-
rer Meinung nach nicht der gebotenen Achtung ge-
genüber dem Opfer, die sich auch im Strafrecht wi-
derspiegeln müsste.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Mehr noch: Die sexuelle Selbstbestimmung erfährt
nämlich erst dann einen strafrechtlichen Schutzrah-
men, wenn sie sich nur durch körperliche Gegen-
wehr verteidigen kann, was dazu führt, dass das,
was nicht unter Strafe gestellt wird, als legal und le-
gitim angenommen wird. Wir sagen: Wer die sexu-
elle Selbstbestimmung achten will, muss das Wort
achten. Das muss auch im Strafrecht gelten.

Ich habe fünf Jahre lang als Kriminalbeamtin im
Bereich der Sexualstraftaten gearbeitet. Ich habe zu
häufig erlebt, dass Anzeigen erstattet wurden und
dass Opfer - zumeist weibliche Opfer, ich will aber
betonen, dass wir hier nicht nur über weibliche Op-
fer sprechen - dann zu mir sagten: „Aber ich habe
doch Nein gesagt!“ - Diesen Menschen muss man
erklären, wo die Strafbarkeit anfängt und welche
Tatbestandsmerkmale erfüllt sein müssen.

Da ist man auch als Kriminalbeamtin an einem
Punkt, bei dem man wirklich nicht mehr plausibel
erklären kann, warum das so ist. Es sind gerade die
Situationen, in denen Opfer in Angst und Verzweif-
lung geraten. Es sind Schocksituationen und auch
Situationen, in denen sich das Opfer körperlich un-
terlegen fühlt und gerade deshalb vielleicht nicht in
der Lage ist, diese aktive körperliche Gegenwehr
auszuüben.

Was ist an dem Wort Nein eigentlich nicht zu
verstehen? Wir finden, dass das Wort das gleiche
Gewicht haben muss wie andere Tatbestandsmerk-
male, zum Beispiel in § 177 StGB. Deshalb werden
auch wir - der Landtag Schleswig-Holstein - wie
auch schon die Länder Hamburg, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und Hessen der Bundesratsinitia-
tive zur Reform des Sexualstrafrechts im Sinne der
Initiative „Nein heißt Nein“ beitreten.

Wir glauben, dass man nur dadurch der im Mai
2011 von der Bundesrepublik Deutschland unter-
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zeichneten Istanbul-Konvention gerecht werden
kann, wonach sich alle Vertragsstaaten verpflichtet
haben, die Vornahme nicht einverständlicher sexu-
eller Handlungen unter Strafe zu stellen. Wenn ich
es immer unter der Prämisse beurteile, wie hoch die
Wahrscheinlichkeit des Nachweises dieser Straftat
ist, dann komme ich aus der falschen Richtung. Das
ist der Grund unseres Vorschlags. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Bar-
bara Ostmeier das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir widmen uns heute dem Thema
„Verbesserung des Schutzes vor sexualisierter Ge-
walt“. Ich bedanke mich bei der Frau Ministerin für
ihren Beitrag und dafür, dass sie ihre Redezeit um
2 Minuten überzogen hat. Wir diskutieren heute in
verbundener Debatte zwei Anträge, die die Kom-
plexität dieses Themas wiederspiegeln. Insofern
wäre dies einer längeren Redezeit wert gewesen. So
ist es aber beschlossen worden. Insofern hoffe ich,
dass wir großzügig mit der Redezeit umgehen.

Das Phänomen der sexuellen Gewalt durch organi-
sierte Gruppen im öffentlichen Raum ist ein aktuel-
les Thema. Außerdem sprechen wir darüber, wie
wir den Schutz der sexuellen Selbstbestimmung in
unserem Sexualstrafrecht nachhaltig verbessern
können.

Zumeist sind Frauen Opfer. Es ist eine große Her-
ausforderung, die Opfer bestmöglich zu schützen.
Hierfür gibt es unterschiedliche Maßnahmen.

Ich möchte zunächst auf den Antrag zur Unterstüt-
zung der Bundesratsinitiative eingehen. Mit der
Unterzeichnung der Istanbul-Konvention haben wir
uns verpflichtet, nicht einvernehmlichen Sexualver-
kehr unter Strafe zu stellen. Unstrittig ist aber auch,
dass die Rechtsprechungspraxis der vergangenen
Jahre deutlich vor Augen geführt hat, dass die der-
zeit geltenden Gesetze entgegen der Absicht des
Gesetzgebers nach wie vor große Lücken aufwei-
sen. Diese Lücken sind inakzeptabel; denn sie las-
sen zu viele Opfer von sexueller Gewalt schutzlos
und allein. Wir sind uns alle einig, dass diese
Lücken unbedingt und zweifelsfrei geschlossen
werden müssen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Kubicki, Fakt ist auch, dass seit
der Reform von 1997 dies bis heute offensichtlich
nicht gelungen ist, weil die Ausnutzungsvariante
vom BGH eng interpretiert wird. Dies zeigt, wie
komplex das Thema ist und wie wichtig es ist, hier-
für Lösungen zu finden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere,
wenn es um den Schutz vor häuslicher Gewalt geht,
bewegen wir uns - da gebe ich dem Kollegen Ku-
bicki recht - in einem ganz sensiblen Bereich zwi-
schenmenschlicher Beziehungen. Insofern ist es
von großer Bedeutung, dass die gesetzlichen Rege-
lungen eindeutig aufzeigen, wo die Grenze zwi-
schen legal und illegal verläuft.

Dies ist auch die Erwartungshaltung der Frauenor-
ganisationen; denn mit der klaren Ansage „Nein
heißt Nein“ kämpfen sie für ein - ich zitiere aus der
Zeitung - „praxistaugliches und opfergerechtes Se-
xualstrafrecht“. Genau darum muss es gehen. Das
ist unsere Aufgabe.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete Ostmeier, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung des Abgeordneten Ku-
bicki?

Barbara Ostmeier [CDU]:

Ja.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter!

Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Ostmeier,
Sie haben behauptet, der Bundesgerichtshof
habe eine sehr restriktive Rechtsprechung an-
gewandt. Ist Ihnen bekannt, dass der BGH
seit 2005 seine Rechtsprechung in diesem
Bereich geändert und erklärt hat, dass allein
eine psychische Zwangseinwirkung auf das
Opfer ausreichend ist, um den Tatbestand zu
erfüllen?

Barbara Ostmeier [CDU]:

Ja, das ist mir bekannt. Deswegen sind wir uns aber
trotzdem einig, dass die vorliegenden Gesetzent-
würfe auf Bundesebene weiter diskutiert werden
müssen. Ich denke, dass wird auf Bundesebene
auch passieren. Jetzt würde ich aber gerne meine
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Rede fortsetzen; denn die Lücken sind da. Insofern
sind wir uns auch einig, auch wenn sich die Recht-
sprechung schon geändert hat.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Dann sind wir uns eben nicht einig. Wir müssen
uns aber auch nicht in jedem Punkt einig sein, Herr
Kubicki.

Ich habe dazu eine Meinung, und diese ist auch
deutlich juristisch geprägt. Ich habe darauf hinge-
wiesen, dass es auch der Wunsch der Frauenorgani-
sationen ist, ein praxistaugliches Gesetz zu schaf-
fen, das justiziabel ist. So einfach das Ziel auch de-
finiert ist, so schwer ist die Umsetzung in einem
Gesetz und seine spätere Anwendung. Genau des-
halb dauert es so lange, bis auf Bundesebene ein
Gesetzentwurf vorgelegt wird. Genau deshalb müs-
sen wir genau hinschauen.

Kritische Anmerkungen in Literatur und Rechtspre-
chung weisen nicht ganz zu Unrecht auf die entste-
henden Beweisschwierigkeiten hin, wenn ein Straf-
tatbestand auf den Willen des Opfers, seinen inne-
ren Willen, abgestellt wird.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf
§ 184 h StGB hinweisen. Darin hießt es:

„Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. sexuale Handlungen nur solche, die im
Hinblick auf das jeweils geschützte Rechts-
gut von einiger Erheblichkeit sind, …“

Mich überrascht, dass dieser Paragraf in den Debat-
ten überhaupt nicht auftaucht. Ich denke, wenn man
die Grenze der Erheblichkeit einzieht, dann besteht
die Möglichkeit, Eingrenzungen vorzunehmen.
Dies überrascht mich allerdings. Ich denke, dass
das auch auf Bundesebene diskutiert wird.

Wir brauchen ein Gesetz, das klarstellt, dass nicht
jeder zwischenmenschliche Verkehr unter Strafe
gestellt wird. Natürlich ist es auch richtig, dass das
nicht zu einer Beweislastumkehr führen muss. Dar-
über sind wir uns doch einig. Wir sind uns doch
größtenteils einig, dass wir Lücken schließen müs-
sen. Wir sind uns auch einig, dass es gilt, gründlich
zu arbeiten; denn weitere Fehlversuche auf diesem
Gebiet dürfen wir uns auf gar keinen Fall leisten.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Die vorliegenden Anträge haben gar keinen konkre-
ten Gesetzentwurf zum Gegenstand. Ich verstehe
das so, dass wir hier unser Einverständnis geben
sollen, gegenüber dem Bund Nachdruck zu signali-
sieren, diesem Auftrag gerecht zu werden. Deswe-

gen werden wir diesem Antrag, dieser Initiative
auch zustimmen.

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich hoffe sehr, dass der Reformwille auf Bundes-
ebene dazu führt, ein praxistaugliches, justiziables
Gesetz auf den Weg zu bringen, um dem Problem
gerecht zu werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie die Vorfälle,
die sich in der Silvesternacht nicht nur in Köln,
sondern in einigen anderen Städten - auch in
Schleswig-Holstein - ereignet haben, rechtlich zu
bewerten sind und ob das gemeinsame Vorgehen in
einer Gruppe bereits unter das bestehende Sexual-
strafrecht zu subsumieren ist, ist ebenfalls keine
leichte Fragestellung. Natürlich erfordern gesell-
schaftliche Veränderungen das Überdenken beste-
hender Handlungsmöglichkeiten und -instrumente.
Ob es auch hier einer Anpassung der bestehenden
Vorschriften bedarf, wird auch in unserem Land
von namhaften Juristinnen und Juristen sehr kontro-
vers diskutiert. Ich erwarte auch, dass dies in die
Reformberatungen in Berlin mit einbezogen und
fachlich miteinander diskutiert wird.

Die eventuelle Gesetzesänderung wäre aber nur ein
Baustein eines wirksamen Maßnahmenpaketes.
Viel wichtiger ist es, dass Polizei und Justiz in die
Lage versetzt werden, Gewalt, Nötigung, Raub und
sexuellen Übergriffen im öffentlichen Raum wirk-
sam zu begegnen und die Menschen wirksam zu
schützen.

Das Phänomen ist - das hat die letzte Debatte im
Landtag gezeigt - ein komplett neues. Es ist ein
Phänomen, das wir so nicht kannten. Wir müssen
dafür sorgen, dass sich die Menschen bei solchen
Vorfällen - überwiegend Frauen, aber nicht nur -
nicht schutzlos fühlen. Dafür müssen wir die Poli-
zei sächlich und personell so gut ausstatten, dass sie
diesen Schutz auch gewähren kann. Sie leistet groß-
artige Arbeit; da sind wir uns alle einig.

Aber ich bin mir nicht sicher, ob die Instrumente,
die wir haben, tatsächlich ausreichen. Die CDU hat
eine Videoüberwachung im öffentlichen Raum
mehrfach beantragt. Wir haben mehrfach gefordert,
die Polizeipräsenz an Gefahrenschwerpunkten zu-
mindest zu verstärken.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Ende.
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Barbara Ostmeier [CDU]:

Ich hoffe, dass alle Instrumente genutzt werden,
und ich wünsche mir, dass wir schnell zu Lösungen
kommen und dass unsere Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten und die Justiz alle Unterstützung
des Parlaments bekommen, damit die Menschen
sich in unserem Land wieder sicher oder weiter si-
cher - „weiter sicher!“; das zu sagen, ist mir wichtig
- fühlen können. - Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
jetzt Frau Abgeordnete Dr. Marret Bohn das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Nein heißt Nein, das sollte eigentlich
selbstverständlich sein, ist es aber manchmal leider
nicht. In Deutschland erleidet jede siebte Frau
schwere sexualisierte Gewalt, jede vierte - jede
vierte! - erlebt sexuelle Übergriffe. Nur bei einem
Bruchteil der Taten - das hat die Kollegin Lange
gerade eben schon ausgeführt - kommt es überhaupt
zu einer Verurteilung. Die Dunkelziffer ist er-
schreckend hoch. All das ist für uns Anlass genug,
dass wir das Strafrecht verändern wollen. Es hat
Lücken, und die wollen wir schließen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Der § 177 Strafgesetzbuch - darauf habe ich nur
gewartet - ist in vielen Fällen nicht ausreichend.
Bisher ist es, vereinfacht gesprochen, so, dass die
Strafbarkeit von der gezielten Anwendung von Ge-
walt oder von der Gegenwehr der Betroffenen ab-
hängig ist. Auch da bin ich mit der Kollegin Lange
einer Meinung. Wir sprechen in der Regel von
Frauen. Wir sollten aber nicht vergessen, dass es
sich bei Opfern sexueller Gewalt auch um Männer
handeln kann, ein Phänomen, das vielleicht auch
noch einmal an anderer Stelle diskutiert werden
sollte.

Wenn es in dem praktischen Erleben der Frauen,
die Opfer einer Straftat werden, aber so ist, dann
bedeutet das: Verhält sich das Opfer nicht richtig,
geht der Täter straffrei aus. Das kann doch wohl
nicht wahr sein, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir halten das für falsch, und ich kann verstehen,
dass die Frauenverbände dies seit Jahren anpran-
gern - völlig zu Recht, wie ich finde.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte fordert
jetzt, jede nicht einvernehmliche sexuelle Handlung
unter Strafe zu stellen. Das entspricht auch der so-
genannten Istanbul-Konvention, die unsere Justiz-
ministerin gerade eben schon angeführt hat. In die-
sem Übereinkommen ist genau das vereinbart, und
das deutsche Sexualstrafrecht kommt dieser Verein-
barung nicht nach. Da ist eine Lücke, die geschlos-
sen werden muss, lieber Herr Kollege Kubicki.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Liebe Kollegin Ostmeier, wenn Sie auf die CDU im
Bund Einfluss nehmen können, würde mich das
sehr freuen - ich lasse jetzt einen kleinen Teil mei-
ner Rede weg -; denn nach unseren Informationen
hat die grüne Bundestagsfraktion am 1. Juli 2015,
also lange vor Silvester, einen Gesetzentwurf in den
Bundestag eingebracht. Bisher wird dieser nach
Strich und Faden - das sind meine Informationen -
blockiert. Wenn Sie nach der heutigen Debatte ir-
gendetwas tun könnten, durch das Bewegung in
diese Initiative hineinkommt, würde ich mich sehr
freuen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung der Frau Abgeordneten Ostmeier?

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Barbara Ostmeier [CDU]: Sehr geschätzte
Frau Dr. Bohn, ich hatte gedacht, wir könn-
ten uns dieses Gerangel, wer nun zuerst tätig
geworden ist, heute ersparen. Aber es gehört
zur Wahrheit dazu - das wissen Sie auch -,
dass ein Regierungsentwurf des Justizminis-
ters Maas in der Kabinettsberatung ist und
dass die CDU-Bundestagsfraktion im Jahr
2014, also weit vor den Grünen, angeregt hat,
zu einer Überarbeitung des Sexualstrafrechts
zu kommen. Es ist richtig, es liegen zwei Ge-
setzentwürfe vor, einer von den Linken und
einer von den Grünen. Ich denke, sie werden
auch miteinander beraten, wenn die Bundes-
regierung mit ihrem Gesetzentwurf dann so
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weit ist, um dann alle Entwürfe nebeneinan-
der zu legen. Das gehört, glaube ich, zur
Wahrheit dazu.

Da das ein komplexes Thema ist, habe ich
volles Verständnis dafür, dass sich der Justiz-
minister Maas auch die Zeit nimmt, das zu
überlegen. Das habe ich, glaube ich, eben
deutlich gemacht. So einfach ist die Sache
nämlich nicht.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Liebe - -

Barbara Ostmeier [CDU]: Dass wir Druck
machen wollen - ich bin gleich fertig -, habe
ich unterstrichen. Deswegen unterstützen wir
ja auch Ihre Initiative.

- Liebe Kollegin Ostmeier, der letzte Satz hat mir
sehr gut gefallen. Ich habe ja auch gesagt, ich habe
einen Teil meiner Rede schon etwas entschärft be-
ziehungsweise zurückgenommen, weil Ihre Rede ja
durchaus im Sinne der Sache und nach vorne ge-
richtet war. Ich kann Ihnen nur sagen - das ist die
Information, die ich von meiner Bundestagsfraktion
bekommen habe -, dass leider nicht im Raum steht,
dass die verschiedenen Gesetzentwürfe in die Bera-
tung einbezogen werden, und dass es nicht das Ziel
ist, zu einer gemeinsamen Initiative zu kommen.
Vielleicht ändert sich das ja. Wenn Sie sich dafür
einsetzen, freut mich das sehr.

Ich glaube aber, es ist besser, wenn wir uns damit
beschäftigen, was wir hier in Schleswig-Holstein
auf den Weg bringen können. Ehrlich gesagt, da
war ich angenehm überrascht von Ihrer Rede. Ich
freue mich sehr, wenn es so ist, wie Sie es angekün-
digt haben, dass Sie der Initiative am Ende Ihre Un-
terstützung geben werden.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete Dr. Bohn, erlauben Sie eine Zu-
satzfrage der Frau Abgeordneten Ostmeier?

(Barbara Ostmeier [CDU]: Nein!)

- Das hat sich erledigt. - Dann bitte ich Sie um die
Genehmigung einer Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Dr. Stegner.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Das mache ich gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Liebe Frau Kolle-
gin Bohn, Sie haben natürlich vollkommen
recht, dass es sinnvoller ist, jetzt darüber zu
sprechen, wie wir die Gesetzentwürfe zusam-
menbekommen und in dieser Frage zu einem
gemeinschaftlichen Vorgehen kommen. Aber
da das, was die Frau Kollegin Ostmeier hier
gesagt hat, protokolliert worden ist, will ich
ungern im Protokoll den Eindruck entstehen
lassen, Herr Maas sei Christdemokrat. Er ist
Mitglied der SPD und hat im letzten Sommer
einen Vorstoß zur Veränderung des Sexual-
strafrechts gemacht. Dieser Vorstoß ist aus
dem von der Union geführten Kanzleramt
blockiert worden und hat die Union über-
haupt erst angefangen zu interessieren, als es
Übergriffe in Köln gegeben hat, an denen
Flüchtlinge beteiligt waren. Das gehört zur
Wahrheit dazu; das muss man hier feststel-
len. Das möchte ich hier auch ausdrücklich
sagen; denn sonst wirkt es ja so, als stimme
man dem zu, wenn gesagt wird, die Initiative
sei eigentlich von der Union. Also, Herr
Maas ist nach wie vor Sozialdemokrat. Dar-
über bin ich ganz froh. Dass Sie inzwischen
bereit sind, darüber zu reden, spricht für Sie.
Ihre Rede hier war ja auch ausgewogen. Aber
korrekt wollen wir es doch bitte halten. Sonst
steht im Protokoll noch etwas Falsches, und
das wollen wir doch gemeinsam vermeiden.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Lieber Kollege Stegner, vielen Dank. Dann ent-
spricht Ihre Wahrheit auch meiner Wahrheit, und es
ist doch ein gutes Zeichen, wenn der SPD-Minister
Maas da weiter aktiv werden wird. Ich bedanke
mich für Ihren Hinweis.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Weltfrauentag
waren einige von uns beim „Flashmob in the City“,
der vom Landesfrauenrat organisiert worden ist.
Die Forderung war eindeutig: Nein heißt Nein! Re-
form des Sexualstrafrechts jetzt - jetzt und heute,
nicht morgen, nicht übermorgen, nicht irgendwann,
jetzt wollen wir handeln. Wir Grüne unterstützen
die Forderung der Frauenverbände und Beratungs-
stellen. Wir brauchen diese Reform. Wir sind abso-
lut davon überzeugt, dass es Lücken gibt. Ich teile
Ihre Einschätzung ausdrücklich nicht, lieber Kolle-
ge Kubicki. Es ist höchste Zeit.
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Auf Initiative des rot-grün regierten Hamburg ist
aktuell eine Bundesratsinitiative für eine Reform
auf den Weg gebracht worden, und wir Grüne
möchten, dass das Land Schleswig-Holstein diese
Initiative nicht nur aktiv unterstützt, sondern auch
Mitantragstellerin wird. Hiermit setzen wir ein
deutliches Zeichen, dass die Worte „Nein heißt
Nein“ bald keine leeren Worte mehr sein werden.
Ein entsprechender Antrag der Küstenkoalition
liegt Ihnen vor. Ich würde mich über Ihre Unterstüt-
zung und Zustimmung sehr freuen. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort für die Piratenfraktion hat jetzt der Herr
Abgeordnete Wolfgang Dudda.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Spoorendonk, ich danke Ihnen für Ihren Be-
richt, aus dem hervorgeht, dass polizeilich geleistet
werden kann, was geleistet werden soll. Wir wer-
den sehen, ob das funktioniert. Wir alle wissen, wie
angespannt die Lage bei der Polizei ist. Dennoch
sind die ersten Reaktionen, die wir wahrnehmen
können, die richtigen Reaktionen. Präsenz ist das
richtige Konzept. Allerdings setzt das, glaube ich,
zu spät ein.

Wir müssen uns darum kümmern, dass unsere Nor-
men und Werte auch unseren Gästen rechtzeitig
vermittelt werden, und zwar so, dass das verständ-
lich ist. Das Phänomen, das Herr Kubicki beschrie-
ben hat, ist das eine; das andere ist, dass die Rolle
der Frau für uns eine ganz andere ist als für viele
unserer neuen Gäste, die Flüchtlinge. Da muss noch
viel mehr passieren. Ich wünsche mir so etwas wie
einen Einbürgerungsunterricht. Dazu gehört aber
auch, dass unsere Flüchtlinge lernen beziehungs-
weise darin unterrichtet werden, gegen andere For-
men des organisiert Unredlichen - Handyabzocke
und Ähnliches - vorzugehen. Die Menschen müssen
auch wissen, wie sie sich dagegen wehren können.

(Beifall PIRATEN)

Damit komme ich zu dem Sicherheitsgefühl, dass
Sie, Herr Kubicki, angesprochen haben. Ich erinne-
re mich an eine Veranstaltung, die die FDP hier mit
Herrn Feltes 2007 oder 2008 durchgeführt hat. Herr
Feltes gilt unbestritten als einer der Päpste der Kri-
minologie. Er definiert „gefühlte Sicherheit“ so:
Das ist die Summe aus zwei Dingen: Das Erste ist,

was ich öffentlich über die Lage erfahre, und das
Zweite ist, was ich persönlich erlebt habe. - Wenn
ich die Kommunikationslage bezüglich der Vorfälle
im Sophienhof betrachte, muss ich die gefühlte Si-
cherheit der Bevölkerung als desorientiert beschrei-
ben.

(Beifall PIRATEN)

Einer Polizei, die nicht melden kann oder nicht ver-
melden will, was tatsächlich passiert ist, kann man
nicht trauen. Das ist schwierig. Das verunsichert
noch viel mehr als das, was an sich geschehen ist.

(Beifall PIRATEN)

Die Vorfälle im Sophienhof kann man allerdings in
keinem Fall auch nur im Ansatz mit dem verglei-
chen, was in Köln oder der Silvesternacht generell
passiert ist. Das hatte eine ganz andere Qualität.

Es geht darum, dass alle Verantwortung überneh-
men, im journalistischen Bereich genauso wie im
politischen, und diese Dinge auf keinen Fall poli-
tisch instrumentalisiert werden, damit Parteien, die
am nächsten Wochenende leider in viele Landtage
einziehen werden, nicht noch mehr Nahrung be-
kommen, als sie ohnehin schon haben.

(Beifall PIRATEN)

Jetzt kommen wir zum wesentlichen Punkt. Wir ha-
ben über das Thema sexualisierte Gewalt hier
schon öfter gesprochen, auch im Zusammenhang
mit der anonymisierten Spurensicherung, wenn wir
uns erinnern. Dabei war das Problem, dass die Be-
weislage aus Sicht des Opfers immer schwierig
war. Weil die Beweislage so schwierig war, haben
wir an der Stelle nachgebessert, nicht so, wie ich
mir das vorstelle, aber immerhin sind wir als Land
diesbezüglich vorn. Eine Nachbesserung war not-
wendig, weil - das war das Problem - das Nein als
Nein eben nicht so klar war.

Die „Nein-heißt-Nein“-Initiative begrüßen wir. Wir
haben aber auch Magengrummeln und Bauch-
schmerzen damit, weil das die Rechtslage nicht ver-
bessern würde - das haben Sie beschrieben, Herr
Kubicki -, sondern im Gegenteil sogar über Jahre
hinweg, wenn es strittig wird, lähmend wirken
könnte. Deswegen bin ich völlig bei der Kollegin
Ostmeier: Ich sage, die Initiative ist gut - ich sage
auch gleich, warum ich sie gut finde -, wir müssen
aber super sorgfältig sein, damit das nicht kontra-
produktiv verläuft.

Noch einmal: Nein heißt Nein. Das muss klar sein.
Wenn die Gesellschaft das will, dann muss sie das
auch öffentlich formulieren. Ein Bekenntnis zu der
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Istanbul-Konvention reicht da nicht. Ich will ein
Beispiel nennen: Den schweren Diebstahl - § 243
StGB - könnte man auch als Summe von Sachbe-
schädigungen und Diebstahl verstehen. Aber die
Gesellschaft hat klar gesagt: Wir wollen diese
Norm; es muss erkennbar sein, dass wir einen
schweren Diebstahl, einen Einbruchdiebstahl nicht
haben wollen. - Ein ähnliches Bekenntnis, eine ähn-
liche Norm ist offensichtlich auch im Bereich der
sexualisierten Gewalt notwendig. Nur müssen wir
dabei sorgfältig sein, damit das Kind nicht mit dem
Bade ausgeschüttet wird.

Meine Fraktion ist tatsächlich nicht gegen „Nein
heißt Nein“, sondern wir haben ein Problem mit
dem Umsetzen von „Nein heißt Nein“ im § 177
StGB. Ich setze darauf, dass es so ist, wie Frau Ost-
meier es beschrieben hat, dass das eine Initiative
ist, die darauf abzielt, die bestmögliche Lösung zu
erreichen. Wenn das der Fall ist, dann kann ich dem
zustimmen und viele meiner Kollegen auch. - Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat jetzt Frau Ab-
geordnete Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Zur Stunde, jetzt, in diesem
Moment werden Frauen belästigt, begrabscht, her-
abgewürdigt und auch vergewaltigt. Die Taten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung der Frauen
finden sich rund um den Globus, in allen Gesell-
schaftsschichten und in allen Altersgruppen. Wenn
es uns schon nicht gelingt, diese Taten zu verhin-
dern, dann muss es darum gehen, dass die Frauen
nach der Tat nicht noch einmal traumatisiert wer-
den.

Die Wochenzeitung „DIE ZEIT“ meldete 2014,
dass es in nur 8,4 % aller angezeigten Vergewalti-
gungen zu einer Verurteilung kommt. Oftmals fehlt
es schlicht und ergreifend an psychosozialer Pro-
zessbegleitung, die den vergewaltigten Frauen das
Durchhalten ermöglicht. Wir müssen die Opfer se-
xueller Gewalt ernster nehmen und dürfen die Ta-
ten nicht als Kavaliersdelikte verharmlosen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dabei gibt es Abhilfe: die Wegweisung gewalttäti-
ger Männer aus dem Familienhaushalt, Opfertelefo-

ne oder die Möglichkeit der anonymen Spurensi-
cherung. Andere Vorhaben werden aber nicht um-
gesetzt. Das macht mich als Frau wütend. Sowohl
Vorschläge als auch konkrete Maßnahmen sind ver-
abschiedungsreif, finden aber offenbar keine politi-
sche Mehrheit in Berlin.

Warum ratifiziert Deutschland nicht die Istanbul-
Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt? Das
ist längst überfällig. Nach dieser Konvention des
Europarats werden alle sexuellen Akte bestraft, die
ohne das Einverständnis der Beteiligten erfolgen.
Aus dem Bundesjustizministerium hört man, dass
das ja in Deutschland sowieso schon gelte. Dabei
muss gerade diese Regelung im Strafrecht dringend
reformiert werden. Warum konnte sich der Bundes-
rat vor wenigen Tagen nur zu einer allgemeinen
Formulierung, aber nicht zu einer Strafrechtsre-
form des § 177 StGB durchringen? Warum muss
eine Frau bluten, damit Polizei und Staatsanwalt-
schaft ihr eine Vergewaltigung überhaupt abneh-
men?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das stimmt doch
überhaupt nicht!)

Ein deutliches Nein reicht in Deutschland nicht als
Qualifizierung einer Vergewaltigung aus, obwohl
Frauenverbände gerade das seit vielen Jahren for-
dern. Warum geht gegen diese bornierte Haltung
kein Aufschrei durchs Land? Warum belässt es die
Bundesregierung bei Zwischenschritten und Wil-
lenserklärungen zur Bekämpfung sexueller Gewalt
in den Familien?

Die Täter lachen sich ins Fäustchen. Sie basteln
weiter an ihren Ausflüchten und konstruieren Ge-
schichten, die die Frauen zu Komplizen machen
sollen. Dabei ist klar: Gewalt gegen Frauen hat
nichts mit Sexualität zu tun, sondern mit Macht.
Vergewaltigungen sind nicht zufällig eine Waffe im
Krieg: in Bosnien, in Syrien und dem Kongo. Ver-
gewaltiger zielen auf die psychische Zerstörung des
Opfers.

Ich bin zugegebenermaßen parteiisch. Die Straf-
verfolgungspraxis dagegen muss sachlich unab-
hängig sein. Staatsanwälte und Staatsanwältinnen
sind durch das Prinzip eines fairen Verfahrens an-
gehalten, nicht nur das Opfer zu würdigen, sondern
auch die Interessen von Beschuldigten zu beachten.
Gerade darum muss die gesetzliche Grundlage, die
wir den Strafverfolgungsbehörden an die Hand ge-
ben, dringend reformiert werden, damit sozusagen
Waffengleichheit herrscht.
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(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Strafrecht soll Opfer schützen. Damit es das kann,
müssen wir es entsprechend ertüchtigen. Aber auch
auf uns wartet eine riesengroße Aufgabe: Die Ge-
sellschaft muss sexualisierte Gewalt ächten. Diese
ist alltäglich, wie die Statistiken belegen. So gab je-
de zweite Beschäftigte gegenüber der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes an, anzügliche Witze hö-
ren zu müssen oder unsittliche Berührung ertragen
zu müssen. Das muss aufhören.

Aus einer statistischen Umfrage der Agentur der
Europäischen Union für Grundrechte 2014 geht
hervor, dass eine von drei Europäerinnen seit ihrem
15. Lebensjahr körperliche oder sexuelle Gewalt er-
fahren hat. Die Hälfte aller Frauen ist schon sexuell
belästigt worden. In Deutschland hat rund ein Drit-
tel der Frauen schon ein- oder mehrmals sexuelle
Gewalt erleben müssen. Solche Zahlen muss man
sich erst einmal bewusst machen. Gewalt gegen
Frauen wird dabei überwiegend durch Partner oder
Ex-Partner und im häuslichen Bereich verübt. Se-
xualisierte Gewalt darf nicht nur dann thematisiert
werden, wenn sie Stereotype, Vorurteile und Ras-
sismen bedient. Sie muss immer geächtet werden.
Dabei ist es vollkommen egal, welche Nationalität
oder Hautfarbe die Täter haben. Gewalt gegen
Frauen findet überall statt, und wir können und
wollen dazu nicht mehr schweigen. Nein heißt
Nein, immer und überall.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen zu den Dreiminutenbeiträgen. - Das
Wort hat Herr Abgeordneter Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Man muss in dieser Debatte darauf hinweisen, dass
Pathos rationale Argumente nicht ersetzen kann.
Selbstverständlich ist sexualisierte Gewalt gegen
Frauen - und nicht nur gegen Frauen - von Rechts
wegen ein Verbrechenstatbestand. Damit ist das ge-
sellschaftliche Unwerturteil dokumentiert. Die
dauernde Wiederholung von „Es ist kein Kavaliers-
delikt“ muss man deshalb nicht betonen, weil es
kein Kavaliersdelikt ist.

Wenn Sie jetzt darauf hinweisen, dass nur 8 % der
angezeigten Taten zu einer Verurteilung führen,
müssen wir uns die Frage stellen, warum das so ist

und ob die Vorschläge, die Sie unterbreiten, dazu
beitragen, dass die Verurteilungsquote erhöht
wird. Alleine die Überlegung, ich senke die
Schwelle des Tatbestands, um die Verurteilungs-
quote zu erhöhen, ist komisch und einem Rechts-
staat unwürdig. Wir müssen uns mit der Frage be-
schäftigen, wie wir die Probleme bei der Verfol-
gung lösen können.

Pro Jahr gibt es in Deutschland über 6.500 von der
Polizei wegen sexueller Nötigung und Vergewalti-
gung ermittelte Tatverdächtige. Etwa 1.000 Perso-
nen werden deswegen auch verurteilt. Die meisten
Verfahren werden mangels hinreichenden Tatver-
dachts eingestellt. Ein paar hundert Beschuldigte
werden aus den unterschiedlichsten Gründen, die
nirgendwo erfasst werden, freigesprochen. Die Zah-
len entsprechen anderen Tatbeständen, die schwie-
rig zu ermitteln sind. Dies - das sagen Sie - sei
skandalös, und weil das skandalös sei, fordern Sie
jetzt schon die Erklärung „Nein heißt Nein“ soll zu
einer strafrechtlichen Verfolgung führen.

Damit lösen wir das Problem jedoch nicht. Denn
immer dann, wenn zwei Menschen aufeinander
treffen, können wir zwei Aussagen haben. Die Frau
sagt, ich habe Nein gesagt. Der Mann sagt, das
stimmt nicht. Wo stehen wir dann da? Das Pro-
blem, das Sie momentan erzeugen, ist, dass Sie,
wenn weitere Anzeigen dieser Art folgen, zu weite-
ren Nicht-Verurteilungen kommen werden, mit der
Folge, dass Sie wiederum eine größere Strafbar-
keitslücke entdecken, die dann wiederum mit fata-
len Nichtkonsequenzen geschlossen werden muss.

Wir müssen eine gesellschaftliche Debatte darüber
führen, wie Menschen miteinander umgehen dür-
fen: Ja und Nein und Sollen und Ja und Nein. Aber
zu glauben, dass das Strafrecht als Ultima Ratio
eines jeden demokratischen Staates in der Lage ist,
dieses gesellschaftliche Problem in den Griff zu be-
kommen, ist illusorisch. Sie erzeugen Erwartungen,
die Sie nicht erfüllen können, mit fatalen Konse-
quenzen der weiteren enttäuschten Hoffnungen.
Führen wir eine öffentliche Debatte darüber, wie
man miteinander umgehen soll, aber versuchen wir
nicht, dieses Problem auf die Schulter von Polizei-
beamten, Staatsanwälten und Richtern zu verlagern,
die das gar nicht lösen können. Denn die Un-
schuldsvermutung zwingt sie dazu, der einen Aus-
sage keinen größeren Glauben zu schenken als der
anderen, es sei denn es gibt weitere objektive Da-
ten, an denen man festmachen kann, dass die eine
oder andere Aussage zutreffender ist. Sie brauchen
diesen objektiven Anknüpfungspunkt.
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Frau Bohn, die Behauptung, die Rechtsprechung
könne nicht die psychische Zwangslage einer Frau
berücksichtigen, ist schlicht und ergreifend juristi-
scher Unsinn. Denn spätestens seit 2005 - das ist in
§ 177 Absatz 1 Nummer 3 geregelt - ist es strafbar,
wenn eine schutzlose Lage ausgenutzt wird und
sich das Tatopfer deshalb in einer Zwangslage be-
findet und sich nicht wehrt und auch nichts erklärt.
Allein die objektive Feststellung einer schutzlosen
Lage reicht aus, um zu einer Verurteilung zu füh-
ren. Das ist das, was ich sage:

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Mein letzter Satz, Herr Präsident. - Wir werden er-
leben, dass die Kölner Vorgänge genau unter § 177
Absatz 1 Nummer 3 StGB subsummiert werden
können. Das sagen Ihnen übrigens auch alle Straf-
rechtler. Frau Frommel hat das erklärt, meine Frau
sieht da ein bisschen Probleme, Herr Fischer hat
das erklärt.

(Zuruf)

- Ja, auch in einer Ehe kann man unterschiedlicher
Auffassungen sein. Sie hat zwar nicht Nein gesagt,
aber die Argumente hat sie etwas anders als ich ge-
wichtet. - Gleichwohl, warten wir mal auf die
Rechtsprechung der Justiz. Sie werden erleben, mit
solchen Vorfällen kann die Justiz im bestehenden
Strafrahmen fertig werden. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für den nächsten Dreiminutenbeitrag erteile ich
Frau Abgeordneter Barbara Ostmeier das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Weil Herr Dr. Stegner meinte, noch einmal auf das
Protokoll hinzuweisen und dass dort das Richtige
stehen müsse: Sehr geehrte Frau Bohn, ich hatte
wirklich gedacht, wir könnten uns das ersparen und
das Sachthema weiter besprechen. Ich hoffe auch
nicht, dass dieser Beitrag dazu beiträgt, dass das
Gewicht, von dem was ich gesagt habe, geschmä-
lert wird. Es ist aber Tat und Wahrheit, dass die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bereits im Juli
2014 ein Positionspapier ausgearbeitet hat und in
einem Schreiben an den Bundesjustizminister Maas

angemahnt hat, unter Zugrundelegung unserer for-
mulierten Eckpunkte den Reformbedarf des
§ 177 StGB erneut zu prüfen.

Die Bundestags-CDU hat dies getan, und es ist erst
im Oktober 2015 zu einer Änderung des Gesetzent-
wurfs von Herrn Maas gekommen. In den Bundes-
tagsdebatten aus dem Oktober 2015 kann man auch
noch einmal nachlesen, wie die Position der CDU/
CSU-Fraktion zu diesem Thema war. Das noch ein-
mal zur Wahrheit des Protokolls. Dass das im Kabi-
nett hängt - da haben Sie völlig recht -, gehört aber
dazu. Ansonsten habe ich alles gesagt, was ich dazu
sagen möchte.

Ich habe große Hoffnung, erwarte das auch und ma-
che es hier noch einmal ganz deutlich: Das große
Problem ist, dass wir die Unschuldsvermutung in
der Verfassung stehen haben. Wir sind uns alle völ-
lig einig, dass es zu gar keiner Beweislastumkehr
kommen darf und dass wir bei den klassischen
Vier-Augen-Delikten immer das Problem haben
werden - Problem aus Sicht der Opfer -, dass dieses
bewiesen werden muss. Da hat der Gesetzgeber auf
Bundesebene jetzt eine sehr, sehr große Aufgabe,
weil wir uns auf diesem Gebiet überhaupt keine
Fehler leisten können und dürfen, die jetzt durch ei-
ne neue Reform vielleicht entstehen.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für den nächsten Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Burkhard Peters das Wort.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich bin in meinem wirklichen Leben
als Rechtsanwalt sehr häufig vor den Strafgerichten
sowohl als Strafverteidiger als auch als Nebenkla-
gevertreter unterwegs. Deswegen bin ich unver-
dächtig, hier einen besonderen Pathos in die Dis-
kussion hineinzubringen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich stehe in diesen Rollen ständig vor dem Pro-
blem, dass der 13. Abschnitt des Strafgesetzbuchs
unter der Überschrift steht: Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung. Wenn man sich jetzt aber
mal die Vorschriften und insbesondere den
§ 177 StGB anschaut, stellt man fest, dass dort Ele-
mente der „Selbstbestimmung“ überhaupt nicht
vorkommen. Das Wort hat zum Inhalt, dass dort na-
türlich eine ganz starke subjektive Komponente
eine Rolle spielt. Das tut es aber beim § 177 StGB
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gerade nicht. Es werden ganz klar objektiv materi-
ell feststellbare Tatsachen gefordert: Gewalt, Dro-
hung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben
und Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer
schutzlos ausgeliefert ist. Das ist grundsätzlich erst
einmal richtig. Das Ganze wird aber dann, wenn es
sich um Vergewaltigung handelt, an eine Strafdro-
hung geknüpft, die zwei Jahre bedeutet. Das heißt,
dass das praktisch nicht mehr bewährungsfähig ist.

In der Praxis der Gerichte führt dies dazu, dass die-
se Merkmale in einer unerträglichen Weise ausge-
weitet werden, was denn die Annahme dieser
Merkmale bedeutet. Das führt dazu, dass Opfer in
der Regel damit konfrontiert werden: Ihr habt euch
nicht genug gewehrt, die Lage war wirklich objek-
tiv nicht schutzlos. Irgendein Nachbar in der Woh-
nung nebenan hätte es hören müssen oder können.
Das führt dann zu ganz unerträglichen Ergebnis-
sen in der Rechtsprechung. Wenn ich als Neben-
klagevertreter dann meiner Mandantin erklären
muss: Ja, du hättest dich mehr wehren müssen, du
hättest mehr schreien oder sonst etwas tun müssen
und daran dann die Verurteilung scheitert, ist das
für mich als Anwalt schwer erträglich. Ich kann das
den Frauen nicht erklären.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dieses Dilemma muss durch eine vernünftige Re-
gelung jetzt endlich umgedreht werden, nicht im
Sinne einer Beweislastumkehr. Das geht unter gar
keinen Umständen. Da bin ich völlig mit Ihnen
überein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW,
Wolfgang Dudda [PIRATEN] und Peter Leh-
nert [CDU])

Aber das subjektive Element des erklärten Nein
muss in Zukunft in viel stärkerem Maße in diese
Auseinandersetzung einfließen. - Danke schön.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Abgeordnete ist der Abgeordnete Lars
Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich habe mich noch einmal zu Wort gemel-
det, weil vorhin gesagt wurde, es würde hier zu ei-
ner Strafverschärfung kommen. Genau das ist

nicht der Fall, weil das Strafmaß für solche Verge-
hen weiter bestehen bleibt und sich nicht ändert. Es
geht politisch um eine genauere Definition des
Straftatbestands. Der Kollege Burkhard Peters hat
gerade plastisch dargestellt, warum wir da immer
noch Probleme haben. Deswegen ist das - glaube
ich - vernünftig.

Es kann sich eben nicht nur an sogenannten objekti-
ven Kriterien ausrichten, dass man in irgendeiner
Art und Weise sachlich, körperlich nachweisen
kann, dass irgendjemandem etwas Schlimmes pas-
siert ist, sondern es geht auch darum, die subjekti-
ve Komponente - so will ich sie einmal bezeichnen
- nicht auszublenden, sodass auch das Verhalten ei-
ner Person gedeutet werden kann, aber auch klare
Aussagen einer Person - das berühmte „Nein heißt
Nein“ - mitberücksichtigt werden können.

Das gibt § 177 StGB derzeit leider nicht her. Wir
können uns gern darüber unterhalten, wie er formu-
liert sein sollte. Die Bundesratsinitiative ist ein ers-
ter Aufschlag, dieses Thema zu beraten. Wir wissen
alle, dass bestimmte Gesetzesvorschläge aus dem
Parlament nicht so herauskommen, wie sie einge-
bracht worden sind. Es ist einfach wichtig, dass es
jetzt erst einmal losgeht.

Bei einer Anpassung des Straftatbestands wird na-
türlich auch in Zukunft immer eine Beweispflicht
stehen. Das ist völlig klar, das ist immer so, das ist
im gesamten Rechtssystem so. Auch die Un-
schuldsvermutung wird nicht angetastet und soll
nicht angetastet werden.

Es geht darum, dass wir eine genauere Definition
des Straftatbestands hinbekommen, damit das Ele-
ment der Selbstbestimmung tatsächlich eine Rolle
spielt. Selbstbestimmung ist schwer zu definieren -
das weiß ich -, weil jeder irgendwie anders tickt.
Aber jeder Mensch hat das Recht, selbstbestimmt
Nein sagen zu können. Das muss auch im Recht
zum Ausdruck gebracht werden.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Deswegen ist diese Initiative richtig.

Natürlich ist „Nein heißt Nein“ ein großes Schlag-
wort. „Nein heißt Nein“ hat dazu geführt, dass wir
das erste Mal wirklich ehrlich darüber diskutieren,
das Strafrecht anzupassen. Ich glaube, es ist der
richtige Weg, das Strafrecht in diesem Fall anzu-
passen.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die nächste Abgeordnete ist Frau Abgeordnete An-
ke Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Kubicki, Sie haben sich vielleicht gerade ein
bisschen über das Pathos hier gewundert. „Nein
heißt Nein“ - das ist eine Selbstverständlichkeit.
Das Pathos ist hier bei vielen Leuten da. Ich merke
selber, dass ich gar nicht mit kühlem Kopf zuhören
kann, weil der Satz „Nein heißt Nein“ in der Reali-
tät eben keine Selbstverständlichkeit ist.

Wie oft - das kann ich wahrscheinlich nicht nur für
mich sagen - muss man sich den Satz anhören: „Ja
heißt Ja, und Nein heißt auch Ja“?

(Zurufe)

Deswegen ist es mir so wichtig, dass wir die Debat-
te heute in Ruhe führen, mit vielen juristischen Bei-
trägen. Aber auch das ist einer der Gründe, dass bei
einigen die Emotionen hochkochen. Sie sagen, das
sei kein Kavaliersdelikt. In vielen Köpfen ist aber
noch: „Ja heißt Ja“, und „Nein heißt auch Ja“. Dar-
um sind viele Leute mit viel Emotion in der Debatte
dabei.

Klar braucht man dafür einen kühlen Kopf; Frau
Ostmeier hat das deutlich gemacht. Deswegen ist es
so wichtig, dass dem auch im Recht Wirkung ver-
schafft wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle zunächst fest, dass
der Berichtsantrag Drucksache 18/3935 mit der Be-
richterstattung der Ministerin seine Erledigung ge-
funden hat.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW, Drucksache 18/3938 (neu), ab-
stimmen. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
- Das sind die Abgeordneten der SPD-Fraktion, der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, des SSW,
der Fraktion der PIRATEN und der CDU-Fraktion.

(Unruhe)

- Mit einer Ausnahme? - Danke. Gegenstimmen? -
Das sind der Abgeordnete Dr. Breyer von den PI-

RATEN und die FDP-Abgeordneten. Damit ist die-
ser Antrag angenommen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 18 und 40
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Berichtsantrag - Jahr der Integration

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3936

b) Bericht der Landesregierung zum Antrag
„Menschenwürdige Unterbringung sichern!
Gemeinsames Konzept von Land und Kom-
munen zur Unterbringung von Flüchtlingen
im Land Schleswig-Holstein“ und zum An-
trag „Halbjährlicher schriftlicher Sach-
standsbericht der Landesregierung über die
Umsetzung des Flüchtlingspaktes“

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/3906

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag zu a) wird ein Bericht in dieser Ta-
gung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben wer-
den soll. Wer zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen sehe ich nicht. Dann ist
das einstimmig so beschlossen.

Dann hat zunächst die Landesregierung das Wort.
Ich erteile dem Minister für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten, Stefan Studt, das Wort.

Stefan Studt, Minister für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Im Mai des vergangenen Jahres haben wir
uns mit dem Flüchtlingspakt eine strategische
Grundlage für die Integration von Flüchtlingen ge-
geben. Der unerwartet starke Anstieg der Flücht-
lingszahlen in der zweiten Jahreshälfte 2015 hat uns
deutlich vor Augen geführt, wie wichtig und richtig
dieser Schritt war. Dem Pakt zugrunde liegt der Ge-
danke „Integration vom ersten Tag an“. Heute wis-
sen wir, dass dieser Ansatz aktueller denn je ist.

Bei der Umsetzung des Flüchtlingspakts sind wir
insgesamt auf einem guten Weg. Mehr noch: Wir
haben in vielen Bereichen weitaus mehr getan, als
wir uns damals vorgenommen haben. Dies ist nicht
allein ein Verdienst dieser Landesregierung, son-
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dern das Ergebnis einer großen gemeinsamen
Kraftanstrengung von Land, Kommunen und
Partnern der Zivilgesellschaft. Dafür möchte ich
mich auch an dieser Stelle bei allen Beteiligten,
ganz gleich ob haupt- oder ehrenamtlich, herzlich
bedanken.

(Beifall Regina Poersch [SPD])

Bei meinen Besuchen vor Ort bin ich immer wieder
überwältigt - das geht wahrscheinlich auch Ihnen
so -, was wir in Schleswig-Holstein insgesamt zu
leisten vermögen. Über alles zu berichten, was wir
im Bereich der Integration bisher getan und ange-
stoßen haben, würde den zeitlichen Rahmen spren-
gen.

Daher möchte ich einige Beispiele nennen und mit
der Sprachkompetenz beginnen, die zentrale Be-
deutung im Bereich der Integration hat. Wir alle
wissen: Nur wer Deutsch lernt, kann an Bildung,
Arbeitsmarkt und gesellschaftlichem Miteinander
teilhaben. Aus diesem Grund beginnt der Spracher-
werb bei uns buchstäblich am ersten Tag mit den
Willkommenskursen in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen des Landes, die seit Herbst 2015 sukzessive
angeboten werden, mit den sogenannten STAFF-
Kursen vor Ort in den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten oder mit dem Sprachfördersystem des Bundes
und dem allgemeinen Integrationskurs, den berufs-
bezogenen BAMF-Kursen, den Sprachkursen der
Bundesagentur für Arbeit und mehr.

Wir haben uns erfolgreich dafür eingesetzt, die In-
tegrationskurse für Asylbewerber und Geduldete
mit jeweils guter Bleibeperspektive zu öffnen. Wir
werden unsere Bemühungen weiter verstärken und
verstärken müssen, um das Sprachkursangebot und
seine Reichweite noch weiter auszubauen.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Zudem haben wir das Netz der DaZ-Zentren aus-
gebaut. Schulpflichtige Kinder und Jugendliche er-
halten in DaZ-Zentren an allgemeinbildenden und
berufsbildenden Schulen eine durchgängige
Sprachbildung nach dem Stufenmodell. In Kinder-
tagesstätten oder anderen frühkindlichen Bildungs-
einrichtungen können die ganz Kleinen sprichwört-
lich spielend Deutsch lernen. Ich finde es immer
wieder faszinierend, wenn man erlebt, wie schnell
das spielerisch miteinander geht.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ein weiteres wichtiges Feld stellt die Integration in
den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt dar. Wir ver-

bessern den Zugang, indem wir die Arbeitsmarktak-
teure unterstützen, deren Aktivitäten vernetzen und
darüber hinaus eigene Programme anbieten. Kon-
kret nennen will ich zwei Programme der Bundes-
arbeitsagentur: Perspektiven für Flüchtlinge bezie-
hungsweise Perspektiven für junge Flüchtlinge.
Flüchtlinge werden hierbei an den deutschen Ar-
beitsmarkt herangeführt, ihre berufsfachlichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten werden
festgestellt und berufsfachliche Sprachkenntnisse
vermittelt.

Das Netzwerk „Mehr Land in Sicht“ und das IQ-
Netzwerk bieten Beratung und Qualifizierung für
Flüchtlinge und Menschen mit Migrationshinter-
grund. Beide Programme werden aus ESF-Mitteln
sowie Mitteln des Bundes finanziert. Im Rahmen
des Landesprogramms Arbeit werden Gründungs-
willige gecoacht und begleitet. Wir werden Flücht-
linge bei ihrem Übergang in Arbeit und Ausbildung
auch begleiten. Von unserem Programm
BÜFAA.SH, Begleiteter Übergang für Flüchtlinge
in Arbeit und Ausbildung, profitieren derzeit bis zu
2.000 Personen intensiv über einen Zeitraum von
mindestens zwölf Monaten.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Es werden Potenziale und Kompetenzen erhoben
und schließlich Ausbildungsplätze und Arbeitsstel-
len vermittelt. Auch das Beraternetzwerk Fachkräf-
tesicherung soll um zusätzliches Personal aufge-
stockt werden.

Wie wir wissen, findet Integration ganz wesentlich
vor Ort statt. Daher hat die Unterstützung und Ent-
lastung unserer Partner vor Ort für mich eine ent-
scheidende Bedeutung: So haben wir in den Kreis-
en und kreisfreien Städten Koordinierungsstellen
geschaffen. In dezentralen Unterkünften haben wir
mehr als doppelt so viele Fördermittel investiert,
um so rund 4.000 Asylsuchenden ein Dach über
dem Kopf anzubieten. Mit dem bereits gestern dis-
kutierten Sonderprogramm für erleichtertes Bauen
haben wir die finanzielle Grundlage geschaffen, da-
mit vor Ort spürbar mehr bezahlbarer Wohnraum,
bezahlbare Wohnungen, geschaffen werden können
als in dem Ausgangsprogramm angelegt.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Nicht versäumen zu erwähnen möchte ich, dass
Asylsuchende in Schleswig-Holstein eine Gesund-
heitskarte erhalten. Darüber hinaus haben wir unter
www.willkommen.schleswig-holstein.de ein zen-
trales Willkommensportal für Flüchtlinge sowie für
haupt- und ehrenamtlich Engagierte geschaffen. In
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sechs - bald sieben - Sprachen finden sie hier um-
fassende und verlässliche Informationen. Auch
wenn Herr Dudda jetzt nicht mehr hier ist: Unter
anderem hier, in diesem Forum, informieren wir
Flüchtlinge auch über die in Deutschland bestehen-
den Grundwerte sowie über rechtlichen und gesell-
schaftlichen Normen.

Zudem verstehen wir uns als zentrale Plattform im
Land, die Informationen für Haupt- und Ehrenamt
bündelt, sei es bei der Suche nach Ansprechpart-
nern oder Dolmetschern, bei Informationen für die
Kommunen oder beim Bereitstellen von Leitfäden
und regionalen Beispielen für gelungene Integrati-
on. Im Hilfs- und Vernetzungsportal www.ich-hel-
fe.sh werden Bedarfe und Angebote in der Flücht-
lingshilfe zusammengeführt. Gut 100 Initiativen
und Organisationen sind hier bereits vertreten.

Dies sind nur einige der Erfolge, über die der Land-
tagsbericht ausführlichere Auskunft gibt. Ich will
allerdings - das gehört auch zur Ehrlichkeit dazu -
nicht beschönigen, dass einige Bereiche auch noch
Nachholbedarfe haben. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund der doch erheblich gestiegenen Zugangs-
zahlen musste das eine oder andere Paktziel tat-
sächlich auch hinter dem operativ notwendigen Ge-
schäft zurückstehen, zum Beispiel die qualifizierte
Flüchtlingsverteilung - um einen Aspekt zu nennen.

In allen Bereichen leisten Menschen oft mehr als
eigentlich menschenmöglich erscheint und er-
schien. Menschen sind es auch, die in anderen Teil-
habebereichen diese Paktziele schon heute überer-
füllt haben. Das sind manchmal wirklich ganz au-
ßergewöhnliche Situationen. Das ganz besondere
Engagement kann man gar nicht genug würdigen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Angelika Beer [PIRATEN])

Im Bereich der Erstaufnahme-Landschaft haben
wir diese mittlerweile auf 15 Standorte ausgebaut.
Die etwas geringere Belegung nutzen wir gerade,
um die Strukturen zu optimieren. Zum Beispiel
werden Belegungen entzerrt, und in allen Einrich-
tungen gibt es besondere Spiel-, Aufenthalts- und
Lernbereiche. Die Integrationspauschale, über die
wir hier schon häufiger gesprochen haben, die Inte-
grations- und Aufnahmepauschale, wie sie jetzt
heißt, fällt deutlich höher aus als im Flüchtlingspakt
vereinbart. Seit dem 1. März 2016 gibt es 2.000 € je
Flüchtling, der in der Kommune ankommt. Wir
werden das Ehrenamt weiter entlasten, indem wir
dem Ehrenamt mehr und mehr auch das Hauptamt
zur Seite stellen.

(Beifall SPD, Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Flemming Meyer [SSW])

Der Flüchtlingspakt macht mit der Erfüllung seiner
Ziele nicht Halt. Jetzt und auch in Zukunft geht es
darum, gemeinsam neue Herausforderungen der In-
tegrationspolitik aufzugreifen. Wir alle wissen das:
Integration ist ein langer Weg, und die Mehrzahl
unserer Maßnahmen ist innovativ und neu. Ob sie
am Ende erfolgreich sein werden, kann hier sicher
noch keiner sagen. Wohl aber wollen wir dieses re-
gelmäßig überprüfen und evaluieren, und das tun
wir bei einzelnen Maßnahmen auch regelmäßig.
Bisher aber, so kann man sagen, werden die Pro-
gramme gut angenommen. Wie im Mai 2015 verab-
redet, werden wir im zweiten Halbjahr 2016 eine
nächste Flüchtlingskonferenz durchführen, unter
anderem, um zu schauen, wie weit wir gekommen
sind und was wir noch vor uns haben.

Am Ende lassen Sie mich auch hier einmal die Bitte
äußern: Lassen Sie uns diesen Weg im Jahr der In-
tegration - ich glaube, wir alle wissen es, dass es
Jahre, wenn nicht Jahrzehnte der Integration sein
werden - weiter gemeinsam und mit unveränderter
Kraft weitergehen. Das sind wir den Menschen, die
bei uns sind und die zu uns kommen, schuldig. -
Ganz herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Angelika Beer [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 3 Minuten überzogen.
Diese 3 Minuten stehen allen Fraktionen zur Verfü-
gung.

Ich eröffne jetzt die Aussprache. Das Wort für die
CDU-Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete Astrid
Damerow.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Wir waren An-
tragsteller des Berichts!)

- Ursprungsantragsteller war die CDU, dann die
FDP. Das geht immer nach Datum.

(Zuruf)

Astrid Damerow [CDU]:

13, 13 Minuten! - Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Flüchtlingspolitik ist und
bleibt das bestimmende Thema hier in unserem
Land. Wir stehen vor der Herausforderung, die
Menschen unseres Landes dabei auch mitzuneh-
men. Wir wissen: Wir müssen informieren, aber vor
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allem, liebe Kolleginnen und Kollegen, müssen wir
zuhören. Nach wie vor gibt es eine große Bereit-
schaft in unserem Land zu helfen und die zu uns
kommenden Menschen zu integrieren. Gleichzeitig
müssen wir aber auch feststellen, dass die Verunsi-
cherung unserer Bürger wächst, und dass auch zu-
nehmende Ängste vorherrschen. Es geht einher mit
der deutlichen Erwartung an den Staat, den Zuzug
zu verlangsamen und vor allem auch zu begrenzen.
Es besteht auch die Erwartungshaltung: Es müssen
klare Regeln gelten, die auch eingehalten werden.

Die CDU-geführte Bundesregierung hat mit den
Asylpaketen I und II bereits einiges getan. Weite-
re Maßnahmen werden folgen. Der Bericht, Herr
Minister, für den ich mich hier ausdrücklich bedan-
ke, enthält ausführliche Hinweise zu diesem Ge-
setzgebungsverfahren, allerdings - das kann ich Ih-
nen auch nicht ersparen - hätte ich schon erwartet,
dass es nicht nur einfach eine Aufzählung der Ver-
einbarungen ist, sondern dass hierzu auch eine Po-
sitionierung der Landesregierung erkennbar gewe-
sen wäre.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wie halten Sie es denn mit dem Vorrang von Sach-
leistungen? Wie stehen Sie zur Wohnortzuweisung
für anerkannte Asylbewerber? Was ist mit Ihrer Zu-
stimmung zur Ausweisung weiterer sicherer Her-
kunftsstaaten? Und wann werden Sie endlich zu ef-
fektiven Rückführungen kommen?

Vor Wochen haben Sie uns im Innen- und Rechts-
ausschuss des Landtags erklärt, dass Sie im Mo-
ment nicht wissen, wie Sie mit den Menschen um-
gehen, die sich einer Abschiebung entziehen. Sie
erinnern sich, das war die Antwort auf eine Kleine
Anfrage aus unserer Fraktion, in der deutlich ge-
worden ist, dass mehrere hundert Menschen einfach
verschwunden sind, dass Sie es nicht fertiggebracht
haben, die Rückführung auch zu vollziehen. Sie ha-
ben uns dort erklärt, Sie wollten ein Konzept erar-
beiten. In Ihrem Bericht lesen wir jetzt, dass Sie mit
EU-Mitteln immer noch an einem Konzept arbei-
ten. Also einmal ganz ehrlich: Das Thema der
Rückführung besteht ja nicht erst seit gestern, und
Sie arbeiten immer noch an einem Konzept? - Das
verwundert uns und ist im Grunde auch nicht zu ak-
zeptieren und im Übrigen auch unseren Bürgern
nicht zu erklären.

(Beifall CDU)

Wir erklären unseren Bürgern permanent, dass wir
den Menschen, die vor Not, Krieg und Verfolgung
fliehen, hier Schutz gewähren wollen, dass wir uns
auf diese Menschen konzentrieren, dass wir aber

demzufolge andere Menschen, die hier keine Aus-
sicht auf ein Bleiberecht haben, zurückführen müs-
sen. Und Sie arbeiten immer noch an einem Kon-
zept, wie Sie das umsetzen wollen. Es ist deshalb
auch wirklich nicht verwunderlich, dass die Kreise
mit ihren Ausländerbehörden hier auch sehr empört
sind. Die Kreise bringen nämlich Menschen, die
rückzuführen sind, unter Polizeibegleitung bei-
spielsweise nach Boostedt, und dort verschwinden
sie dann einfach. Das liegt in der Verantwortung
des Landes. Hier erwarten wir von der Landesregie-
rung wirklich, dass sie sich endlich dazu bereitfin-
det, auch wenn es nicht angenehm ist und nicht in
Ihre ideologischen Vorstellungen passt.

(Serpil Midyatli [SPD]: Welche Ideologie? -
Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Na, Sie sind doch immer noch der Ansicht, es
würden schon alle freiwillig gehen. Aber Sie müs-
sen doch auch erkennen, dass genau das nicht der
Fall ist. Sie können sich nicht immer aus den unan-
genehmen Dingen, die Sie auch vollziehen müssen,
herausmogeln und sie einfach umgehen, indem Sie
immer sehr wortreich betonen, was Sie ansonsten
tun.

Und, verehrte Landesregierung, es reicht eben
nicht, einfach nur das Geld des Bundes zu nehmen,
das zu beklatschen, aber die anderen Teile der Ver-
einbarungen nicht auszufüllen.

(Vereinzelter Beifall CDU - Wortmeldung
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Astrid Damerow [CDU]:

Nein. - Sie haben dieses an vielen Stellen hier in
den vergangenen Jahren getan. Ich will überhaupt
gar nicht in Abrede stellen, dass vieles hier in dem
Land erreicht worden ist, auch wenn der Staat
durchaus zögerlich war.

Aber Sie müssen alle Punkte der Vereinbarungen
erfüllen. Sie können nicht in Berlin das eine begrü-
ßen und hier im Land anschließend genau das Ge-
genteil tun, nur weil Ihre Koalitionäre die von Ih-
nen in Berlin zugesagten Dinge nicht mittragen.
Das bezieht sich beispielsweise auf die Diskussion
um die sicheren Herkunftsstaaten.
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Herr Minister, Ihren Bericht zu den Integrations-
leistungen habe ich eben zur Kenntnis genommen.
Sie haben Recht: Es ist schon eine Menge passiert.
Was Sie uns aber berichtet haben, ist im Grunde
nichts, was wir hier im Landtag nicht an anderer
Stelle schon mehrfach diskutiert hätten.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Ich hätte mich gefreut, wenn wir von Ihnen einen
vielleicht etwas deutlicheren Ausblick in die Zu-
kunft bekommen hätten. Das Jahr der Integration
liegt vor uns. Sie haben schon recht: Es wird nicht
nur ein Jahr, sondern es werden Jahre der Integrati-
on sein. Die vielen Menschen, die sich hier vor al-
lem ehrenamtlich engagieren, warten dringend dar-
auf, dass sie klare, belastbare und auch nachvoll-
ziehbare Konzepte bekommen. Wir hier im Landtag
erwarten das im Übrigen auch.

Ihr Bericht ist sehr umfangreich. Sie haben ihn in
wesentlichen Teilen dargestellt; ich will das nicht
wiederholen. Wir werden sicherlich im Ausschuss
noch einige Nachfragen dazu haben. Das betrifft
auch den Bereich der unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge. Hier ist nach wie vor großer Hand-
lungsbedarf vorhanden. Dazu haben Sie sich eben
leider überhaupt nicht geäußert.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Insgesamt bleibt die Flüchtlingspolitik für unser
Land und für die Bundesrepublik eine Riesenher-
ausforderung. Die Bundesregierung tut hier sehr
viel. Uns allen ist aber bewusst, dass wir nicht al-
lein eine Lösung der Probleme werden erreichen
können. In der Debatte zur Europapolitik am ver-
gangenen Mittwoch ist das sehr deutlich geworden.

Wir hier in Schleswig-Holstein müssen uns mit den
Dingen beschäftigen, die wir hier zu lösen haben.
Wir sind auf einem ordentlichen Weg, aber es ge-
hört immer dazu, dass wir das, was im Bund auch
beschlossen ist, hier umsetzen. Da, verehrte Lan-
desregierung, versagen Sie ziemlich. - Ich danke Ih-
nen.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion der FDP hat Herr Abgeordneter
Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Blickt
man auf die Integrationsangebote für Flüchtlinge,
so ergibt sich, jedenfalls für mich, ein zwiespältiger

Eindruck. Einerseits ist es sehr beachtlich, in wel-
chem Umfang seit dem erheblichen Anstieg der
Aufnahmezahlen im vorigen Jahr Integrationskurse,
aber auch die Vermittlung deutscher Sprachkennt-
nisse, sehr kurzfristig organisiert worden sind.
Noch beachtlicher ist das enorme Engagement, mit
dem hier neben den Förderangeboten, die mit öf-
fentlichen Mitteln unterstützt werden, ehrenamtli-
che Arbeit geleistet wird.

(Beifall FDP)

Andererseits gibt es aber durchaus auch Anlass zur
Sorge. So hat zum Beispiel das Innenministerium in
dem hier zu diskutierenden Bericht mitgeteilt, dass
in den Erstorientierungskursen „STAFF“ - Star-
terpaket für Flüchtlinge -, die in den Kommunen
angeboten werden und die die Landesregierung zu
den Kernbausteinen der Integrationsangebote zählt,
im Jahr 2015 rund 3.300 Teilnehmer betreut wor-
den sind. Bei rund 35.000 Flüchtlingen, für deren
Aufnahme 2015 - so auch eine Auskunft des Be-
richts - eine Zuständigkeit des Landes bestand, er-
gibt das eine Relation von weniger als 1:10.

Auch bei den Willkommenskursen in den Erstauf-
nahmeeinrichtungen ist das Zahlenverhältnis nicht
sehr viel besser. Genannt werden Zahlen für Boo-
stedt und Kiel, zusammengenommen sind es unter
1.900. Im Ergebnis heißt das, dass es für die ganz
große Mehrzahl der aufgenommen Flüchtlinge sol-
che Kurse und Angebote nicht gibt.

Vorsichtig ausgedrückt: Der Überblick, den das
Land hinsichtlich der nicht durch eigene Förderan-
gebote durchgeführten Maßnahmen hat, ist sehr
lückenhaft. So liest man beispielsweise in der Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage, die mein Kollege
Heiner Garg vor einigen Tagen bekommen hat:

„Eine Darstellung der Verwendung der För-
dermittel des Bundes hinsichtlich der Sprach-
förderung für Flüchtlinge liegt dem Ministe-
rium für Inneres und Bundesangelegenheiten
des Landes Schleswig-Holstein nicht vor.“

In Bezug auf die Einstiegssprachkurse, die von der
Bundesagentur für Arbeit durchgeführt werden,
heißt es dann zu den Teilnehmerzahlen und zur Hö-
he der eingesetzten Mittel praktisch gleichlautend:

„Hierzu liegen dem Ministerium für Inneres
und Bundesangelegenheiten keine Informa-
tionen vor. Zuständig für die Organisation
und Durchführung der Einstiegskurse ist die
Bundesagentur für Arbeit.“

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genauso ist es!)
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- Oh großes Wunder! Nichts Genaues weiß man
nicht.

(Beifall FDP - Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

- Frau Kollegin, hören Sie einmal einen Moment
lang zu! Im Zuständigkeitsdickicht der deutschen
Verwaltungsstrukturen gibt es offenkundig so viel
unkoordiniertes Nebeneinander und in weiten Tei-
len auch sehr viel Unkenntnis. Die linke Hand weiß
nicht, was die rechte tut und umgekehrt. Dieser Zu-
stand gibt durchaus Anlass zur Sorge, allein schon
deshalb, weil es unter solchen Voraussetzungen
kaum möglich ist, sich ein Gesamtbild der Lage
und der Wirksamkeit der Maßnahmen zu machen.

(Beifall FDP)

Es ist so auch nicht möglich zu klären, wie viele der
aufgenommenen Flüchtlinge von all den unter-
schiedlichen Anstrengungen zur Integration über-
haupt nicht oder nur in sehr geringem Maße er-
reicht werden. Es ist unschwer zu erkennen, dass
das nicht gerade eine gute Basis für gelingende In-
tegration sein kann.

Ein weiteres Problem: Hört man sich vor Ort um,
so erfährt man, dass die Bereitschaft, die vorhande-
nen Unterstützungsangebote anzunehmen, nicht
bei allen Flüchtlingen in gleicher Weise ausgeprägt
ist. Das Bild reicht hier im Spektrum von sehr
großem Eifer und einer großen Leistungsbereit-
schaft, angebotene Hilfen etwa zum Spracherwerb
und zur Integration in die deutsche Gesellschaft an-
zunehmen - das sind dann die sehr positiven Bei-
spiele -, bis hin zu Passivität oder sogar zur Nei-
gung, sich vorhandenen Angeboten regelrecht zu
entziehen.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Ich will das einmal am Beispiel einer kleinen
1.000-Einwohner-Gemeinde erläutern, das mir ge-
schildert worden ist. Eine syrische Familie beteiligt
sich mit mehreren Kindern mit großer Lernbereit-
schaft an den angebotenen Kursen und an anderen
Hilfen, während in diesem kleinen Ort drei junge
Männer aus Afghanistan beziehungsweise Nord-
afrika praktisch nicht erreichbar, oft auch tageweise
gar nicht vor Ort präsent sind. Man darf wohl ver-
muten, dass sich im letzteren Falle der Anfang einer
möglicherweise problematischen Entwicklung ab-
zeichnet. Es geht ja um nicht mehr und nicht weni-
ger als um die Frage, ob Integration gelingen kann,
oder ob uns zu einem nicht geringen Anteil die Ent-
stehung einer nicht integrationswilligen und nicht
integrierbaren Problemklientel ins Haus steht.

Ähnlich ist, wie mir berichtet wurde, auch die Si-
tuation in einem anderen Ort unseres Landes, in
dem ein Integrations- und Förderangebot der Agen-
tur für Arbeit stattfindet. Mir ist gesagt worden,
dass es anscheinend auch in diesem Falle keine
Stelle gibt, an die man sich mit Blick auf die er-
kennbar schwierigen Fälle wenden könnte.

(Serpil Midyatli [SPD]: Was für ein neues
Phänomen in Deutschland!)

- Was für ein neues Phänomen! Vielleicht aber soll-
te man sich mit diesem Thema einmal beschäftigen!

(Beifall FDP)

Es ist natürlich verständlich, dass sich alle auf die
guten, positiven Beispiele konzentrieren, zumal die
dazu beitragen, dass die beteiligten ehrenamtlichen
und hauptamtlichen Kräfte die wünschenswerten
motivierenden Erfolgserlebnisse für ihre weitere
Arbeit erhalten. Wenn man aber die anderen Bei-
spiele komplett ignoriert, ist das nach meiner Über-
zeugung ein Problem, denn es führt über kurz oder
lang nicht nur zu erheblichen Kosten für unsere so-
zialen Sicherungssysteme, sondern auch zu einem
erheblichen sozialen Sprengstoff und im schlimm-
sten Falle zu Vorfällen, wie sie seit der Kölner Sil-
vesternacht an das Licht der Öffentlichkeit gelangt
sind.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ich habe vorgestern Abend im Kuratorium für po-
litische Bildungsarbeit das Thema der politischen
Bildung für Flüchtlinge angesprochen. Ich finde, es
ist ein ganz wesentliches Thema, wenn man von In-
tegration redet.

(Beifall FDP und CDU)

Daran hat sich dann eine intensive Diskussion an-
geschlossen. Man kann nicht von unserem Landes-
beauftragten oder von der Landeszentrale erwarten,
dass sie massenhaft Materialien herausgibt oder
einzelne Kurse anbietet. So etwas wie ein Informa-
tionspool oder eine Ideenbörse und vor allem die
Vernetzung der Multiplikatoren in diesem Bereich
ist nach meiner Überzeugung aber eine Aufgabe,
die dem Landesbeauftragten für politische Bildung
zukommt. Dass hier etwas passieren muss, war vor-
gestern Abend auch Konsens, denke ich.

In den Diskussionsbeiträgen, die aus der Runde ka-
men, sind einige Beispiele genannt worden. Beson-
ders eindrucksvoll fand ich, was aus Niebüll berich-
tet wurde. In der Trägerschaft des Diakonischen
Werkes gibt es ein Angebot zur politischen Bildung
für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. Ich fin-
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de, das ist äußerst wertvoll. Ich habe mich mit dem
Kollegen aus dem Kuratorium, der persönlich an
diesem Bildungsangebot beteiligt ist, anschließend
unterhalten. Er hat mir gesagt, dass seine Kollegin-
nen und Kollegen schätzen -

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

-, dass von den 45 vielleicht ein Drittel in der Lage
sein werden, in absehbarer Zeit nach Erwerb der
Deutschkenntnisse eine weiterführende Schule in
Deutschland zu besuchen. Auch das ist ein Einzel-
fall oder ein Beispiel, das mir in dem Zusammen-
hang, wenn wir über Integration sprechen, doch
sehr zu denken gegeben hat.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, bitte begrüßen Sie mit
mir auf der Tribüne weitere Schülerinnen und
Schüler der Dahlmannschule aus Bad Segeberg. -
Seien Sie herzlich willkommen im Schleswig-Hol-
steinischen Landtag!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Fraktionsvorsit-
zende und Abgeordnete Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich danke dem Herrn Innenminister und der Lan-
desregierung für den Bericht, der uns eindrucksvoll
vor Augen führt, was im vergangenen Jahr in die-
sem Land für die Aufnahme und Integration von
Geflüchteten geleistet worden ist. Ich beziehe in
den Dank ausdrücklich die vielen mit ein, die im
Land ehrenamtlich und hauptamtlich dazu beigetra-
gen haben. Das sind große Leistungen, und das ist
ein sehr schönes Gesicht Schleswig-Holsteins,
wenn ich das einmal so sagen darf.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt SSW)

Rund 55.000 Menschen in den Erstaufnahmeein-
richtungen des Landes 2015 zu registrieren, teilwei-
se weiter zu verteilen, im Land aufzunehmen; das
muss uns Schleswig-Holsteinerinnen und Schles-
wig-Holsteiner erst einmal jemand nachmachen.
Das ist eine Leistung, von der sich der Bund im
Hinblick auf die dringende Beschleunigung der viel

zu langen Verfahren vielleicht noch etwas ab-
schneiden könnte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, und doch wird
Deutschland auf Dauer und in so kurzer Zeit nicht
für viele Jahre so viele Menschen wie 2015 aufneh-
men und integrieren können. Nicht alle werden
bleiben, nicht alle werden bleiben wollen. Die frei-
willige Rückkehr ziehen wir ausdrücklich der Ab-
schiebung vor. Doch was tun wir darüber hinaus? -
Die Bilder an der mazedonischen Grenze haben uns
eines vor Augen geführt: Neue Zäune, Tränengas
und Wasserwerfer sind wirklich nicht die Lösung
im Umgang mit Menschen, die geflüchtet sind.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Nur durch eine gemeinsame und solidarische euro-
päische Flüchtlingspolitik können wir diese Dra-
men stoppen, und ich bin froh, dass es endlich,
wenn auch kleine, konkrete Schritte in diese Rich-
tung gibt.

Doch neben allen Diskussionen um Fluchtursachen,
Außengrenzen und Flüchtlingskontingente müssen
wir auch in unserem Land praktische Antworten auf
die drängenden Fragen geben. - Der Kollege Gün-
ther hat uns gerade verlassen. Aber dabei geht es
nicht um die Essensauswahl in Kantinen, sondern
es geht um Integration, Zusammenhalt, Wohl-
stand und Sicherheit; eine große Herausforderung,
die aber auch Chancen bietet, wenn wir dies mit
den ohnehin bestehenden Aufgaben Deutschlands
verknüpfen.

Frau Kollegin Damerow, ich muss schon sagen: Ih-
re Trias aus Abschrecken, Abschotten und Abschie-
ben hat mit Integration wirklich nichts zu tun. Sie
haben uns mit Ihrem Beitrag und dem, was Sie da-
zu gesagt haben, sehr enttäuscht.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Klug, an Ihre Adresse will ich sagen:
Kein Mensch betrachtet das mit einer rosaroten
Brille. Die Herausforderung ist wirklich groß, aber
Ihr „man hat mir berichtet, ich habe gehört“ und
das Anführen von ein paar negativen Einzelbeispie-
len bringt uns wirklich nicht weiter, wenn wir mit-
einander über die Frage diskutieren, was wir eigent-
lich gemeinschaftlich leisten wollen. Das will ich
Ihnen sagen.

(Beifall SPD)

Vieles müssen wir gar nicht neu erfinden, sondern
schlicht schneller, effizienter und besser machen.
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Wir setzen der Integration ein klares Leitbild vor-
aus: Wir wollen das friedliche Zusammenleben al-
ler Menschen in einer offenen freiheitlichen und de-
mokratischen Gesellschaft. Wir setzen auf sozialen
Zusammenhalt und Politik für alle Menschen; für
die, die hier sind, und für die, die zu uns kommen.

In diesem Sinne will ich fünf Handlungsfelder be-
nennen, um die es uns geht:

Erstens. Wir heißen Geflüchtete willkommen in
Schleswig-Holstein. Integrationskurse müssen un-
sere Werte, die Werte unseres Grundgesetzes, ver-
mitteln, die neben der Sprache entscheidend für das
gemeinsame Zusammenleben sind. Ich denke an die
Gleichberechtigung von Mann und Frau, an religi-
öse Toleranz, an freie Meinungsäußerung, an die
Achtung der Rechtsordnung mit dem Gewaltmono-
pol des Staates sowie der sexuellen Selbstbestim-
mung. Für all dies ist die Kenntnis der deutschen
Sprache eine wichtige Voraussetzung. Deshalb
müssen Sprachkurse von Anfang an zum Standar-
drepertoire unserer Maßnahmen gehören.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die vom Land entwickelten Internetportale bieten
wichtige Leitfäden für die zu uns Gekommenen.
Grundwerte, rechtliche und gesellschaftliche Nor-
men werden auch in den Willkommens- und Erst-
orientierungskursen vermittelt. Damit helfen wir di-
rekt und konkret. Die Gesundheitskarte und ande-
re Bereiche könnte man auch als direkte und kon-
krete Hilfen nennen. Ich weiß nicht, warum Sie von
der Opposition immer noch dagegen sind. Das ist
eine Erleichterung für die Menschen in den Kom-
munen. Dies hilft, und es ist überhaupt kein Privi-
leg, wenn man gesundheitlich ordentlich versorgt
wird.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

- Ich meinte die Kollegen der Union, die dagegen
sind - nicht alle. Entschuldigung, die von der Oppo-
sition, das sind immer auch die von der Union, Herr
Kollege Garg.

Zweitens. Wir lassen auch weiterhin kein Kind zu-
rück: von der Kita über die Schule, Ausbildung bis
zu den Hochschulen. Gerade in den Kitas ist zu er-
leben, dass der Start hier am leichtesten fällt. Kin-
der haben keine Vorurteile, Erwachsene haben sie.
Deshalb ist es so gut, mit den Kindern zu beginnen
und so mit dem, was gut gemeinsam geht. Viele ha-
ben Schweres hinter sich und erlernen die Sprache
ganz fix. Das zeigt der Bericht. Bildung muss für
alle Menschen in diesem Land wieder mit der

Chance eines Aufstiegs verbunden werden, damit
wir endlich den grassierenden Ängsten vor einem
sozialen Abstieg entgegenwirken können.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Qualifizierung und gute Arbeit sind Stär-
ken unserer Wirtschaft. Aus- und Weiterbildung für
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist wich-
tig. Wenn wir die Abschlüsse der Geflüchteten ver-
mehrt anerkennen, wenn wir Kompetenzen feststel-
len, wenn wir sie arbeiten lassen, statt sie monate-
lang in irgendwelchen Unterkünften zu lassen, ohne
dass sie etwas tun können, dann leisten wir etwas
Gutes für Integration. Warum muss man, was die
Arbeitserlaubnisse angeht, ständig kämpfen? Gera-
de mit der Union ist das auf Bundesebene schwie-
rig.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Viertens. Wir gestalten das Zusammenleben in un-
serem Land. Neubau von bezahlbarem Wohnraum
ist im vergangenen Jahr noch wichtiger geworden,
darüber haben wir gestern ausführlich debattiert. Zu
nennen sind aber auch die vielen verschiedenen Fa-
cetten rund um gesellschaftliches Engagement. Ich
denke gerade an den Sport oder die Kultur, wo es
keine Sprachbarrieren gibt und vieles geleistet wird.
Ich bedanke mich herzlich bei den Vereinen, die
hier in diesem Land eine Menge tun, um uns voran-
zubringen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Fünftens. Eine starke Zivilgesellschaft stärkt unse-
re Demokratie und gibt Rechtsextremismus und
Rassismus keine Chance. Es ist nämlich so, dass
die Angstmacher unterwegs sind und Konjunktur
haben und dass sie an den Wahlurnen leider Zu-
stimmung bekommen. Angst ist das Letzte, was wir
brauchen.

Wir haben in Sachen Ehrenamt viel zur Unterstüt-
zung getan, und wir sind weiterhin allen Helferin-
nen und Helfern sehr dankbar. Und doch legt der
Bericht dar, dass es immer speziellere Fragestellun-
gen gibt, die wir beantworten müssen. Hier müssen
wir über Koordinierungsbedarf und Anlaufstellen
für die vielen Freiwilligen nachdenken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind alle ge-
fragt in den Handlungsfeldern Kommunen, Land
und Bund. Es hat überhaupt keinen Sinn, den einen
gegen den anderen auszuspielen. Ich glaube, unsere
Integrations- und Aufnahmepauschale ist ein
wichtiger Baustein. Es ist gut, dass sich die Finanz-
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minister gemeinschaftlich an den Bund gewendet
haben. Die Schuldenbremse steht nicht zur Debatte,
aber wir müssen in Integration investieren. Wenn
wir darin investieren, investieren wir in die friedfer-
tige Zukunft unseres Landes.

Nachdem wir so viele aufgenommen haben und ih-
nen ein Dach über dem Kopf gegeben haben, freue
ich mich, dass wir jetzt endlich auch über Integra-
tion reden. Integration ist nämlich der Kern, das ist
die eigentliche Aufgabe. Wenn wir das gut machen,
dann ist das eine Riesenchance für unser Land. Spä-
ter einmal werden unsere Kinder und Enkel sagen:
Das haben die damals ordentlich gemacht. Das ha-
ben wir über diejenigen sagen können, die das nach
dem Zweiten Weltkrieg in einem zerstörten Land
getan haben, als es viel schwieriger war als heute,
wo wir in einem reichen Land leben.

Ich glaube wirklich: Der Flüchtlingspakt, den un-
ser Ministerpräsident Torsten Albig hier geschlos-
sen hat, das wäre der Integrationspakt, den wir gern
auch auf Bundesebene hätten: Wenn alle endlich
verstanden haben, dass wir natürlich nicht alle Pro-
bleme der Welt lösen können, dass natürlich vieles
lange dauern wird, wenn wir aber auch wissen: Die
Menschen kommen nicht zu uns, weil sie eine Bro-
schüre über Hartz IV gelesen haben und das so
kommod finden, sondern sie flüchten aus den
schwierigsten Gründen heraus. Viele wollen zu-
rückkehren. Zum Beispiel wollen die Älteren gern
zu ihren Nachbarn, zu ihrer Wohnung, zu ihrer Kul-
tur und zu ihren Freunden zurückkehren. Viele von
den Jüngeren, die da sind, werden bleiben. Sie wer-
den uns helfen, einige der Probleme der alternden
Gesellschaft zu lösen. Sie werden uns helfen, dass
unser Land vielfältiger wird. Einfalt sehen wir in
diesem Land, in den sozialen Netzwerken und auch
anderswo ganz viel. Einfalt brauchen wir nicht,
Vielfalt schon.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eine große
Chance. Machen Sie mit! Ich bedanke mich sehr
bei der Landesregierung für die gute Arbeit in die-
sem Bereich. - Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Fraktionsvorsitzende, Frau Abgeordnete Eka
von Kalben, das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
ich bedanke mich sehr bei der Landesregierung für
den Bericht. Ich bedanke mich auch bei den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, die wahrscheinlich
sehr viel Arbeit dort reingesteckt haben. Ganz be-
sonders aber möchte ich heute der FDP für den An-
trag danken, nämlich dafür, dass wir durch Ihren
Antrag den Fokus der Debatte eigentlich, so hatte
ich es jedenfalls gehofft, auf das Thema Integrati-
on legen würden, also nach vorn gewandt.

Liebe Frau Damerow, für uns ist Flüchtlingspolitik
auch immer Integrationspolitik. Das war schon im-
mer grünes Credo, und das bleibt auch so. Es ist
gut, dass mittlerweile auch Teile der Union das so
sehen. Willkommenskultur muss jetzt sozusagen
zur Bleibekultur werden. Deswegen müssen wir
jetzt Anstrengungen unternehmen und darauf hinar-
beiten, dass die Integration gut gelingt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb, liebe Frau Damerow, haben wir heute
eben nicht über Abschreckung, Ausgrenzung, Ab-
schiebehaft gesprochen, sondern wollen hier - so
war zumindest mein Ansatz - über Integration re-
den. Trotzdem möchte ich Ihnen auf Ihre Fragen ei-
ne Rückmeldung geben. Für uns ist klar: Wir stehen
für Rückkehrberatung statt Abschiebehaft.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir stehen für legale Fluchtwege, statt immer wei-
ter Verschiebebahnhöfe einzurichten. Es kann nicht
die Lösung sein, dass man Menschen in Griechen-
land im Schlamm oder in der Türkei im Schlamm
oder in Syrien im Bombenhagel lässt. Das ist für
uns nicht humane Flüchtlingspolitik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir stehen für Integration vor Abschreckung.
Deshalb finden wir es auch richtig, dass es bei uns
auch weiterhin Geld- statt Sachleistungen gibt. Des-
halb setzen wir uns auch weiterhin dafür ein, dass
der Familiennachzug nicht begrenzt wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So viel zu den politischen Punkten.

Herr Klug, ja, es gibt Probleme und Herausforde-
rungen. Aber es gibt eben nicht nur Wirrwarr, Cha-
os und - Sie haben das Wort zum Glück nicht in
den Mund genommen, andere tun es - Staatsversa-
gen. Eine Flasche kann immer als halbvoll oder als
halbleer beschrieben werden. Ich glaube, genauso
wenig, wie wir die Probleme nicht kaschieren oder
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nicht ernst nehmen dürfen, dürfen wir auch nicht
ständig nur darüber reden, wie schwierig, proble-
matisch und unzumutbar es ist; denn damit schüren
wir doch die Ängste derer, die sagen: „Das wird
mir alles zu viel, obwohl de facto ja gar kein
Flüchtling nach Deutschland kommt.“ Das allein
schon ist traurig genug.

Welche Lösungsvorschläge wir haben, das zeigt die
Landesregierung jeden Monat hier im Landtag. Wir
haben jeden Monat im vergangenen Jahr Berichte
darüber gehabt, was die Landesregierung im Be-
reich der Integration macht. Wir hatten den Bericht
von Frau Ernst zur Bildung.

(Beifall SPD)

Wir hatten den Bericht zu unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlingen. Wir hatten den Bericht zur
Arbeit, übrigens im letzten Monat, und bereits die-
sen Monat gab es einen Bericht dazu. Aber gut. Wir
hatten einen Bericht über das Wohnen noch wäh-
rend dieser Landtagstagung, und für den nächsten
Monat steht der besondere Schutz von Frauen und
Kindern in Flüchtlingsunterkünften auf der Tages-
ordnung.

Wenn in diesem Landtag und bei dieser Landesre-
gierung also ein Thema ganz vorne steht, dann ist
es das Thema Integration.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich möchte aber gern noch auf zwei Punkte hinwei-
sen, die ich ebenfalls für besonders Problematisch
halte. Das ist zum einen die Frage von guter
Flüchtling, schlechter Flüchtling. Wir hatten die-
ses Thema immer mal wieder im Zusammenhang
mit der Diskussion über sichere Herkunftsstaaten.
Aber wir haben ja jetzt eine neue Qualifikation,
nämlich gute Bleibeperspektive und nicht so gute
Bleibeperspektive und vielleicht auch noch keine
Bleibeperspektive.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das führt im Moment zu einer extrem problemati-
schen Situation, weil wir nämlich hier junge Men-
schen haben - ich nenne ganz besonders die aus Af-
ghanistan -, Menschen, von denen wir wissen, dass
wir sie in absehbarer Zeit nicht zurückführen kön-
ne, egal ob freiwillig oder mit Zwang. Diese Men-
schen sind hier und haben keinen Zugang. Insoweit
sagen Sie zu Recht, dass die Startkurse nicht aus-
reichen und nur ein kleiner Teil sind. Das ist aber
eine freiwillige Leistung dieses Landes und ist nur
ein Hundertstundenkurs. Was wir brauchen - das
fordern wir schon immer -, ist, dass alle Flüchtlinge

auch Zugang zu Integrationsleistungen haben, zu
Integrationskursen, und eine Ausbildung machen
können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, die Gefahr, dass irgendwelche Flücht-
linge Deutsch lernen oder ein Handwerk lernen, ob-
wohl sie danach in ihre Heimat zurückgeschickt
werden, ist doch wirklich begrenzt. Was ist denn so
schlimm daran, dass jemand hier ein bisschen
Deutsch oder ein bisschen deutsches Handwerk
lernt und hinterher nach Afghanistan zurückgeht? -
Nichts meiner Meinung nach.

Das Schlimme ist dies: Wenn diese jungen Men-
schen weder zur Schule gehen können noch
Deutsch lernen noch eine Ausbildung machen kön-
nen und dann in irgendwelchen Einkaufszentren
herumhängen und dort dummes Zeug machen, dann
kommen Sie und fordern mehr Polizei, mehr Ge-
richte. Das ist zwar auch wichtig. Aber besser wäre
es doch, man würde die jungen Leute einfach in die
Schule schicken - verdammt!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Weiterhin sprechen Sie das Thema Integrations-
willigkeit an. Das ist tatsächlich auch bei Teilen der
Flüchtlinge ein Problem. Natürlich, es kommen
sehr viele Flüchtlinge - das weiß auch ich -, die un-
bedingt lernen wollen und sich auch ganz gezielt
darauf konzentrieren, schnell Deutsch zu lernen.
Aber es gibt auch immer wieder Berichte von Eh-
renamtlern oder auch Hauptamtlern, die frustriert
darüber sind, dass es nicht so schnell vorangeht,
weil die Flüchtlinge vielleicht nicht zu dem Termin
kommen, zu dem sie kommen sollten, weil sie nicht
Deutsch lernen, vielleicht bei ihren Kindern bleiben
wollen oder was auch immer.

Es gibt aber auch Berichte von Flüchtlingen, die sa-
gen, sie könnten überhaupt nicht lernen, weil sie
immer nur daran denken müssten, wie es um ihre
Kinder und Frauen in Aleppo oder in anderen Städ-
ten steht, weil sie Angst haben, dass sie den Famili-
ennachzug nicht geregelt kriegen, die vollkommen
blockiert sind, die in irgendwelchen Unterkünften
mit acht oder neun Leuten im Zimmer wohnen und
deshalb nicht lernen können oder, wie ich es auch
immer wieder höre, keinen Kita-Platz haben und
deshalb tatsächlich nicht zum Integrationskurs ge-
hen können.

Ich glaube, dass wir auf beiden Seiten, sowohl auf
der Seite der Bevölkerung, die schon länger hier
lebt, als auch auf der Seite derer, die hierher ge-
kommen sind oder die gerade hierher kommen, viel
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mehr Geduld brauchen. Wir müssen viel mehr ak-
zeptieren, dass die Leute, die hierher kommen, ihr
Päckchen zu tragen haben, während wir versuchen,
ihnen dabei zu helfen. Aber auch wir müssen unse-
re Probleme hier lösen. Insofern werbe ich für mehr
Geduld.

Ich wünsche mir, dass man auch anerkennt, dass
wir hier im Land sehr viel mehr tun. Zwar tut auch
der Bund sehr viel. Aber, Frau Damerow, zu sagen,
wir würden ja nur das Geld des Bundes nehmen,
wo doch gerade die Kernschnittstelle das Bundes-
amt für Migration ist, das seine Hausaufgaben
nicht macht, das finde ich dann schon ein bisschen -
hm, hm - -

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich fasse zusammen: Wir wollen Integration für alle
Flüchtlinge und halten es für hochgradig gefährlich,
eine Zweiklassenflüchtlingsgesellschaft zu schaf-
fen.

Wir dürfen die Probleme nicht verschweigen. Aber
wir sollten auch nicht immer wieder welche herbei-
reden. - Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat die Frau Abgeordnete
Angelika Beer das Wort.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen!
Gestatten Sie mir zunächst eine Vorbemerkung.
Wir haben in einer wichtigen Debatte verschiedene
Unterlagen zur Diskussion. Liebe Frau Kollegin
von Kalben, Sie müssen es uns schon überlassen,
zu welchen Punkten der Drucksachen wir reden.
Wir haben hier das freie Wort im Parlament.

Zunächst möchte ich mich für die Rede des Herrn
Innenministers Studt bedanken. Ich bedanke mich
nicht für den gesamten Bericht, warum, werde ich
auch gleich erklären. Aber ich denke, nach den ers-
ten Anfangsschwierigkeiten, gerade was Integration
betrifft, und Integration gleichzeitig anzupacken,
obwohl man noch nicht einmal weiß, wie man die
Flüchtlinge unterbringen kann, stehen wir in der
Tat vor einem Problem. Ich glaube, dass die Lan-
desregierung und Innenminister Studt nach den ers-
ten Stolpereien wirklich viel erreicht haben. Des-
halb werden sie auch weiterhin unsere Unterstüt-
zung haben.

Ich bedanke mich auch bei allen Ehrenamtlern,
NGOs und allen anderen, die diese Integration wol-
len. Ich glaube, insoweit gibt es auch keine Unter-
schiede. Das muss das Kernanliegen nicht nur für
dieses Jahr sein, sondern das wird uns die nächsten
Jahre und Jahrzehnte beschäftigen. Und das ist gut
so.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Sie, Herr
Studt, einen Bogen um die politischen Fettnäpfchen
in Ihrem Bericht machen, das verstehe ich
durchaus. Aber von Ihnen, Herr Stegner, von Ihnen
hätte ich schon erwartet, dass Sie die Offenheit und
Courage gehabt hätten, zu dem Stellung zu nehmen,
was in dem Bericht steht. Denn wir wollen ja nicht
nur darüber diskutieren, was beschlossen ist, son-
dern ich verstehe uns auch als Frühwarninstrument.
Insoweit hat die Kollegin Astrid Damerow zu Recht
die Asylpakete III und IV angesprochen, die in
diesem Bericht skizziert worden sind. Die Öffent-
lichkeit wäre wirklich gut beraten, diese Drucksa-
che zu lesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage, dass wir
schwerpunktmäßig zu diesen Asylpaketen sprechen
müssten, nachdem die Asylpakete I und II mehr
oder weniger mit politischen Mehrheiten, aber auch
gegen unseren Widerstand umgesetzt worden sind.
Nun also sind die Asylpakete III und IV in Vorbe-
reitung, obwohl bisherige Vereinbarungen noch gar
nicht umgesetzt und auf ihre Wirksamkeit hin ge-
prüft werden konnten.

Ich appelliere an alle, diese Drucksache wirklich zu
lesen, an alle, die sich für Menschenrechte und die
Wahrung von Demokratie, aber auch Freiheit in un-
serem Land einsetzen.

Die Landesregierung wird sich in der Sitzung des
Bundesrates am 18. März 2016 bei der Abstim-
mung über die Ausweitung der Zahl der sicheren
Herkunftsstaaten der Stimme enthalten. Darüber
haben wir bereits beim letzten Mal diskutiert. Herr
Albig möchte zustimmen, Teile der Koalitionsfrak-
tionen möchten aber dagegen stimmen. Insofern
kommt kein klares politisches Nein gegen diese
Ausweitung aus Schleswig-Holstein, sondern eine
Enthaltung. - Das ist bedauerlich. Das ist aber ein
Grund, jetzt nach vorn zu schauen was denn eigent-
lich geplant ist.

Ich muss sagen, dass dieser Ausblick in Ihrem Be-
richt, Herr Studt, auf Asylpakt III und IV wirklich
gruselig ist. Wir haben uns hier im Landtag ge-
meinsam entschieden für die Aufhebung der Resi-
denzpflicht eingesetzt. Dass im Asylpaket III, wie
die Landesregierung berichtet, über die Schaffung
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eines Wohnortzuweisungsgesetzes diskutiert wird,
was nichts anderes ist als die Wiedereinführung der
Residenzpflicht durch die Hintertür mit einem an-
deren Vokabular, ist für uns nicht hinnehmbar. Wir
erwarten, dass sich die Landesregierung klar und
rechtzeitig dagegen stellt und sich gemeinsam mit
uns für Bewegungsfreiheit aller, die in unserem
Land leben, einsetzt.

(Beifall PIRATEN)

Dass die Bundesregierung in Zukunft per Erlass
und somit ohne parlamentarische Kontrolle über die
Sicherheit in den Herkunftsländern entscheiden
will, lehnen wir PIRATEN ganz entschieden ab.
Wir fordern, dass sich die Landesregierung ent-
schieden gegen solche Pläne ausspricht, aber nicht
erst, wenn am Runden Tisch verhandelt wird, son-
dern von vornherein. Das ist ein No-Go. Das ist po-
litisch und demokratisch nicht zu legitimieren.

(Beifall PIRATEN)

Es kann nicht sein, dass wir der Bundesregierung
zugestehen, über die Zukunft der Flüchtlinge im
stillen Kämmerlein und ohne jegliche parlamentari-
sche Kontrolle zu beraten und zu entscheiden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir PIRATEN
treten seit unserer Gründung entschieden für Frei-
heit ein. Vor allen Dingen wollen wir nicht zulas-
sen, dass fortschreitend Einschnitte in unsere Bür-
ger- und Freiheitsrechte unter irgendwelchen Vor-
wänden stattfinden.

(Beifall PIRATEN)

Das ist nicht nur unser Herzensanliegen, sondern
das ist ein Grund für die Gründung dieser Partei ge-
wesen. Dafür streiten wir tagtäglich.

Bisher mussten wir erleben, dass der Kampf gegen
den internationalen Terrorismus als Legitimation
für die Abschaffung von Bürgerrechten herhalten
musste. Wenn man dem Bericht der Landesregie-
rung glauben darf, sind es inzwischen die Asylbe-
werber und Flüchtlinge, die hierfür instrumentali-
siert werden. Ich zitiere aus dem Bericht der Lan-
desregierung, die uns einen Ausblick auf den Asyl-
pakt IV gestattet:

„… Einführung von verdachtsunabhängigen
Personenkontrollen …“

- Kollegen, das ist die Schleierfahndung.

„Verstärkter Einsatz von Videokameras …
im Umfeld von Bahnhöfen oder in öffentli-
chen Verkehrsmitteln …“

Weiter heißt es im Bericht der Landesregierung:

„Verschärfung des Strafrechts bezüglich der
Gewalt gegen Polizeibeamte.“

Außerdem wird eine Verschärfung des Sexualstraf-
rechts angekündigt. Das sind nur vier von zehn
Punkten, die sich gegen unsere Freiheit insgesamt
richten. Das hat nichts mit Asyl und auch nichts mit
Integration zu tun, sondern das hat etwas zu tun mit
der Abschaffung unserer bürgerlichen Rechte.

(Beifall PIRATEN)

Das betrifft alle Menschen, aber nicht nur diejeni-
gen, die zu uns kommen und unsere Hilfe suchen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, solche Forderun-
gen auf Kosten der Flüchtlinge spielen doch nur
Parteien wie der AfD und der NPD in die Hände.

(Beifall PIRATEN)

Dieses Eckpunktepapier ist eine politische Steilvor-
lage für Demagogen, Rechtspopulisten und Rechts-
extremisten. Insofern muss das vom Tisch. Ich er-
warte, dass eine Landesregierung, die das politisch
unkommentiert zu einer Drucksache und zum Ge-
genstand einer Debatte macht, auch die Courage hat
zu sagen: Da machen wir nicht mit.

(Beifall PIRATEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Integration ist
wichtig und richtig. Wer aber zulässt, dass Integra-
tion als Deckmantel für weitreichende Strafver-
schärfungen und Eingriffe in unsere Bürgerrechte
dient, der hat seinen politischen Auftrag - jedenfalls
den der Wählerinnen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW - nicht ernst genommen oder
einfach ignoriert.

(Beifall PIRATEN - Dr. Ralf Stegner [SPD]:
Das beurteilen glücklicherweise nicht Sie!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat jetzt der Abge-
ordnete Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da wir in den letzten Minuten nichts zur
Integration gehört haben, möchte ich jetzt wieder
zur Integration sprechen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist das Feld, das wir als Landespolitiker eigent-
lich zu bearbeiten haben.
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Unser Ziel heißt weder Wegschicken noch Weiter-
winken. Unser Ziel heißt ganz klar Integration. Das
ist unser Job, den wir als Land und als Kommunen
zu machen haben.

Es ist kein Geheimnis, dass die Zahl der zu uns
kommenden Menschen durch die Decke gegangen
ist. Es sollte aber auch kein Geheimnis sein, dass
Schleswig-Holstein diese Herausforderung beson-
ders gut meistert. Das haben viele Redner, nicht nur
Redner der Regierungsfraktionen, sondern auch der
Oppositionsfraktionen, durchaus durchblicken las-
sen.

Es gibt einen Punkt, bei dem man das sehr gut deut-
lich machen kann, meine Damen und Herren. Wir
sind schließlich das einzige Bundesland, in dem
Kommunen laut aufschreien, wann sie denn end-
lich Flüchtlinge zugeteilt bekommen. Das gibt es
in der Bundesrepublik Deutschland sonst nirgend-
wo.

(Vereinzelter Beifall SSW und SPD)

Ich finde, das Bild, dass die Kommunen danach ru-
fen, endlich auch Flüchtlinge zu bekommen, damit
sie sie integrieren können, ist ein klasse Bild, das
wir als Land Schleswig-Holstein und als Kommu-
nen in Schleswig-Holstein bei dieser Frage. abge-
ben

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Damit sie die Kosten erstattet bekom-
men!)

Das ist auch der guten Zusammenarbeit zwischen
Land und Kommunen geschuldet. Flüchtlinge und
Asylbewerber werden professionell vom Land in
den mehr als ein Dutzend Erstaufnahmeeinrich-
tungen aufgenommen und anschließend zielführend
auf die Kommunen verteilt. Die Verteilung auf die
Kommunen ist natürlich ein ganz wichtiger Be-
standteil der Integration.

Dabei wird natürlich auch in Betracht gezogen, wie
die Chancen auf eine längerfristige Bleibeper-
spektive aussehen. Auch die, die vor Ort betreuen,
wünschen sich, dass dort Menschen ankommen, mit
denen sie längerfristig zusammenarbeiten können.
Wir versuchen, das auch so gut wie möglich hinzu-
bekommen.

In drei Wochen wird eine zusätzliche Landesunter-
kunft in Husum am Engelsburger Weg hinzukom-
men. Das Land vergrößert damit nochmals seinen
Aufnahmepuffer und sorgt für zusätzliche Qualität
in der Unterbringung. Auch das entlastet ein
bisschen die Situation in den Kommunen. Auch das

schafft Möglichkeiten für die Menschen, die zu uns
kommen, an zentralen Orten vernünftig mit ihnen
in den ersten Wochen zusammenarbeiten zu kön-
nen. Das führt dazu, dass sich die Situation in den
Erstaufnahmeeinrichtungen etwas entspannt.

Derzeit gibt es in allen Erstaufnahmeeinrichtungen
im Land freie Aufnahmeplätze. Auch das führt da-
zu, dass die Menschen, die sich dort aufhalten,
schon in den ersten Schritten besser integriert wer-
den können und bessere Lebensbedingungen vor-
finden. Ich glaube, auch da macht das Innenminis-
terium einen hervorragenden Job, meine Damen
und Herren.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich muss man hinzufügen, dass die ersten
Monate eines Jahres traditionell eher ruhigere Mo-
nate sind, wenn es darum geht, Menschen aufneh-
men zu müssen. Die Zugangszahlen in den ersten
Monaten sind eigentlich immer wesentlich niedri-
ger als in den verbleibenden Monaten des Jahres.
Was in Zukunft in Bezug auf die Zugangszahlen
passiert, ist ungewiss. Niemand kann dazu Vorher-
sagen machen. Daher ist es wichtig, auf sämtliche
Eventualitäten vorbereitet zu sein. Das Land
Schleswig-Holstein ist in dieser Hinsicht sicherlich
gut aufgestellt mit den vielen Plätzen, die wir jetzt
geschaffen haben.

Das spiegelt auch der Bericht der Landesregie-
rung wieder. Sämtliche Lebensbereiche sind dort
beschrieben, von Schule, Gesundheit, Arbeit bis hin
zur Kooperation mit dem Ehrenamt. Dazu gehört
natürlich auch die Unterbringung.

Auch an dieser Stelle sei gesagt: Ja, das Land
Schleswig-Holstein wendet wesentlich mehr Geld
pro Flüchtling auf als andere Bundesländer. Wir tun
das in weiser Voraussicht, damit wir in die Lage
versetzt werden, auch dann, wenn sich möglicher-
weise die Zugangszahlen wieder erhöhen, eine In-
frastruktur geschaffen zu haben, damit Integration
besser gelingen kann. Ich glaube, auch in diesem
Fall sind wir tatsächlich ein Vorbild für andere
Bundesländer.

Ein breites Netzwerk ist in den vergangenen Mo-
naten gewachsen und hat sich verfestigt. Die Vor-
gehensweise auf sämtlichen Ebenen ist professio-
neller und ein ganzes Stück routinierter geworden.
Dafür müssen wir gerade den Ehrenamtlern, aber
auch den Hauptamtlern in der Fläche dankbar sein.
Man hat dazugelernt und an Erfahrungen gewon-
nen. Ich glaube, das ist ein natürlicher Prozess. Das
zeigt aber auch, wie gut und verfestigt die Struktu-
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ren inzwischen sind, auch die ehrenamtlichen
Strukturen, und wie toll die Leute vor Ort diese Ar-
beit tun.

Bei all den Menschen, die wir in Schleswig-Hol-
stein aufnehmen, bedeutet das aber auch, dass wir
einen Teil wieder zurückschicken müssen. Etwa
800 Menschen wurden im vergangenen Jahr abge-
schoben. Die meisten von ihnen verlassen freiwillig
das Land. Wir machen ihnen Angebote, wie man
das bewerkstelligen kann. Ich glaube, auch diese
Vorgehensweise ist richtig. An dieser Praxis sollten
wir aus Sicht des SSW auch weiterhin festhalten.
Was wir nicht wollen, ist ein Abschiebeknast oder
Ähnliches; denn es soll doch darum gehen, diesen
Menschen vor ihrer Ausreise einen sicheren Auf-
enthaltsort zu gewähren, der eben nicht einer Haft
gleicht. Ein abgelehnter Asylantrag ist schließlich
kein Verbrechen.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abschiebegewahrsam und Abschiebung gehören in
der Bundesrepublik zur existierenden Rechtslage.
Vor diesem Hintergrund müssen wir die dazugehö-
rigen Instrumente immer wieder auf den rechtlichen
und politischen Prüfstand stellen. Genau das wird
zum Beispiel bei den Überlegungen für ein Ab-
schiebegewahrsam in Fuhlsbüttel getan. Ich glaube,
es ist vernünftig und richtig, ganz vorsichtig und
ohne Emotionen zu gucken, wie man etwas am bes-
ten bewerkstelligen kann. Auch da, glaube ich,
macht das Innenministerium einen richtig guten
Job.

Abschließend kann, glaube ich, jeder feststellen,
dass der Ton in der Flüchtlingsfrage deutlich här-
ter geworden ist. Täglich erreichen uns neue Nach-
richten und Bilder: Kriegsvertriebene, die mit Trä-
nengasgranaten beschossen werden; tausende von
Menschen, die in Kälte und Schlamm ausharren;
kleine Kinder, die sich um die letzten Brotkrumen
streiten müssen. Die Zustände an den Grenzen in
Europa werden immer extremer. Der Druck, der
auf Europa lastet, ist enorm. Nationale Lösungen
scheinen da die einfachste und bequemste Wahl zu
sein. Ich glaube das allerdings nicht, meine Damen
und Herren. Klar ist, dass wir als Politik sowie als
Gesellschaft in diesen Zeiten herausgefordert sind
und dafür den einen oder anderen Umweg in Kauf
nehmen müssen. Doch gilt es, diesen vor Krieg und
entsetzlichsten Erfahrungen fliehenden Menschen
gerecht zu werden. Die Menschen, die zu uns kom-
men, haben ein Recht auf eine neue Heimat. Von
diesem Weg sollten wir uns um nichts in aller Welt
abbringen lassen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Dreiminutenbeiträgen. Die Dreiminutenbeiträ-
ge werden vorgetragen vom Abgeordneten Dr. Kai
Dolgner, von der Abgeordneten Serpil Midyatli und
vom Abgeordneten Dr. Heiner Garg. - Zunächst der
Abgeordnete Dr. Kai Dolgner.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Kollegin Damerow, nach meiner Kenntnis
waren es nicht die Kreise, und sie waren auch nicht
empört, sondern es war ein Kreis. Anderenfalls
können Sie ja gleich noch weitere Kreise benennen.
Jedenfalls war das Beispiel mit Boostedt aus mei-
nem Kreis, und das ist Ihr Pech an der Stelle; denn
der Kreis hat sich gar nicht gegenüber dem Land
empört. Ich weiß, durch die mediale Berichterstat-
tung oder die Wahrnehmung ist das vielleicht ein
bisschen falsch angekommen.

Ich habe hier die Originalmitschrift des Interviews
von der Welle Nord mit dem Landrat. In dem gan-
zen Interview kommt das Land überhaupt nur in ei-
nem einzigen Satz vor. Auf die Frage: „Was ist da
schief gelaufen in Boostedt?“, sagt der Landrat: Im
Gewahrsam der Polizei, in einem Ausreisegewahr-
sam, wie es im Ausländerrecht neuerdings vorgese-
hen ist, um das zukünftig zu verhindern. Boostedt
bietet diese Voraussetzungen heute nicht. Das Land
ist hier im Gespräch mit Hamburg und möchte ein
Ausreisegewahrsam am Flughafen in Hamburg
schaffen. Das ist der richtige Weg. - Zitat Ende.

(Beifall SSW - Zuruf SPD: Hört, hört!)

Sie finden darin keine Forderung nach einem Ab-
schiebeknast oder sonstiges und auch überhaupt
keine Empörung. Zum Schluss sagt er nur noch -
um das in die richtige Dimension zu rücken -: Wir
werden jetzt bis auf Weiteres erst mal nur Abschie-
bungen vornehmen - also hat er sich auch gar nicht
geweigert, Abschiebungen vorzunehmen -, wo die
Personen direkt dann in das Gewahrsam der Polizei
gegeben werden und wo sichergestellt ist, dass die
Personen dann auch tatsächlich zum Flughafen ge-
bracht werden. Wir haben alle genug zu tun mit der
Bewältigung der Flüchtlingskrise. Aber dann soll-
ten wir die Ressourcen nicht in Verfahren stecken,
die in der Weise von vornherein aussichtslos sind -
schlicht und ergreifend.
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Um einmal die Dimensionen klar zu rücken, weil
Sie sich ja immer so darauf fokussieren - ich habe
einmal in unsere Statistik geguckt -: Im Kreis
Rendsburg-Eckernförde waren im November
letzten Jahres - das ist der letzte Punkt - 3.500 Asyl-
bewerber, die noch nicht im Verfahren sind, und
1.500 - Sie können das komplette Dokument von
mir haben, Frau Damerow - Asylbewerber, die im
Verfahren sind. Davon sind 300 geduldet. Von de-
nen waren nur 67 tatsächlich im Ausreiseverfahren
- 67! Das können Sie einmal für das Land hoch-
rechnen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: 600!)

- Genau, super! Nichts mit „Judex non calculat“,
nicht für Herrn Kubicki.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich bin auch
Volkswirt!)

So. Von denen sind immerhin 20 ausgereist. In dem
Papier von Herrn Schwemer findet sich übrigens
auch, dass vor Erlass des Beschleunigungsgesetzes
mehr freiwillig ausgereist sind. Das Beschleuni-
gungsgesetz hat eigentlich eher zu der Situation ge-
führt, in der wir uns jetzt befinden. Mit anderen
Worten: Wir reden über maximal 60 von
4.500 Menschen in Rendsburg-Eckernförde. Bitte
hören Sie auf, den Menschen Sand in die Augen zu
streuen, indem Sie so tun, als sei die Frage, ob wir
integrieren können, eine Frage der Durchführung
von Abschiebungen.

Eines möchte ich Ihnen zum Schluss noch mitge-
ben: Ihre Kollegen von der CDU Rendsburg-
Eckernförde haben das auch komplett erkannt. Es
waren nämlich die Kollegen von der CDU Rends-
burg-Eckernförde, die beantragt haben, eine Stelle
für freiwillige Rückkehrberatung einzurichten,
die übrigens in Rendsburg-Eckernförde erheblich
erfolgreicher ist als das Handeln beim Thema Ab-
schiebung. Sie können sich gern bei Ihren Kollegen
noch einmal erkundigen. Immerhin haben die da-
mals die Mitteilungsvorlage beantragt.

Letzter Satz: Für mich ist dieser Fall eigentlich eher
ein Beispiel dafür, dass Dublin gescheitert ist; denn
die besagte Familie sollte ja nicht in ihre Heimat
abgeschoben werden, sondern nach Bulgarien.
Wenn sie sich da nicht hätte registrieren lassen wie
andere Flüchtlinge, dann wäre es gar nicht dazu ge-
kommen. Das heißt, hier wurden wieder einmal die
Ehrlichen bestraft. Kurz darauf wurde Dublin ja
auch nicht mehr angewendet.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Ihr Satz muss jetzt zum Ende
kommen.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

An dem zitierten Fall kann man sehr gut demon-
strieren, wie - ich sage einmal - unmöglich eigent-
lich unser Dublin-System ist.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abschiebung ist kein Mittel, um die Flüchtlingskri-
se zu beenden. - Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die nächste Abgeordnete, die jetzt das Wort hat, ist
Frau Abgeordnete Serpil Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ein kleiner Nachtrag; das kannst du,
lieber Kai, nicht wissen: Von den 60 ausreisepflich-
tigen Personen aus Rendsburg-Eckernförde ist eine
Familie gestern freiwillig ausgereist. Sie waren zu-
fällig in Gettdorf in meiner Nachbarschaft, und wir
haben das selbst beobachten können. Das ist viel-
leicht auch ein Zeichen dafür, dass auch wir ein
bisschen im Land unterwegs sind.

Aber warum habe ich mich gemeldet? Ich habe
mich auf den Beitrag von Herrn Klug und auch auf
das hin gemeldet, was ich hier und da von der einen
oder anderen Stelle gehört habe. Ich möchte einmal
ganz offiziell feststellen: Der Flüchtling ist kein
besserer Mensch. Sie sollten sich bei allen Ihren
Reden, die Sie halten, und bei den Einzelfällen, die
Sie hier und dort herauspicken - wir vielleicht nur
die Positiven und Sie nur die Negativen -, vor Au-
gen führen, dass der Flüchtling kein besserer
Mensch ist.

(Wolfgang Kubicki [FDP] und Christopher
Vogt [FDP]: Wer hat das denn gesagt?)

Selbstverständlich wird es bei den Flüchtlingen
auch welche geben, die sich den BA-Maßnahmen
entziehen. Das war auch mein Einwand vorhin.
Glauben Sie mir, es gibt zigtausend andere Men-
schen, die versuchen, sich vor den Jobcenter-Maß-
nahmen zu drücken. Das ist kein Flüchtlingsphäno-
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men, sondern wahrscheinlich ein rein menschliches
Phänomen.

Ich möchte hier gern auch noch einmal feststellen -
das habe ich hier schon einmal gesagt; ich finde es
so schade, dass es nicht gesehen wird -: Wir haben
wirklich noch nie eine solche Situation in Deutsch-
land gehabt - wirklich noch nie! -, dass die Aufnah-
mebereitschaft so groß ist und man sich hier mit al-
len Institutionen engagiert, mit Vereinen, Verbän-
den, Handwerkskammern. Ich habe eine super Ein-
ladung von Birte Pauls gekriegt, die zeigt, was die
Handwerkskammer, der Wirtschaftsverein, die IHK
Flensburg in Kappeln für eine Veranstaltung zum
Thema Zugang zu Arbeit machen möchte. Wie vie-
le Menschen organisieren sich ehrenamtlich, die
vorher noch nie ehrenamtlich tätig gewesen sind?
Unsere Schulen machen sich auf den Weg. Die
Unis machen sich Gedanken. Alle machen sich Ge-
danken, und ich bin fest davon überzeugt, dass es
auch klappen wird.

Wissen Sie, was das eigentliche Problem bei der
Integration ist? Das eigentliche Problem ist, dass
wir, die Politiker, den Menschen 60 Jahre lang er-
zählt haben, dass wir gar kein Problem mit der Inte-
gration haben, weil überhaupt keine Leute hier sind.
Wir, die Politiker, haben die Menschen all die Jahre
nicht darauf vorbereitet, dass wir längst ein Ein-
wanderungsland sind, dass Menschen teilweise
schon 60 Jahre und mittlerweile in der dritten Ge-
neration hier sind. Stellen Sie sich vor, es gibt auch
einige, die sprechen schon deutsch; denn sie lernen
das dann auch relativ schnell. Das sind wirklich
keine neuen Erkenntnisse.

Reden Sie nicht nur mit den Vereinsvorsitzenden
oder den Verbandsdirektoren, sondern gehen Sie
bitte auch in die Fläche. Reden Sie mit den Men-
schen. Ich wäre froh und dankbar darüber. Glauben
Sie mir, die Migrantenorganisationen oder die Mi-
grantinnen und Migranten selber oder die eigenen
Communitys sind nicht sehr viel kritischer mit de-
nen, die neu dazugekommen sind.

Aber lassen Sie uns das bitte zusammen denken.
Wir wollen nicht nur die positiven, aber auch nicht
nur die negativen Seiten sehen, sondern wir wollen
darauf aufmerksam machen, wo es schief läuft, und
das dann gemeinsam anpacken und lösen. Die Zeit
ist reif für ein richtig gutes Integrationskonzept
für Deutschland. Ich bin fest davon überzeugt: Die
Menschen machen das schon längst. Liebe Politik,
lassen Sie uns das jetzt auch endlich gemeinsam an-
packen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Dreiminutenbeitrag wird von Herrn Dr.
Heiner Garg vorgetragen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Liebe Kollegin Midyatli, der Appell an die lie-
be Politik war ja an alle, also auch an mich gerich-
tet. Ich bin ganz froh, dass Ihr Beitrag noch vor
meinem kam; denn ich wollte gern auf den Beitrag
der Kollegin von Kalben eingehen.

Frau Kollegin von Kalben, ich glaube, in allem
Ernst: Probleme werden nicht herbeigeredet, son-
dern Probleme sind ganz offensichtlich da. Wir sind
dazu da - wenn ich das einmal aufgreifen darf -, ge-
nau diese Probleme zu lösen. Ich glaube, es ist ein-
fach falsch, in einer solchen Debatte davor zu war-
nen, die Probleme, wie der Kollege Klug es getan
hat, zu benennen. Er hat im Übrigen mitnichten nur
von Problemen gesprochen; er hat auch positive
Beispiele herausgestellt. Wenn nicht wir, liebe Kol-
legen, wenn nicht demokratische Parteien, wenn
nicht Vertreter von Demokraten, wenn nicht wir
diese Probleme benennen, dann werden andere
diese Probleme benennen und die Diskussion in ei-
ne ganz andere Richtung führen.

Deswegen ist dies genau der richtige Ort, um uns
miteinander nicht nur darüber zu unterhalten, wie
toll und wie wunderbar alles funktioniert, sondern
auch, um miteinander über die Probleme, die wir
unbestritten im Moment haben - das werfe ich nie-
mandem vor, weil wir noch nie vor einer solchen
Situation waren -, zu diskutieren. Vor allen Dingen
müssen wir den Menschen sagen, dass wir eine Lö-
sung für diese Probleme anzubieten haben.

(Vereinzelt Beifall SPD - Serpil Midyatli
[SPD]: Das ist der Punkt!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, erlauben Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, selbstverständlich.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Dr. Garg, der Punkt ist doch nicht, dass ir-
gendjemand von denen, die hier reden, eine
rosarote Brille trägt. Ich habe keinen einzi-
gen Redner gehört, bei dem das so gewesen
wäre. Wir wissen, wie groß die Herausforde-
rung ist. Die Frage ist aber schon, ob man an-
gesichts dieser Situation, in der es sehr viel
Skepsis im Land gibt, im Rahmen eines fünf-
oder siebenminütigen Redebeitrags zum The-
ma Integration die Akzentuierung so vor-
nimmt, wie auch der Kollege Dr. Klug es ge-
tan hat. Die Frage ist, ob es schlau ist, zu sa-
gen: „Ich habe da etwas gehört“, oder: „Mir
ist da etwas zugetragen worden.“ - Das wa-
ren ja seine Formulierungen. Ich glaube, dass
das im Zweifelsfall nicht der richtige Weg
ist.

Wenn man beschreibt, was wir in Sachen In-
tegration tun müssen - das war ja der Beitrag
der Kollegen zum Beispiel aus meiner Frakti-
on -, dann beschreibt man die Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen. Das ist schwie-
rig; die Herausforderungen sind groß.

Lieber Kollege Garg, wir werden beobachtet
von einer Bevölkerung, in der eine geradezu
hysterische Debatte geführt wird. Angesichts
dessen sind - das muss ich sagen - Akzentu-
ierungen, wie die, die insbesondere die Kol-
legin Damerow in der Debatte vorgenommen
hat, nicht sehr hilfreich. Es ist nicht hilfreich,
wenn man den Eindruck erweckt, dass es bei
Integration hauptsächlich um effizientes Ab-
schieben, Abschotten und Abschrecken gin-
ge. Das entspricht nicht unserer Vorstellung,
ehrlich gesagt.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Kollege Stegner, ich glaube, ich habe sehr
deutlich gemacht, dass es mir darum geht, dass De-
mokraten miteinander nicht so tun sollten, als gebe
es keine Probleme. Ich habe, glaube ich, sehr deut-
lich gemacht, dass Demokraten miteinander auch in
einer solchen Debatte der Öffentlichkeit sagen soll-
ten - im Übrigen auch dem Teil der Öffentlichkeit,
dem Sie gerade nachgesagt haben, er würde eine
hysterische Debatte führen -: Selbstverständlich se-
hen wir diese Probleme. Wir bestreiten sie nicht,
wir reden sie auch nicht klein; aber wir haben im
Gegensatz zu anderen eine Lösung für diese Proble-
me anzubieten. Das ist nämlich genau das, was die
anderen, die Gott sei Dank nicht in diesem Parla-
ment sitzen, nicht haben, aber mit diesem Thema in

drei Bundesländern gerade auf Stimmenfang gehen.
- Das war mein Ansatz. Den halte ich nach wie vor
für den richtigen.

Liebe Kollegin Midyatli, Sie haben einen Punkt an-
gesprochen, wegen dem ich mich gemeldet habe.
Sie haben im Prinzip einen historischen Diskurs ge-
führt: Was ist mit der sogenannten Anwerbepolitik
Ende der 50er-, Mitte der 60er-Jahre schiefgelau-
fen, als Deutschland Menschen aus anderen Län-
dern geradezu angeworben hat, um Arbeitsmarkt-
probleme zu lösen? Ich glaube, diese Integrations-
politik, die damals gar nicht stattgefunden hat, ist
ein Beispiel für gescheiterte Politik, die wir nicht
wiederholen wollen und auch nicht wiederholen
dürfen. Dazu gehört für mich vor allem, dass wir je-
dem Ansatz zur Bildung von Parallelgesellschaft
von vornherein begegnen. Dazu gehört für mich
zum Beispiel auch - ich habe gestern die Debatte
über Erleichterungen beim Wohnungsneubau ver-
folgt -, dass man sich nicht die Flüchtlinge im Ein-
zelnen vornimmt, sondern Wohnprojekte für be-
stimmte Gruppen fördert, zum Beispiel für junge
Familien, für ältere Menschen, für Studenten, um
von vornherein alle zusammenzubringen. Ich glau-
be in der Tat, dass ein cleveres, intelligentes, auf
Integration abgestimmtes Quartiermanagement die
Antwort sein muss und nicht eine hohle Residenz-
pflicht für Flüchtlinge, die im Zweifel ohnehin
dorthin ziehen werden, wohin sie ziehen wollen,
wenn ihr Asylantrag genehmigt ist.

(Beifall FDP, Serpil Midyatli [SPD] und Eka
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Dreiminutenbeitrag ist von der Abge-
ordneten Astrid Damerow.

Astrid Damerow [CDU]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrter Herr Kollege Dolgner, und sehr ge-
ehrter Herr Kollege Stegner, zunächst einmal, um
das ganz deutlich zu machen: Für uns besteht
Flüchtlingspolitik nicht allein aus Abschiebung.
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Uns geht es darum, auch auf Ihren Bericht einzuge-
hen. Ich mache darauf aufmerksam, dass es bei die-
sem Tagesordnungspunkt nicht allein um Integrati-
on geht, sondern auch um den Bericht zur Unter-
bringungssituation der Flüchtlinge, mit dem ich
mich auseinandergesetzt habe.

Der Innenminister hat vorhin selbst deutlich ge-
macht, dass wir natürlich nicht alle Menschen hier-
behalten können und die Menschen, die kein Blei-
berecht erhalten, zurückgeführt werden müssen, das
heißt abgeschoben werden müssen. Das hat Ihr ei-
gener Innenminister vorhin gesagt. Ich fordere und
erwarte von Ihnen nichts anderes, als dass Sie Ihre
eigenen Regeln einhalten.

(Beifall CDU)

Das tun Sie an der Stelle nicht. Sie winden sich im-
mer wieder darum herum.

Herr Dolgner, Sie können mir jetzt noch einmal et-
was von den Befindlichkeiten in Rendsburg-
Eckernförde erzählen. Das war ein Beispiel. Es gibt
auch andere. Ich verweise auf unsere Kleine Anfra-
ge von Anfang Januar 2016. Da hatten wir die Fra-
ge gestellt:

„Wie viele angeordnete Abschiebungen
konnten im Jahr 2015 nach Kenntnis der
Landesregierung nicht stattfinden …?“

Daraufhin hat die Landesregierung geantwortet:

„Die Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger Per-
sonen, die sich … entzogen haben, wird stati-
stisch nicht erfasst.“

Ich meine, auch darüber lässt sich diskutieren.

„Das Landesamt für Ausländerangelegenhei-
ten hat im Jahr 2015 … in geschätzt minde-
stens 500 Fällen bereits gebuchte Maßnah-
men stornieren müssen; eine konkrete stati-
stische Erhebung liegt nicht vor. Auch wer-
den Gründe für die Stornierungen nicht erho-
ben.
Einige ausreisepflichtige Personen entziehen
sich der Abschiebung.“

Und so weiter. Sie können dies nachlesen.

(Wortmeldung Dr. Kai Dolgner [SPD])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete.

Astrid Damerow [CDU]:

Nein, ich lasse das nicht zu.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Auf unsere Nachfrage im Ausschuss hat uns die
Landesregierung erklärt, dass ihr völlig unerklärlich
sei, wie es zu diesen 500 stornierten Abschiebun-
gen kam. Es müssen ja wohl geplante Abschiebun-
gen gewesen sein, die einfach nicht stattgefunden
haben. Ich finde die Frage, warum so etwas nicht
stattfinden kann, sehr statthaft. Ich halte es für
einen Skandal, dass die Landesregierung bis heute
nicht sagen kann, wie so etwas zustande kommt,
und was sie dagegen unternehmen will.

(Beifall CDU)

Sie können sich darüber empören, wie Sie wollen;
die Erwartung, dass Sie die Regeln, die Sie sich
selbst gegeben haben, gefälligst auch umsetzen, ha-
ben wir, aber vor allem auch unsere Bürger. - Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, vereinzelt FDP - Dr. Kai Dol-
gner [SPD]: Was eine BAMF-Abschiebung
ist, wissen Sie schon und wofür das „B“
steht? Muss man ja nicht wissen! - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Keine Aufregung!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Ein weiterer Dreiminutenbeitrag kommt jetzt von
Frau Abgeordneter Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zwei
Erwiderungen:

Lieber Herr Garg, ich glaube, ich habe hier sehr
deutlich gemacht, dass ich nicht irgendetwas ver-
schleiern will; das ist auch ein schönes Wortspiel.
Ich möchte hier nicht irgendwelche Herausforde-
rungen kleinreden; das ist völlig klar. Diese Ansicht
teilen wir. Wichtig ist, dass wir uns über die Lösun-
gen streiten. Wir dürfen nicht immer sagen: „Es
müsste irgendeine Lösung geben“, oder: „Ich habe
das mal gehört.“ - Das ist eine Debatte, die ich pro-
blematisch finde.

Wir haben deutlich gemacht, dass die Landesregie-
rung in fünf oder sechs Berichten hier ihren Weg
hinsichtlich der verschiedenen Themenfelder deut-
lich gemacht hat. Dazu kann man entweder sagen:
Mehr, mehr, mehr - zum Beispiel mehr DaZ-Leh-
rer. Oder man kann wie Frau Damerow sagen:
Mehr abschieben, dann haben wir auch weniger zu
integrieren. Aber wenn man nur sagt: „Das ist alles
blöd, und das muss alles anders werden“, dann habe
ich damit ein Problem. Ich will jetzt nicht sagen,
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dass Sie immer so reden, Herr Garg. Aber ich will
sagen: Mir reicht es nicht, sich hier hinzustellen
und zu sagen: „Wir müssen mal Lösungen suchen“,
oder: „Die Menschen haben Ängste.“ Ich glaube,
das schürt in der Debatte eher das, was niemand
von uns schüren will.

Zweitens, zu Frau Damerow.

(Zuruf Astrid Damerow [CDU])

- Bitte?

(Astrid Damerow [CDU]: Man kann doch
nicht einfach negieren, was einem nicht ge-
fällt!)

- Ich negiere überhaupt nicht, was mir nicht gefällt,
sondern ich sage deutlich, wofür wir politisch ste-
hen. Wir setzen ganz klar auf freiwillige
Rückkehr. „Freiwillig“ ist in diesem Zusammen-
hang ein sehr schwieriges Wort, weil die Menschen
in der Regel nicht gern zurückgehen. Aber wir
glauben, dass die Menschen nicht in Haft genom-
men werden müssen, wenn sie nichts verbrochen
haben.

(Astrid Damerow [CDU]: Das habe ich über-
haupt nicht erwähnt!)

Dass Abschiebungen nicht funktionieren, hängt
nicht nur mit der Landespolitik zusammen, sondern
auch mit der Bundespolitik. Dass viele Menschen
gar nicht wissen, ob sie hierbleiben können oder ge-
hen können, das hat mit dem Bundesamt für Migra-
tion, kurz BAMF, zu tun.

Dort muss man immer noch Monate warten, bis
man überhaupt den Antrag stellen kann und bis ent-
schieden wird. Sie sagen, es gibt einen Skandal zu
den Zahlen. Das wissen wir nicht. Herr Klug hatte
das ja auch schon eingewandt. Es gibt ein Chaos
zwischen Landes- und Bundesebene. Das ist ein
Problem. Sie können aber nicht sagen, dass dies nur
Sache der Landesregierung ist. Wir müssen hier ge-
meinsam mit dem Bundesamt zu einer Klarheit in
den Zahlen, in den Fakten und zugeordneten Vor-
gängen kommen. Wir wollen auf freiwillige Rück-
kehr setzen, weniger auf Abschiebung und nicht auf
Abschiebehaft. - Danke sehr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann,:

Für den nächsten Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich finde es allmählich intellektuell etwas unter
Wert, wenn man permanent unterstellt bekommt,
man wolle Probleme nicht sehen, die natürlich jeder
Mensch sieht. Das ist doch ganz offenkundig. Ich
hatte in meinem Beitrag gesagt, es werden nicht al-
le hierbleiben können, und es werden auch nicht al-
le hierbleiben wollen. Integration ist eine Aufgabe,
die ganz schwierig ist. Nehmen Sie mal zur Kennt-
nis, dass das so ist.

Frau Kollegin Damerow, wenn man die Diktion Ih-
rer Rede angehört hat, auch jetzt wieder, als Sie
sprachen, dann ist das, was man dabei vor allem
heraushört, die Debatte, die innerhalb Ihrer Union
darüber geführt wird, ob man nicht Signale in die
Welt schicken muss, dass man ein unfreundlicheres
Gesicht zeigt. Das spiegelt sich in Ihrem Beitrag
wider.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das macht doch
die Bundesregierung! - Zuruf Klaus Schlie
[CDU])

- Herr Kollege Schlie, das mag ja sein, aber hier
geht es nicht um das Gesicht hier im Haus, sondern
um das Gesicht gegenüber den Menschen in aller
Welt, denen wir helfen wollen. Das ist ein sehr ern-
ster Punkt. Die Union muss sich einmal entschei-
den, was sie will.

Vielleicht haben wir am Wochenende die Gelegen-
heit, das einmal zu sehen, wenn wir wissen, wie das
alles ausgegangen ist. Es wird ja für uns auch kein
Feiertag werden. Mir ist schon klar, dass es schwie-
rig ist. Ob es aber wirklich schlau ist, für und gegen
die Bundeskanzlerin Wahlkampf zu machen, wenn
man der Union angehört, bezweifle ich. Hierin wird
Ihre Zerrissenheit deutlich.

Der ernste Punkt ist - wie der Kollege Garg mit sei-
nem Beitrag zu Recht gesagt hat -: Die Aufgabe der
demokratischen Parteien muss doch sein, dass wir
das Problem gelöst bekommen. Wenn wir den Ein-
druck erwecken, dass wir nicht einmal innerhalb
der eigenen Parteien dazu finden können, dies kon-
struktiv in den Vordergrund zu stellen, gibt es einen
Gewinner in dieser ganzen Unternehmung, und das
sind diejenigen, die nichts mit der Demokratie am
Hut haben. Das macht die Sache problematisch,
Frau Kollegin Damerow. Deswegen geht es darum,
dass wir in den Vordergrund stellen, den Menschen
zu sagen: Wir können das lösen.

Frau Damerow, wir haben das Privileg, dass wir im
Jahre 2016 in einem wohlhabenden Land, in dem
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vieles funktioniert, Politik machen dürfen. Das hat-
ten unsere Vorgänger, die das in den späten 1940-er
und Anfang 1950-er Jahren gemacht haben, nicht.
Sie haben es in Schleswig-Holstein aber auch hin-
bekommen. Wenn man das einmal sieht, liebe Frau
Kollegin Damerow, dann muss der Ansatz, den
man nach außen zeigt, doch der sein, „Wir schaffen
das!“, wie die Kanzlerin sagt, und ich füge hinzu:
Und wir sagen auch wie.

Das tun wir, indem wir die Menschen ermutigen
und indem wir die Infrastruktur stärken und indem
wir nicht Ängste verbreiten. Davon gibt es nämlich
viele. Vor allem auch dadurch, dass wir nicht im-
mer nur über Abschieben und Abschotten reden.

Wir würden viel weniger über das Thema Abschie-
bung reden, da hat Frau Kollegin Eka von Kalben
völlig recht, wenn es nicht immer noch Monate
dauerte, bis man Menschen sagen kann, ob sie eine
Bleibeperspektive haben, und dann schieben wir
aber am Ende Leute ab, die teilweise hier geboren
sind und seit zehn Jahren hier leben. Es ist nicht in
Ordnung, dass das immer noch passiert. Daran
müssen wir noch etwas ändern, damit die Integrati-
on hier vorangeht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Liebe Frau Kollegin Damerow, das wäre die richti-
ge Akzentsetzung. Lassen Sie uns das gemeinsam
machen.

Frau Kollegin Beer, Ihr Beitrag war so unterirdisch,
dass ich mich darauf beschränken möchte, dies hier
festzustellen und sonst nichts dazu hinzufügen.

(Zuruf Angelika Beer [PIRATEN])

Sie sind nicht dabei, wenn wir hier vernünftige In-
tegrationspolitik machen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug von der
FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Da es
ja von einigen Diskussionsteilnehmern Kritik an
meinem Redebeitrag gegeben hat, will ich versu-
chen, das eine oder andere noch einmal geradezu-
rücken.

Ich habe mich auf den Bericht, den der Innenmini-
ster vorgetragen hat, bezogen. Der enthält natürlich
eine ganze Reihe von Zahlen, Daten und Fakten.
Mein zentraler Punkt war, beispielsweise gerade bei
den Integrationskursen, dass das, was das Land dort
als zusätzliche Leistung angeschoben hat, ja nicht
einmal ein Zehntel der formell in der Zuständigkeit
des Landes aufgenommenen Flüchtlinge erfasst.
Das ist ein Punkt, über den man reden muss.

Mir geht es um die Frage: Erreichen wir denn,
wenn man die Maßnahmen des Bundes, die Maß-
nahmen der BAMF, das, was zusätzlich vom Land
kommt, also diese heterogene Palette, nimmt, damit
wirklich alle? Diese Frage ist aus dem Bericht des
Innenministers nicht positiv zu bewerten. Ich halte
es für problematisch, dass die öffentlichen Stellen,
die mit diesem Thema betraut sind, in Deutschland
tatsächlich nicht genau sagen können, ob wir wirk-
lich alle Flüchtlinge mit solchen Integrationsan-
geboten erreichen. Das ist Problem Nummer eins.

Ich habe einige Beispiele genannt. Es ist die Stärke
der Landespolitiker im Gegensatz zu den Bundes-
politikern, der stellvertretende Bundesvorsitzende
der SPD möge hier einmal ein bisschen Toleranz
üben -, dass wir oft an der Basis, in den Kommunen
vor Ort, auch in kleineren Regionen, mehr von der
Realität, die sich im Land darstellt, mitbekommen,
als es die Bundespolitiker vielfach schaffen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] - Zuruf
Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Ja, Sie sind auch noch Landespolitiker. Sie sind da
in einer Zwitterfunktion.

Ich habe Ihnen aus einer Reihe von Schilderungen
etwas vorgetragen. Eine dieser Schilderungen
stammte von jemandem, der sich aktiv als Ehren-
amtler in seiner kleinen Gemeinde engagiert, übri-
gens auch in seinem SPD-Ortsverein. Er hat mir ge-
sagt: Wissen Sie, Herr Klug, was passiert, wenn ich
die Probleme, die ich sehe, bei mir in meiner Partei
anspreche? Ich werde es jetzt nicht mit den Worten
wiedergeben, die er mir gesagt hat, aber die Reakti-
on ist dann offenbar so, wie die Reaktion von Frau
Midyatli und in gedämpfter Form von Herrn Steg-
ner auf meinen Redebeitrag, nach dem Motto: Wo
bleibt das Positive? Man soll doch nicht so über
Probleme sprechen!

Mit anderen Worten: Vielleicht hören Sie auch ein-
mal mehr - als das hier zum Ausdruck kommt - in
Ihre eigene Partei hinein, wenn es um die Verarbei-
tung der tatsächlich im Land auf diesem Themen-
feld vorhandenen Probleme geht.
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(Beifall FDP - Zuruf SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrter Kollege Dr. Stegner. Vielleicht soll-
ten wir einmal wechselseitig aufhören, uns immer
zu unterstellen, dass wir -

(Zuruf)

- daran habe ich bei Ihnen keinen Zweifel, dass Sie
Demokraten sind -, auf der moralisch schlechten
Seite stehen. Das tun Sie gelegentlich. Das ist der
Fall, wenn wir andere Auffassungen teilen.

Ein Teil unseres demokratischen Diskurses leidet
darunter, dass Menschen das Gefühl haben, über ih-
re Erlebnisse, Erfahrungen und Probleme nicht
mehr offen reden zu können, weil sie ansonsten in
eine bestimmte Ecke gestellt werden, in die sie
nicht wollen. Das trifft nicht nur für Leute aus der
FDP und CDU zu, sondern auch für Leute aus Ihrer
eigenen Partei und andere. Ich gebe nur wieder,
was der Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg,
der lange Zeit in der SPD war, mitgeteilt hat: Er
kann in seiner eigenen Partei nicht mehr über das
offen reden, was ihn als Kommunalpolitiker be-
trifft. Es wäre für den demokratischen Diskurs und
auch für die Möglichkeit, der AfD wieder Wähle-
rinnen und Wähler wegzunehmen, sinnvoll, wenn
wir - -

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Herr Dolgner, Sie hören nicht zu. Der Kollege
Stegner hat gesagt, mit solchen Reden leiste man
der AfD Vorschub. Das ist ein schlichter Unsinn,
der da betrieben wird.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Kubicki, lassen Sie eine Bemerkung
des Kollegen Dr. Stegner zu?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin, selbstverständlich.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Kubicki, ich habe sehr ernsthaft geredet
und auch differenziert zwischen dem, was
ich an die Adressen von Dr. Klug und Kolle-
gin Damerow gesagt habe. Dem einen Punkt,

den Sie festgestellt haben und auch Dr. Klug
vorhin, dem will ich nachdrücklich wider-
sprechen. Sie wissen, ich habe das auch auf
einer FDP-Veranstaltung im Herzogtum Lau-
enburg, zu der uns Kollege Vogt einmal ein-
geladen hatte, getan. Die Behauptung, man
dürfe in Deutschland seine Meinung nicht sa-
gen, ist wirklich falsch. Die wird von Rechts-
populisten erhoben. Sie ist falsch. Sie ist
falsch, wenn sie der Magdeburger Oberbür-
germeister sagt. Sie ist falsch, wenn sie Mit-
glieder meiner oder Ihrer Partei sagen. Wir
hören sehr wohl hin. Man kann unterschiedli-
che Schlussfolgerungen daraus ziehen. Wir
haben hier aber Meinungsfreiheit. Die Be-
hauptung, dies sei anders, trägt dazu bei, dass
es so kommt. Es ist wirklich nicht so. Dem
widerspreche ich ausdrücklich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Die Meinungsfreiheit zeigt sich übrigens
auch in diesem Haus, in dem man solche dol-
len Reden wie heute die der Kollegin Beer
oder gestern die des Kollegen Dr. Breyer hin-
nehmen muss. Das dürfen sie.

(Zurufe: Oh!)

Zur Meinungsfreiheit gehört aber auch dazu,
öffentlich zu sagen, dass man das für großen
Unsinn hält. Genau dieses darf man dann
auch tun. Das ist auch Teil der Meinungsfrei-
heit. Das nehme ich gelegentlich für mich in
Anspruch.

- Herr Dr. Stegner, ich nehme zur Kenntnis, dass
Sie den Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg,
der 20 Jahre in der SPD war, für einen Rechtspopu-
listen halten, weil er das geäußert hat, und dass Sie
die Vorsitzenden ihrer Ortsverbände in Nordrhein-
Westfalen, die entsprechendes äußern, für Rechts-
populisten halten.

Sie sagen, das seien Rechtspopulisten, die erklären,
sie könnten nicht mehr das sagen, was sie denken.

(Zurufe SPD)

Herr Kollege Dr. Stegner, wir müssen diese Stim-
mung aufnehmen. Ich versuche, das noch einmal zu
erklären. Ich versuche seit einem halben Jahr, das
zu erläutern. Wenn wir diese Stimmung nicht auf-
nehmen, stoßen wir Menschen vor den Kopf, die
das so empfinden.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wir nehmen sie
auf! Das ist unsere Partei! Kommen Sie doch
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einmal vorbei! Ich lade Sie zur Mitglieder-
versammlung ein! Dann können Sie das se-
hen!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Dolgner, das ist schön. In diesem Moment
geht es aber nicht um Mitgliederversammlungen - -

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Dr. Dolgner, ich komme gern auch in Ihre Par-
tei.

(Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kubicki, gestatten Sie eine weitere Bemer-
kung?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

20 oder 30 Leute kriegen wir auch noch zusammen.
Das ist keine große Veranstaltung.

(Heiterkeit und Beifall FDP und CDU - Zu-
rufe SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie eine weitere Bemerkung des Abge-
ordneten Dr. Stegner?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Diese wunderbare Form der Überheblichkeit der
Sozialdemokratie wird sich rächen. Glauben Sie
mir das!

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Wir organisieren beispielsweise Neujahrsempfänge
mit deutlich größerer Durchschlagskraft als Sie, wie
ich gerade auch in Lauenburg habe erfahren dürfen.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Kubicki, meine Damen und Herren
aus der SPD, Herr Dr. Dolgner, ich bitte, dass wir
zu einem geordneten Verfahren kommen. Wenn Sie
Fragen an den Abgeordneten haben, können Sie
sich gern eines Saalmikrofons bedienen. - Herr Ku-
bicki, lassen Sie eine weitere Frage des Abgeordne-
ten Dr. Stegner zu?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ja, gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Damit hat Herr Dr. Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich bemühe mich
um große Ernsthaftigkeit, weil das Thema,
über das wir heute reden, durchaus ernsthaft
ist.

Nein, es ist niemand Rechtspopulist, der -
auch in meiner Partei - so redet. Ich habe ge-
sagt: Es ist eine falsche Behauptung, man
dürfe hier nicht seine Meinung sagen. Die
wird im Wesentlichen von Rechtspopulisten
gestützt, darauf gründen die einen Teil ihrer
Agitation.

Ich muss ehrlich sagen, mir wäre wohler,
wenn auch ein Freier Demokrat, der natürlich
Anhänger der freien Meinungsäußerung sein
muss - das sind Sie ja auch -, feststellt, dass
die Behauptung objektiv falsch ist, man dürfe
seine Meinung nicht sagen.

Wir hören in unserer Partei ganz viel hin,
und auch ich höre ganz viel Kritisches. Herr
Kollege Kubicki, es ist aber etwas anderes,
ob man an die, die hier vom Mikrofon aus re-
den, die Erwartung richtet, dass wir, wenn
wir über Integrationspolitik reden, nicht in
den Vordergrund stellen, was es alles an Pro-
blemen gibt, sondern wie wir die Herausfor-
derungen gemeinschaftlich lösen wollen. Das
habe ich versucht, vorhin deutlich zu ma-
chen.

Wir können unterschiedlicher Meinung sein,
aber lassen Sie uns in diesem Haus bitte fest-
stellen, dass die Meinungsfreiheit in
Deutschland nicht eingeschränkt ist. Es gibt
keine Lügenpresse, es gibt keine Systempar-
teien - das ist alles großer Humburg -, son-
dern es gibt freie Meinungsäußerung. Es gibt
allerdings kluge Meinungsäußerungen und
weniger kluge. Aber auch das war schon im-
mer so.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Dr. Stegner, Sie werden mit mir immer einen
Streiter dafür finden, dass basierend auf der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung Meinungs-
freiheit herrscht und sich ausgetauscht werden
kann. Ich sage in all meinen Reden, dass hier Mei-
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nungsfreiheit herrscht, dass manche Leute vielleicht
nur nicht den Mut haben, ihre Meinung zu äußern,
aus welchen Gründen auch immer.

Das ändert aber nichts daran, dass mehr als 50 %
der Deutschen glauben - ob das berechtigt ist, spielt
keine Rolle -, sie könnten ihre Meinung nicht mehr
frei äußern. Die müssen wir abholen, und zwar
nicht durch die Erklärung, die Angst sei unberech-
tigt, sondern dadurch, dass wir Maßnahmen ergrei-
fen, die dieser Angst entgegenwirken.

Ich habe schon einmal versucht, es zu erklären. Als
ich auf einem Frauenparkplatz parkte, hat meine
Frau mich angemault wie Sau und gesagt: „Was
machst du da? Der Parkplatz ist für Frauen da!“ Da
habe ich gefragt: „Warum?“ Da hat sie geantwortet:
„Weil die Frauen dann schneller zum Ausgang ge-
hen können.“ Darauf habe ich gesagt: „Die Furcht
von Frauen, im Parkhaus überfallen zu werden, ist
irrational, weil die Wahrscheinlichkeit, bei einem
Autounfall geschädigt zu werden, deutlich größer
ist, als im Parkhaus überfallen zu werden. Deine
Angst ist unbegründet.“ Darauf fragte sie mich:
„Was soll mir das jetzt sagen?“

(Wolfgang Baasch [SPD]: Das geht mir aller-
dings auch so!)

- Ich verstehe, dass auch Ihnen das so geht. - Wir
können doch nicht ignorieren, dass 50 % der Men-
schen so denken! Wenn Sie das tun, werden Sie im-
mer weniger Wählerinnen und Wähler finden und
die Rechten Zulauf bekommen. Sie können doch
nicht sagen, 50 % der Deutschen seien Rechtspopu-
listen, weil sie so etwas glauben. Das ist Unsinn.
Herr Dr. Stegner, es ist ein Klima entstanden, das
wir ändern müssen, oder es wird sich gegen uns
wenden.

(Beifall FDP)

Wir dürfen auch nicht den Eindruck erwecken -
was in Reden manchmal passiert -, als sei Flucht ei-
ne legitime Form der Zuwanderung. Flucht ist et-
was anderes als Zuwanderung. Wir brauchen end-
lich ein Zuwanderungsgesetz, in dem wir die ge-
nauen Kriterien festlegen, bei denen wir wollen,
dass Menschen nach Deutschland kommen, um
möglicherweise auch Deutsche werden zu können.
Das ist die erste Voraussetzung.

(Beifall FDP und CDU)

Es muss klar sein, dass wir uns um alle Menschen
kümmern müssen, die hier sind, weil es auch in un-
serem Interesse liegt, Flüchtlinge, die einmal in ihr
Heimatland zurückkehren werden, ordentlich aus-

zubilden und Kontakte herzustellen. Das ist für die
wichtig und auch für uns.

Wenn wir ein rechtsstaatliches Verfahren haben,
muss auch das Ende des Verfahrens konsequent
durchgesetzt werden; sonst brauchten wir das nicht.
Wer erklärt, jeder könne hierbleiben, wenn er nur
den Fuß auf deutschen Boden setze, hat das System
nicht verstanden. Dann können wir das BAMF ab-
schaffen und sagen: Jeder, der hier ist, darf auf
Dauer bleiben.

Nein, wir müssen wieder dem Recht zum Durch-
bruch verhelfen. Dann werden wir das Vertrauen
der Menschen zurückgewinnen. Wir dürfen nicht
alles über einen Kamm scheren. Das ist das
Schlimmste, das passieren kann. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat die Abgeordnete Angelika Beer von der Piraten-
fraktion.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe langsam
Zweifel, ob der Kollege Stegner die Drucksache
18/3906 überhaupt gelesen hat.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Das macht
nichts!)

Wenn Sie meine Bezugnahme darauf als unterir-
disch bezeichnen, möchte ich Ihnen sagen, was wir
unter unterirdisch verstehen.

Dort steht auf Seite 12:

„Zum sogenannten Asylpaket III liegt noch
kein konkreter Gesetzentwurf vor. Es ist bis-
lang nur die Absicht bekannt, einen Artikel
für die Schaffung eines Wohnortzuweisungs-
gesetzes ... einzubringen.“

Ich fordere Sie an dieser Stelle auf, dem Parlament
diesen nicht konkreten Gesetzentwurf vorzulegen
und in der nächsten Sitzung des Innen- und Rechts-
ausschusses zu diskutieren.

(Beifall PIRATEN)

Auf Seite 13 heißt es zum Asylpaket IV:

„Zum sogenannten Asylpaket IV liegt bis-
lang lediglich ein Eckpunktepapier vor.“

Dann kommen die ganzen Einschränkungen der
bürgerlichen Grundrechte. Freiheitlich-demokrati-
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sche Grundordnung, Herr Kubicki, da müssten Sie
ganz bei mir sein.

Deswegen fordere ich Sie auf: Legen Sie dem In-
nen- und Rechtsausschuss zur nächsten Sitzung die-
ses Eckpunktepapier vor!

(Beifall PIRATEN)

Wir werden nicht aufhören, dies zu thematisieren.
Nur weil Sie in der Koalition Zwist haben, ob Sie
die Zahl der sicheren Herkunftsländer ausweiten
wollen, und - auf Deutsch gesagt - Schiss haben,
über die weiteren Pakete zu sprechen, lassen wir
uns unsere Freiheiten hier durch Sie nicht ein-
schränken.

(Beifall PIRATEN - Zurufe SPD)

- Wenn der Begriff unparlamentarisch war, würde
ich das eine Wort mit „Sch“ zurücknehmen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: „Schade“, oder
was war das? - Heiterkeit und Unruhe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag zu
a), Drucksache 18/3936, durch die Berichterstat-
tung der Landesregierung seine Erledigung gefun-
den hat.

Es ist beantragt worden, dass der Bericht der Lan-
desregierung, Drucksache 18/3906, dem Innen- und
Rechtsausschuss zur abschließenden Beratung
überwiesen werden soll. Wer so beschließen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Damit ist dies einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf:

Hochwasserschutz in Lauenburg/Elbe

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/3901

Ich erteile das Wort dem Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der vorliegende Bericht ist an zwei Stellen zu kor-
rigieren. Wir haben der antragstellenden FDP-Frak-

tion mitgeteilt, dass relevante Informationen in den
letzten Wochen noch vorgelegt werden und die
Zahlen in den Anträgen korrigiert werden müssen.
Für das Programm zur Wiederherstellung der
Infrastruktur in den Gemeinden ist im Bericht von
elf offenen Anträgen die Rede - es sind nur noch
neun. Die ausgeschüttete Summe hat sich um fast
200.000 € auf 5,8 Millionen € erhöht. Das Pro-
gramm zur Unterstützung vom Hochwasser be-
troffenen Privathaushalten hatte nach dem Be-
richt noch 15 offene Anträge - jetzt sind es nur
noch 13. Die ausgezahlte Summe hat sich auf
2,6 Millionen € erhöht.

Grundlegender ist die Diskussion in Lauenburg
und die Frage, wie es mit dem Hochwasserschutz
für die Altstadt weitergeht. Es gibt vier Bereiche,
die nach dem Hochwasser 2002, 2006, 2011 und
2013 eingeteilt wurden. Die abgeschlossenen Ar-
beiten beziehen sich auf den Stecknitzdamm und
die Palmschleuse. Für das Ruferufer bis zur Hitzler-
werft sind die Planungen für die Beauftragung der
Unternehmen in der Ausschreibung und werden
zeitnah vergeben werden.

Offen war bisher das weitere Vorgehen in der Alt-
stadt, und vor allem darum rankt sich die politische
Debatte. Es gab - dass wissen alle, die sich damit
beschäftigt haben - eine durchaus konfrontative Si-
tuation im Jahr 2014, weil es unterschiedliche tech-
nische Auffassungen zur Stabilität des Elbhangs
unter Wirkung des Hochwassers auf die Standortsi-
cherheit gab. Wir sind damals mit der Stadt Lauen-
burg und ihren Vertretern so verblieben, dass wir
ein gemeinsames Gutachten in Auftrag geben. Das
Land bezahlt, Lauenburg - begleitet durch einen
wissenschaftlichen Beirat - definiert die Fragestel-
lungen. Gemeinsam werden die Gutachter und die
begutachtenden Firmen ausgewählt.

Die Gutachten sind in den letzten Tagen eingetru-
delt und wurden vorgestern vorgestellt. Das werden
die Redner nach mir wissen und sich darauf bezie-
hen. Diese Gutachten haben in der Tat Aufklärung
gebracht zu der gemeinsam erarbeiteten Fragestel-
lung, nämlich dergestalt, dass der Elbhang nicht
durch das Hochwasser rutscht. Es gibt schräge Stel-
len, an denen die Böschung bröckelt, und es gibt
unter den Häusern eine schwierige Bausubstanz im
Grund. Aber durch das Hochwasser gibt es keine
weiteren Ausspülungen, weder des Hanges noch
des Baugrundes unter den Häusern.

Daraus wird abgeleitet - und zwar gemeinsam von
den Gutachtern, der Stadt Lauenburg und dem
Ministerium -, dass die Errichtung einer tiefgrün-
denden Spundwand zur Stabilisierung des Elbhangs
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nicht notwendig ist. Daraus wurde das Konzept, das
damals in der Realisierungsvariante C von Lauen-
burg gewünscht wurde, modifiziert. Damals war die
Begründung so: Wenn der Hang rutscht, braucht
man eine Spundwand, wenn man eine Spundwand
braucht, dann braucht man eine Promenade, um die
Spundwand zu errichten und abzustützen. Jetzt
brauchen wir die Spundwand nicht mehr, die Pro-
menade auch nicht mehr. Die Lösung, die für den
Hochwasserschutz von Lauenburg gefunden wurde,
sieht eben keine Mauer vor der Stadt mehr vor, son-
dern eine Arbeit in der Substanz der Altstadt. Das
heißt, es wird - wir haben das Baukastenmodell
genannt - einen geschlossene Hochwasserschutzli-
nie vor der Stadt geben, bestehend aus den Mauern,
die da sind, wenn sie noch ertüchtigt werden kön-
nen, oder neu zu setzenden Mauern, und in vier Fäl-
len, in denen die Häuser selbst die Hochwasserbar-
riere bilden, aus den Häusern selbst - gemessen und
mit einem Risikoaufschlag versehen an den Pegel-
stand, der bei 10 m liegt, also deutlich höher als das
letzte gemessene Hochwasser, und das war ja schon
das Jahrhunderthochwasser.

Das System sieht dann vor, dass hinter dieser
Schutzlinie eine Drainage gelegt wird, sodass zwar
weiterhin die Keller geflutet werden, aber nicht
mehr von oben Wasser der Elbe in die Stadt ein-
dringt. Es wird das Grundwasser, wenn das Elbwas-
ser ansteigt, mit dem Hochwasser ansteigen. Auch
das ist in dem Gutachten klargestellt worden. Dann
wird es in die Twieten abgeleitet und aus den Twie-
ten über die Mauern herübergepumpt. So ist der ge-
meinsame Stand der Beratungen. So ist es am Mitt-
wochabend vorgestellt worden, und - nach einigen
kritischen Bemerkungen - mehrheitlich, so würde
ich sagen, gutgeheißen worden.

Damit liegt der Ball, wie es weitergeht, bei der
Stadt Lauenburg. Sie schreiben unter den genannten
Bedingungen aus, damit dann Firmen die einzelnen
Pläne aufstellen. Dann wird sofort umgesetzt wer-
den. Dieses Ausschreiben und dieses Sofort haben
einen Nachteil, den weder die Stadt Lauenburg
noch wir zu verantworten haben: Bei der Summe,
die in Rede steht - 15 Millionen € plus/minus, so
genau kann das niemand sagen, es soll auch nicht
am Geld scheitern, wir schauen in keinster Weise
auf das Geld, aber bei dieser Summe, ab
270.000 € -, muss europaweit ausgeschrieben wer-
den. Aus den Erfahrungen, die wir an anderen Stel-
len gesammelt haben, dauert so etwas manchmal
bis zu einem Jahr. Das ist manchmal schwer zu
verstehen, für die Anwohner schon gar nicht, und
ärgerlich allemal. Gleichwohl hat das selbstver-
ständlich seine Berechtigung, und das will ich auch

gar nicht infrage stellen, um Vetternwirtschaft und
Schmu an der Stelle zu unterbinden. Aber entspre-
chend dauert es wohl noch eine gewisse Zeit, bis
die Beauftragung erfolgen kann. Dann rechnen wir
damit, dass die Planfeststellung im Detail etwa ein
Jahr dauert - auch das ist eine grobe Schätzung -,
sodass dann in zwei Jahren gearbeitet werden kann.

Es tut mir für die Anwohner leid, dass es so lange
dauert. Das letzte Jahr hat diesen Zeitpunkt natür-
lich auch noch einmal nach hinten geschoben, hat
aber Ergebnisse gebracht, die in der Summe einen
Hochwasserschutz bieten werden, wie ihn Lauen-
burg noch nie hatte. Man braucht dann nie wieder
Möbel aus dem Erdgeschoss herauszuholen, und -
und auch das ist ja wichtig und das ist auch das,
was die Lauenburger selbst sagen - es wird den
Charakter der Altstadt, sowohl beim Blick von der
Elbe als auch in der Wohnsubstanz, nur minimal
verändern. Während die alte Planung vorsah, eine
große Promenade plus einer Mauer auf 400 bis
500 m Länge zu errichten, wird jetzt der Charakter
der Stadt, der gerade seinen Charme in dem Wür-
felsystem, in dem liebevollen Chaos, das Lauen-
burg auch ausmacht, hat, erhalten bleiben. Ich fin-
de, das ist, wenn man nach vorne und nicht nach
hinten schaut, durchaus eine gute Perspektive für
Lauenburg. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Der Minister hat die vereinbarte Redezeit um eine
gute Minute überzogen. Die steht jetzt allen Frak-
tionen ebenfalls zur Verfügung. Wir stellen also die
Zeit auf 6 Minuten ein. Ich eröffne die Aussprache
und erteile Herrn Abgeordneten Christopher Vogt
von der FDP-Fraktion das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Erst
einmal vielen Dank an die Landesregierung für den
vorgelegten Bericht. Wir hatten uns natürlich zuge-
gebenermaßen etwas mehr davon versprochen. Wir
debattieren ja eigentlich gar nicht, Herr Minister,
über den Bericht, sondern eigentlich über das Gut-
achten, das Sie erst am Mittwochabend vorgestellt
haben.

Ich möchte, weil das auch Bestandteil des Berichts
ist, zunächst einmal auf das Thema Fluthilfen zu
sprechen kommen, für das ja das Innenministerium
zuständig ist. Da wurde den von der Flut betroffe-
nen Bürgern im Jahr 2013 bei der letzten Hochwas-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 116. Sitzung - Freitag, 11. März 2016 9667

(Minister Dr. Robert Habeck)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG


serkatastrophe schnelle und unbürokratische Hilfe
versprochen. Jetzt, nach etwa zweieinhalb Jahren,
muss man, glaube ich, auch kritisch feststellen, dass
weder das eine noch das andere so richtig geklappt
hat, zumindest nicht so, wie man sich das vorge-
stellt hat.

Die Frage ist jetzt natürlich, was man daraus lernt.
Verspricht man beim nächsten Mal nicht so viel?
Oder bekommt man es tatsächlich schneller und un-
bürokratischer hin? Ich bin, ehrlich gesagt, für
Letzteres; denn es ist in der Tat keine einfache Si-
tuation, von einem Hochwasser betroffen zu sein.
Wir alle, die wir an dem Thema dran sind, haben
uns das vor Ort angeschaut. Ich glaube, das hätte
besser laufen können. Wenn ein Drittel der einge-
gangenen Anträge noch immer in der Schwebe ist
und wenn derzeitige aktuelle Kostenabschätzungen
über ein Dreivierteljahr alt sind, dann lässt das doch
erheblich daran zweifeln, dass das ordentlich funk-
tioniert.

(Beifall FDP)

Zum Hochwasserschutz und den vorgestellten
Gutachten: Es ist erst einmal gut, Herr Minister,
dass es jetzt endlich ein Ergebnis gibt, über das
man miteinander diskutieren kann. Ich glaube aber
auch, dass man noch darüber diskutieren sollte;
Herr Minister. Von Interesse ist natürlich vor allem,
was in der Altstadt von Lauenburg passiert. Man
darf immer nicht vergessen: Es geht auch um ande-
re Gemeinden und auch um andere Teile in der
Stadt Lauenburg. Beim letzten Hochwasser konnten
sich die Lauenburger ja vor Besuchen der Politpro-
minenz kaum retten. Wir sind uns da ja gegenseitig
so ein bisschen auf die Füße getreten. Die Kanzle-
rin war da, der Ministerpräsident war da - sehr pro-
minent vertreten. Das hat natürlich auch eine ge-
wisse Erwartungshaltung erzeugt.

Da hat man natürlich auch gehofft, dass relativ
schnell ein großer Wurf kommt, also ein wirklich
nachhaltiger Schutz für die nächsten Jahrzehnte für
die Lauenburger Altstadt. Nicht wenige Menschen,
die sich gut mit der Materie auskennen - Herr Mini-
ster, Sie haben auch den Wissenschaftlichen Beirat
erwähnt -, haben den Bau einer Spundwand zum
Schutz der Altstadthäuser gefordert. Einige halten
sie nach wie vor für notwendig. Diese soll es ja
jetzt nicht geben, sondern eine Reihe von individu-
ellen Lösungen, damit man sozusagen eine ge-
schlossene Reihe an Altstadthäusern hinbekommt.

Herr Minister, ich konnte am Mittwoch leider nicht
in Lauenburg dabei sein. Sie hatten uns kurz am
Mittag hier in Kiel informiert und uns das Gutach-

ten dann auch zur Verfügung gestellt - zwar ohne
Anlagen, aber vielleicht kommen die noch nach,
dann kann man das vielleicht noch etwas besser
nachvollziehen. Aber wir haben uns das, was wir
bekommen haben, sehr genau angeschaut und auch
in den letzten Tagen noch einmal mehrfach mit Par-
teifreunden aus Lauenburg oder auch mit betroffe-
nen Anwohnern und Vertretern des Wissenschaftli-
chen Beirates diskutiert. Mein Eindruck ist ehrlich
gesagt - Sie haben gesagt, das werde mehrheitlich
befürwortet -: Ich weiß nicht, ob das so ist. Ich ha-
be da einen subjektiven Eindruck.

(Zuruf Minister Dr. Robert Habeck)

- Ja, ich habe ja auch mit den Leuten gesprochen,
Herr Minister. Es gibt auch eine Pressemitteilung
der Betroffenengemeinschaft, die sagen: So rich-
tig überzeugt sind wir noch nicht,

(Zuruf Beate Raudies [SPD]

denn das Ergebnis, das jetzt vorgestellt wurde, ist ja
im Wesentlichen auch das, was die Landesregie-
rung eigentlich von Anfang an gern haben wollte.
Insofern ist es wichtig, Herr Minister - ich stelle das
einfach nur fest -, miteinander im Gespräch zu blei-
ben, denn die nächste Flut kommt bestimmt, und
wir wollen natürlich schnell eine Lösung haben.
Aber sie muss eben auch tatsächlich nachhaltig und
möglichst breit getragen sein.

(Beifall FDP)

Insofern sind das eigentliche Problem, so glaube
ich, über die man reden muss, die wirklich schwie-
rigen Fundamente dieser teilweise 300 Jahre alten
Häuser. Mir ist klar: Es muss unheimlich viel Geld
in die Hand genommen werden vonseiten des Lan-
des. Sie haben ja gesagt, Geld spiele keine Rolle.
Ich glaube, ehrlich gesagt, dass das schon eine Rol-
le spielt, wie viel das Land aufbringen muss und
welche Lösungen man dann am Ende findet. Ich
möchte nur noch einmal betonen: Ich kann verste-
hen, dass das Land mit dem Geld der Steuerzahler
möglichst vorsichtig umgehen möchte, aber es geht
nicht um den Schutz von irgendwelchen 100 Häu-
sern bei uns im Land, sondern um das größte Flä-
chendenkmal unseres Landes. Ich glaube, deswe-
gen sollte man, wenn einem der Denkmalschutz am
Herzen liegt, besonders darauf achten.

Herr Minister, Ihre Äußerung, die Lauenburger
wollten es schick haben, hat jetzt auch nicht so
richtig gefruchtet. Ich glaube, deshalb wäre es sinn-
voll, wenn wir diesen Bericht und das Gutachten,
das Sie uns zur Verfügung gestellt haben, noch ein-
mal im Umwelt- und Agrarausschuss diskutieren,
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eine Anhörung mit dem Wissenschaftlichen Beirat
und den Betroffenen dazu durchführen und dann
möglichst zügig zu einer Entscheidung kommen,
weil ich zu der Überzeugung, dass sei alles richtig
gut angekommen, eine Mehrheit sei dafür, noch
einen etwas anderen Eindruck habe. Herr Minister,
ich glaube, wir würden uns im Parlament selbst alle
einen Gefallen tun, wenn wir noch einmal eine An-
hörung zu dem Gutachten durchführen und dann
hoffentlich zu einer schnellen, möglichst breit ge-
tragenen Lösung kommen. - Ich danke Ihnen ganz
herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der CDU hat Herr Abge-
ordneter Klaus Jensen.

Klaus Jensen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich
dem Minister und seinem Haus für den vorliegen-
den Bericht danken. Er gibt zumindest den aktuel-
len Zwischenstand wieder. Ich komme nachher
noch einmal darauf zurück.

Das letzte Sommerhochwasser von 2013 erreichte
den zweithöchsten je gemessenen Wasserstand an
der Elbe. Das ist jetzt fast drei Jahre her, und es ist
schon bemerkenswert, dass das Thema von dieser
Landesregierung immer noch nicht, zumindest
nicht in einer für die Betroffenen zufriedenstellen-
den Weise, abgearbeitet worden ist. Fast habe ich
den Eindruck, man spreche nicht die gleiche Spra-
che. Meine Fraktionskollegen Daniel Günther und
Klaus Schlie fragen in der Kleinen Anfrage nach ei-
ner Zwischenlösung, wie sie von der Stadt Lauen-
burg gefordert wurde. Die Antwort: Eine geforderte
Zwischenlösung ist der Landesregierung nicht be-
kannt. Noch immer warten viele Betroffene auf ihr
Geld; wir haben es eben schon von Kollege Vogt
gehört. Dies ist für mich nicht länger hinnehmbar!

(Beifall CDU)

Stimmen die Angaben aus der Kleinen Anfrage
noch, so sind von 63 Anträgen aktuell 11 immer
noch nicht beschieden. Die Stadt Lauenburg hat 33
Anträge zur öffentlichen Infrastruktur gestellt.
Auch hier waren im Januar 18 Anträge, und jetzt
laut Anfrage noch 9, nicht beschieden.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Frage
nach den geforderten drei Kostenvoranschlägen pro
Gewerk. In den Medien stand, dies könnten wegen

der vielen unterschiedlichen Fachbereiche durchaus
40 Angebote pro Gebäude sein. Hinzu kämen denk-
malrechtliche Genehmigungen und so weiter und so
fort. Das nenne ich einen bürokratischen Wasser-
kopf, oder vornehmer ausgedrückt: überbordende
Bürokratie.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Hier wird man im Hinblick auf anstehende Fristen
schnell zu einer Verschlankung kommen müssen.
Ist dem Ministerium eigentlich die lange Bearbei-
tungsdauer von teilweise über einem Jahr bewusst?
Es könnte für die Antragsteller ein böses Erwachen
geben, wenn die Kostenvoranschläge nach so lan-
ger Zeit womöglich überholt sind. Ich weiß um ein
oft kompliziertes Vergaberecht. Dennoch erwarte
ich von der Landesregierung mehr Unterstützung
für die Betroffenen.

Das eigentlich Bedrückende ist aber, dass es am
Geld nicht gelegen hat. Der Bericht bestätigt noch-
mal: Insgesamt 6,68 Milliarden € Bundes- und EU-
Mittel standen zur Verfügung. Davon entfielen bis-
her knapp 21,4 Millionen € auf Schleswig-Holstein.
Ein Bedarf von weiteren 18,6 Millionen € ist laut
Bericht angemeldet worden. Insgesamt sind es also
40 Millionen €.

Am vergangenen Mittwoch war der letzte - oder
besser: der aktuellste - Termin zur Information der
Öffentlichkeit in Lauenburg. Herausgekommen ist:
Es liegen neue Gutachtenergebnisse vor. Für die
Lauenburger Altstadt sind sie lediglich erst einmal
Grundlage für weitere Planungen. Als frühester
Termin der Fertigstellung wird 2019 genannt. Die
heutige Presse titelt: „Lauenburg erst in drei Jahren
sicher“. - Ich habe da so meine Zweifel, wenn ich
die Geschwindigkeit der vergangenen Jahre be-
trachte. Man kann nur hoffen, dass zügig konkrete
Maßnahmen auf den Weg gebracht werden, bevor
das nächste Hochwasser da ist. Ich will mich gar
nicht konkret in die Diskussion vor Ort einmischen.
Ganz wichtig für die Anlieger in Lauenburg ist ein
im Ergebnis wirksamer Hochwasserschutz.

(Beifall CDU und Martin Habersaat [SPD])

Ich meine, es fehlt auch noch eine Aussage zu den
noch offenen Anträgen. Wie will man dort schnell
zu für die Betroffenen befriedigenden Lösungen
kommen? Das Thema Hochwasserschutz in Lauen-
burg ist also noch lange nicht in trockenen Tüchern.
Herr Minister, drücken Sie endlich auf die Tube!

(Heiterkeit - Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die SPD-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Thomas Hölck das Wort.

Thomas Hölck [SPD]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Kollege Vogt und Herr Kollege Jensen, Sie
sind auf die Aufbauhilfe und die angebliche Büro-
kratie eingegangen. Sie haben aber Dinge aus dem
Bericht der Landesregierung nicht erwähnt, die
meiner Meinung nach erwähnenswert gewesen wä-
ren. Ich möchte einmal im Zusammenhang mit der
Aufbauhilfe aus dem Bericht zitieren:

„Die noch nicht beschiedenen Anträge sind
überwiegend erst am letzten Tag der An-
tragsfrist (31.03.2015 für das Programm zur
Unterstützung vom Hochwasser betroffener
privater Haushalte und Wohnungsunterneh-
men/30.06.2015 für das Programm zur Wie-
derherstellung der Infrastruktur in den Ge-
meinden) gestellt worden und waren alle un-
vollständig.“

Man muss da auch ein wenig ehrlich miteinander
umgehen. Es geht hier nicht um Soforthilfe, son-
dern um Aufbauhilfe und darum, dass, wenn man
Geld vom Staat bekommt, die Handwerkskosten
auch vernünftig beantragt und belegt werden müs-
sen. Da sind mehrere Angebote notwendig.

Ich bedanke mich beim Ministerium für den aus-
führlichen Bericht. Ich finde, der Bericht zeigt deut-
lich, dass das gemeinsame Verfahren der Stadt Lau-
enburg und der Landesregierung mit dem Ziel der
Verbesserung des Hochwasserschutzes in Lauen-
burg auf dem richtigen Weg ist.

2014 wurde das Konzept in die Wege geleitet. Seit-
dem hat sich viel getan. Vor allem ist ein konstruk-
tiver Weg beschritten worden. Es gibt ein konstruk-
tives Miteinander des Landes, der Stadt und des
Wasser- und Bodenverbandes. Darüber hinaus wur-
den und werden die Bürgerinnen und Bürger der
Stadt Lauenburg aktiv in den Prozess eingebunden
und sind transparent informiert worden. Das ist eine
sehr positive Entwicklung und Grundlage dafür,
dass das Ziel erreicht worden ist, eine realisierbare
und finanzierbare Hochwasserschutzmaßnahme für
die Lauenburger Altstadt planen zu können. Es gab
vorher einen Planungsprozess mit einer Bürgerbe-
teiligung, die zu dem Ergebnis kam, eine Uferpro-
menade zu bauen. Mit dem Bau war eine durchge-
hende Hochwasserschutzwand verbunden, um das
Schutzziel zu erreichen.

Trotz der Einigung stand im öffentlichen Raum im-
mer noch die Diskussion um die Gefahr des Abrut-
schen des Hanges und die Auswirkungen des ein-
beziehungsweise ausströmenden Grundwassers. So
war es folgerichtig, dass das MELUR ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben hat, das im Ergebnis sehr
eindeutig ist. Ich zitiere aus dem Gutachten: Ein ge-
nereller Einfluss eines Hochwassers auf die Ge-
samtsicherheit der Geestböschung kann nicht abge-
leitet werden.

Und weiter: Die Gesamtsicherheit der Häuser ist
durch das Hochwasser nicht berührt.

Auf dieser Basis kann nun ein wirklich geeigneter
Hochwasserschutz entwickelt und technisch umge-
setzt werden, der am Ende auch für die Betroffenen
finanzierbar ist.

Das Gutachten macht deutlich, dass die Kombinati-
on des Abdichtens vorhandener Mauern mit dem
abschnittsweisen Aufbau einer Mauer eine gute Lö-
sung für den ausreichenden Hochwasserschutz der
Stadt bietet. Hierbei sollen die betroffenen Bürge-
rinnen und Bürger in die Beurteilung eingebunden
werden. Am Ende erteilen daraufhin Stadt und
Land gemeinsam einen Planungsauftrag.

Die Prüfung der einzelnen Gebäude ist auch inso-
fern wichtig, als es sich zum Teil auch um denk-
malgeschützte Häuser handelt. Da wird eine Menge
an Detailfragen zu bedenken sein. Fest steht: Um
keine Folgeschäden zu verursachen, sollte mög-
lichst viel von der alten Bausubstanz erhalten blei-
ben. Für die Einschätzung der konstruktiven Maß-
nahmen entscheidend ist die Aussage des Gutach-
tens, dass eine tief gegründete Spundwand keinen
Einfluss auf die Stabilität des Hanges hat. Ehrlich
gesagt kann ich mir auch nicht wirklich vorstellen,
wie man eine tief gegründete Spundwand so anbrin-
gen kann, dass es nicht zu Bauschäden in der Alt-
stadt kommt.

Ich will gern konstatieren, dass sich die direkt Be-
troffenen mit diesem Vorschlag auseinandersetzen
und daran gewöhnen müssen, dass das Hochwasser
wieder an ihre Bauten heranströmen wird. Das ist
vielleicht im Bewusstsein noch ein Gewöhnungs-
prozess, weil man vorher von anderen Schutzmaß-
nahmen ausgegangen ist. Am Ende aber ist diese
Lösung eine gute Lösung.

Auch wenn nun die bautechnische Lösung abschlie-
ßend geplant werden kann, sollten wir nicht die
große Bedeutung der vorhandenen und noch zu
schaffenden Überflutungsgebiete für den Hoch-
wasserschutz in den mittleren und oberen Ab-
schnitten der Elbe vernachlässigen. Es muss daher
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auch darum gehen, diese Rückstauflächen zu schaf-
fen und zu finden. Die Lauenburger brauchen ef-
fektive Überflutungs- und Rückhalteflächen in
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Nie-
dersachsen.

Ich hoffe nun, dass alle Betroffenen und Verant-
wortlichen die gefundene Lösung einvernehmlich
mittragen können, damit die Realisierung schnell
auf den Weg gebracht werden kann. - Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD und Burkhard Peters [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hat Herr Abgeordneter Bernd Voß das Wort.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Vielen Dank erst einmal an die Landes-
regierung für diesen sehr guten Bericht. Herr Hölck
hat im Grunde schon vieles vorweggenommen, was
ich sagen wollte.

Zur Erinnerung: In Schleswig-Holstein war vor al-
lem die Stadt Lauenburg vom Rekordhochwas-
ser 2013 betroffen. Die Elbe stand 9,64 m hoch, die
Lauenburger Altstadt stand komplett unter Wasser.
Es gab Bilder von Menschen, die gegen die Was-
sermassen kämpften, es gab überflutete Keller und
beschädigte Gebäude. Doch abseits des ganzen Un-
gemachs und der Zerstörung sind die Menschen zu-
sammengerückt und haben sich gegenseitig in der
Zeit dieser Not unterstützt. An dieser Stelle sage ich
einen herzlichen Dank an die vielen ehrenamtlichen
Helfer damals. Ich glaube, wie auch heute in der
Flüchtlingskrise kann man sagen, unser Gemeinwe-
sen kann auf sie setzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Die Folgen sind noch heute, im Jahr 2016, spürbar,
besonders für diejenigen, deren Häuser im Wasser
standen. Viele der Geschädigten haben die Chance
genutzt und Hilfe beim Fond für Hochwasser-
schäden beantragt. Schon in der Landtagsdebatte
vor zwei Jahren, im Juni 2014, haben nicht nur wir
Grüne eine zügige Umsetzung angemahnt. Wir ha-
ben sehr deutlich gesagt: Haltet den Verwaltungs-
aufwand für die Betroffenen so gering wie möglich.
Leider hat das nicht so geklappt, wie wir uns das
vorgestellt haben. Wir können das nur zutiefst be-
dauern. Noch immer, drei Jahre nach dem Fluter-

eignis, warten - wir haben es eben gehört - noch
13 Anträge auf die Entscheidung des Innenministe-
riums. Sie sind noch nicht bearbeitet. Das muss
schnell gelöst werden. Die Ergebnisse müssen raus,
die Betroffenen müssen endlich ihre Pläne zur Sa-
nierung ihrer Häuser umsetzen können. Ich glaube,
das ist Einvernehmen bei uns.

Durch das Eingreifen des Menschen in die Natur
des Einzugsbereichs der Elbe durch Bodenversiege-
lung, Begradigung und weitere Eindeichung des
Flusses gepaart mit dem fortschreitenden Klima-
wandel werden solche Naturkatastrophen einfach
nicht seltener. Gerade deshalb brauchen wir einen
gut ausgearbeiteten Plan für den Hochwasser-
schutz in Schleswig-Holstein und besonders auch
für die historische Altstadt von Lauenburg. Der
Umweltminister hat am Mittwoch ein lang erwarte-
tes Gutachten in Lauenburg vorgestellt. Danach
kann auf den Bau von Spundwänden verzichtet
werden. Dies wird die Altbausubstanz ein Stück
weit schonen. Stattdessen soll auf einen Ausbau der
bereits vorhandenen Schutzwände zu einer ge-
schlossenen Hochwasserschutzlinie und auf weitere
im Gutachten erwähnte Maßnahmen gesetzt wer-
den. Sie alle haben diese lesen können.

Infolge dieses nach den Fragestellungen von Stadt,
Wasser- und Bodenverband und Land erstellten
wissenschaftlichen Gutachtens können die Kosten
gegenüber der Maximallösung auf ein realisierbares
Maß reduziert werden. Herr Vogt, ich verstehe,
dass Sie in der Opposition sind. Ich verstehe auch,
dass Sie örtlicher Abgeordneter sind, aber Sie müs-
sen ein Stück weit aufpassen, wie weit Sie die
große konsensuale Verantwortung zwischen dem
Boden- und Wasserverband, Stadt und Land beisei-
te schieben. Wichtig ist, dass weiter intensiv darauf
gesetzt wird, dass wir zu zügigen Lösungen kom-
men.

Ein Großteil der Maßnahmen wird vom Land getra-
gen werden. 20 % werden immer noch von den
Menschen vor Ort getragen. Ich kann die Skepsis
vor Ort durchaus verstehen. Auch jetzt, nach zwei
Jahren, wird es weitere zwei Jahre dauern, bis über-
haupt mit dem Bau begonnen werden kann. Das ist
sehr unerfreulich, aber letztlich kann nur so eine
breite Information und Einbeziehung der Anwohner
erfolgen. Nur so können sie mitgenommen werden.
Die komplizierten Vergabevorschriften ergeben ein
Übriges. Es wird schwer sein, schnellere Umset-
zungen der Pläne vorzugaukeln. Die Stadt Lauen-
burg, Wasser- und Bodenverband und das Land
werden in einer konstruktiven Zusammenarbeit mit
den betroffenen Bewohnern der Altstadt eine Reali-
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sierung hinbekommen und letztlich - darum geht es
auch - die Kosten für die Bürgerinnen und Bürger
in einem vertretbaren Maß zu halten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Ende meiner
Rede möchte ich grundsätzlich noch etwas zum
Hochwasserschutz an der Elbe sagen. Lauenburg
war 2002, 2006, 2011 und 2013, die Einschläge
kommen näher, immer wieder vom Hochwasser be-
troffen. 8 Milliarden € betrugen die Schäden des
Hochwassers in Deutschland allein 2013. Auch an-
dere Städte, Dörfer und Gemeinden im Land haben
unangenehme Erfahrungen mit der Naturgewalt des
Wassers gemacht. Wir müssen für einen nachhalti-
gen und tragfähigen Hochwasserschutz sorgen. Da-
zu gehört nicht nur der Flusslauf, sondern der ge-
samte Einzugsbereich des Flusses.

Wie schaffen wir das an der Elbe? - Wir schaffen
das durch die länderübergreifende Zusammenarbeit
mit den Elbanrainern, auch mit den Tschechen, also
auch mit Ländern außerhalb Deutschlands, und dem
Bund. Wir sind als Unteranlieger selbstverständlich
vorn mit dabei. Unser Interesse ist sehr hoch. Das
Elbe-Konzept ist hier ein erster Schritt in die richti-
ge Richtung. Die Aktivitäten im nationalen Hoch-
wasserschutzprogramm des Bundes dürfen einfach
nicht nachlassen.

Wir kennen das aus der Vergangenheit: Ein paar
Jahre ohne Hochwasser haben in der Vergangenheit
immer wieder dazu geführt, dass vorsorgender
Hochwasserschutz und angekündigte Maßnahmen
als Papier- und Planungstiger geendet sind. Dazu
darf es nicht kommen. Das gilt auch für die andere
Dimension, nämlich für die Eingrenzung des globa-
len Klimawandels durch eine konsequente Umset-
zung des lokalen Ausbaus von erneuerbaren Ener-
gien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat Frau
Abgeordnete Angelika Beer.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es geht heute zwar wieder einmal um den Hoch-
wasserschutz in Lauenburg, aber auch ich möchte
noch einmal die Zahlen der sogenannten Jahrhun-
dertfluten der Vergangenheit nennen, denn sie zei-
gen, dass wir uns nicht nur über Lauenburg Gedan-
ken machen müssen, sondern - wie Bernd Voß von

den Grünen eben sagte - insgesamt über den Hoch-
wasserschutz, aber auch über den Klimawandel.
Die Natur rächt sich, wenn wir uns weiter an ihr
vergreifen.

Noch einmal die Zahlen: Im August 2002 gab es
die Jahrhundertflut in Lauenburg mit einem Was-
serstand von 8,70 m. 2006 stieg der Pegel dann auf
9,12 m. Die nächste Jahrhundertflut erreichte einen
Stand von 9,22 m, und 2013 wurde mit 9,55 m ein
neuer Höchststand erreicht. Diese Katastrophen
dürfen sich nicht wiederholen, da sind wir uns voll-
kommen einig. Als Politiker müssen wir uns, das ist
zumindest meine Überzeugung, auf die Gutachten
und Aussagen der Experten verlassen, denn zumin-
dest mir, das gebe ich gern offen zu, fehlt das not-
wendige Fachwissen, um beurteilen zu können,
welche Maßnahme die richtige ist, um schützen zu
können.

Wie man Lauenburg am besten vor der nächsten
Jahrhundertflut schützt, darüber diskutieren seit
Jahren die betroffenen Bürger und Experten. Doch
selbst das beste Konzept verlangt weitere Geduld
der Betroffenen, wenn wir bedenken, dass die Um-
setzung der Maßnahme, die in Kürze entschieden
werden soll, vermutlich drei Jahre dauern wird,
wenn alles gut geht. Wir wissen, dass es die euro-
päische Ausschreibungspflicht gibt. Es geht nicht
schneller, aber die Verengung der Zahlen der Hoch-
wasser muss uns befürchten lassen, dass die nächste
Flut möglicherweise schneller kommt, als wir alle
es wünschen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht uns hier
nicht um die billigste Lösung. Es muss darum ge-
hen, die beste Lösung für Lauenburg, für die Men-
schen und die Betroffenen, zu finden. Sie wissen,
wir PIRATEN befürworten die Bürgerbeteiligung.
Gerade in dieser Angelegenheit ist es umso wichti-
ger, dass die Bürger entscheiden können; nicht nur,
weil 20 % der Kosten auf die Bürger quasi umge-
legt werden und die Bürger an den Kosten beteiligt
werden, sondern auch, weil sie Vertrauen in die
Maßnahmen, die jetzt entschieden werden, haben
müssen.

Ich lebe zwar nicht im Hochwassergebiet, aber
wenn ich dort seit Jahrzehnten immer wieder vom
Hochwasser überrascht worden wäre, dann kann ich
mir vorstellen, dass dies auch eine psychische Be-
lastung ist und eine Unsicherheit darstellt. Die Dis-
kussion über die Frage, welches Schutzkonzept
jetzt das Beste ist, ist dadurch ernst zu nehmen. Es
ist sehr schwierig, wenn verschiedene Sorgen und
Ängste zusammenkommen.
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Die Entscheidung, und da hätte ich jetzt gesagt, lie-
be Lauenburger, wird voraussichtlich vor Ort am
11. März 2016 getroffen. Es ist gut, dass sie nicht
von der Diskussion hier im Landtag abhält. Das
wird keine einfache Entscheidung für die Bürgerin-
nen und Bürger sein. Aber wenn die Entscheidung
getroffen ist, erwarten wir, dass alle Beteiligten an
einem Strang ziehen, damit der Hochwasserschutz
in Lauenburg zügig umgesetzt wird.

Zu dem Vorschlag des Kollegen Vogt von der FDP
muss ich sagen: Ich habe keinen Grund, jetzt grund-
sätzlich an dem Gutachten zu zweifeln, das am
Mittwoch vorgestellt worden ist. Ich glaube auch,
dass man unserem Umweltminister soweit vertrau-
en kann, dass er nicht aus materiellen Gründen ein
Schutzkonzept für gut heißt, an dem er Zweifel hat.
Deshalb kann ich nur sagen: Wenn Sie jetzt noch in
dem entsprechenden Ausschuss eine Anhörung zu
dem Gutachten durchführen wollen, dann würden
wir das zwar nicht verhindern, aber ich appelliere
an alle, nicht weitere Maßnahmen zu ergreifen, die
den Startschuss für die Schutzmaßnahmen verzö-
gern könnten. Das sollte nicht das Recht des Land-
tages sein. Wenn die Bürger entscheiden, dann gilt
ihr Wort, und dann sollten wir das anpacken.

(Beifall PIRATEN und Burkhard Peters
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nun hat für die Kolleginnen und Kollegen des SSW
Herr Abgeordneter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geerehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Wir alle erinnern uns noch gut
an die Bilder von 2013, als Lauenburg vom Elbe-
Hochwasser bedroht war. Wir erinnern uns auch
noch gut an die schnelle unbürokratische Hilfe in
Form von Manpower, Geld- oder Sachspenden, die
dort angekommen ist. Aber ich glaube, am besten
erinnern sich immer noch die Menschen vor Ort an
das, was sie damals erlebt haben.

Zwar hat das Elbe-Hochwasser 2013 eine neue
Höchstmarke erreicht, aber wir haben nun schon
mehrmals gehört, dass es nicht das einzige Hoch-
wasser war, sondern dass wir seit 2002 insgesamt
vier Hochwasser gehabt haben, die jeweils für sich
als Jahrhunderthochwasser eingestuft werden konn-
ten. Das bedeutet im Klartext: Innerhalb von weni-
gen Jahren haben die Menschen mehrmals um ihr
Hab und Gut bangen müssen oder es sogar verlo-
ren.

Wir können dem Bericht entnehmen, dass mittler-
weile sehr viel getan wurde. Wir können feststellen,
dass sowohl Hausbesitzer als auch die Menschen
vor Ort, die ihr Hab und Gut verloren haben, Hilfe
bekommen. Es wurden Soforthilfen, Ausbauhilfe-
programme oder diverse Programme zur Wieder-
herstellung aufgestellt, und zwar aus Landes-, Bun-
des- und EU-Mitteln. Dies ist eine gute und wichti-
ge Botschaft, auch wenn aus verschiedenen Grün-
den noch nicht alle Anträge - wie zu lesen war - be-
schieden sind. Dies wird aber zügig geschehen.

Die zweitwichtigste Botschaft ist, dass wir als Poli-
tik die Aufgabe im Land haben, Hochwasserschutz
zu gewährleisten. Der Bericht macht deutlich, dass
alle identifizierten und kurzfristig umsetzbaren
Maßnahmen zur Verbesserung der Hochwassersi-
cherheit im Rahmen der zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten des MELUR gefördert wurden.

Der Altstadtbereich wurde bisher von Hochwasser-
schutzmaßnahmen ausgenommen. Das hat seinen
ganz klaren Grund; denn gerade im Bereich der
Lauenburgischen Altstadt haben sich bezüglich
des Hochwasserschutzes Fragen ergeben, die nicht
unmittelbar geklärt werden konnten. Mittlerweile
ist man dort einen Schritt weiter. Gutachter haben
vor zwei Tagen in Lauenburg ihr Ergebnis der Un-
tersuchungen zum Untergrund vorgetragen. Da-
durch ist geklärt, in welchem Rahmen die Hoch-
wasserschutzmaßen getätigt werden können. Damit
haben die Stadt Lauenburg sowie der Wasser- und
Bodenverband eine Grundlage, auf der sie die wei-
teren Schritte in der Planung des Hochwasserschut-
zes angehen können.

Gemeinsam sind das Land, die Stadt Lauenburg so-
wie der Wasser- und Bodenverband zu dem Schluss
gekommen, dass zur Verbesserung des Hochwas-
serschutzes eine Kombination aus einer Ertüchti-
gung vorhandener Mauern mit der abschnittsweisen
Errichtung einer neuen Mauer eine technisch aus-
reichende und wirtschaftlich angemessene Lösung
darstellt. Damit kann in Lauenburg - für den kriti-
schen Bereich der Altstadt - eine Schutzmaßnahme
in Angriff genommen werden, die dann auch ihren
Namen verdient.

Dies begrüßen wir ausdrücklich. Denn lange Zeit
war nicht geklärt, welche Maßnahmen notwendig
sind, um Lauenburg vor Hochwasser zu schützen.
Nun endlich gibt es eine Gewissheit. Das ist die gu-
te Nachricht, auf die insbesondere die Lauenburger
seit Langem warten. Diese Botschaft gilt es nun rü-
berzubringen und mit den Bürgerinnen und Bürgern
in Lauenburg gemeinsam zu erörtern.
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Auch wenn für Lauenburg in Bezug auf den Hoch-
wasserschutz nun eine Lösung gefunden und in
Sicht ist, dürfen wir nicht die großen Maßnahmen
aus den Augen verlieren. Das bedeutet im Klartext:
Wir können die Deiche nicht einfach immer höher
bauen; dies ist technisch nicht machbar. Wenn es
uns daher gelingen könnte, Hochwasser-Katastro-
phen bereits im Vorfeld zu verhindern, wäre viel
mehr erreicht. Dafür muss man - insbesondere
wenn es ums Binnenland geht - Polderflächen fin-
den, die dafür genutzt werden können, das Wasser,
das kommt, aufzunehmen. Auch wenn wir wissen,
dass das sehr dicke Bretter sind, die zu bohren sind,
darf man so etwas niemals außer Acht lassen. - Jo
tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Nun hat die Landesregierung erneut
um das Wort gebeten, das ich jetzt dem Minister er-
teile.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Ja, ich weiß, Sie wollen nach Hause und ins Wo-
chenende - -

(Widerspruch)

- Nein! Ich möchte aber noch vor allem mit Blick
auf die Kollegen Vogt und Jensen kurz darstellen,
wie es weitergeht.

Deshalb erlaube ich mir, nun ganz offiziell aus ei-
nem gemeinsamen Protokoll über die Grundlagen
der weiteren Planung von 2014 mit der Stadt Lau-
enburg zu zitieren. Darin heißt es:

„Das Land wird eine Hydro-Geologische Un-
tersuchung zur Frage der Rutschungen des
Hanges und der Altstadt sowie zu den
Grundwasserströmungen in Auftrag geben.
Geklärt werden soll die Frage, ob der Bau
von zwei Spundwänden (Variante C) not-
wendig ist und welche bautechnischen und
hydrologischen Folgen diese haben. Die Un-
tersuchung wird vom Land bezahlt, Frage-
stellung und Auftragnehmer werden im Ein-
vernehmen mit Lauenburg festgelegt.“

Und jetzt:

„Die Ergebnisse der Untersuchung sind
Grundlage für die weiteren Entscheidungen

und werden vom Land, wie von Lauenburg
akzeptiert. Diese sollen bis Ende 2015“

- okay, drei Monate später -

„vorliegen.“

Das heißt konkret: Der Ball liegt in Lauenburg. Ich
bin gebunden. Wir haben 450.000 € dafür ausgege-
ben. Die Gutachten sind klipp und klar. Das Lan-
deswassergesetz sagt, das Land kann die angemes-
senen und notwendigen Maßnahmen fördern. Die
einzige Möglichkeit, andere Maßnahmen zu för-
dern, ist, andere Gutachten in Auftrag zu geben. Ich
kann aber nicht sagen: „Oh, wir haben 450.000 €
ausgegeben. Herr Vogt berichtet mir, er habe ge-
hört, jemand sei damit nicht zufrieden, und deshalb
verdoppeln wir mal die Summe.“ - Das geht nicht.
Der Ball liegt ausschließlich bei Lauenburg. Wir
werden alles genehmigen, was aufsetzend auf die-
sen Erkenntnissen die Hochwassersicherheit in
Lauenburg herstellt. Aber wir werden nichts geneh-
migen können, was andere Erkenntnisse annimmt.
Das können wir erst, wenn neue Gutachten vorlie-
gen. Neue Gutachten heißt mehr Zeit. Lauenburg
hat das zu entscheiden.

Das heißt, wenn wir im Ausschuss oder an anderen
Stellen die Gutachten diskutieren - das sollten wir
immer tun -, damit aber das Signal an Lauenburg
aussenden, die Gutachten sind möglicherweise
nicht sicher, an ihnen wird gezweifelt, senden wir
das Signal an Lauenburg: Entscheidet euch noch
nicht!

Lauenburg ist dabei, über den Wasser- und Boden-
verband die Ausschreibung für die Einzelplanung
fortzusetzen. Insofern bitte ich alle, sich genau zu
überlegen, was sie mit welcher Sprache und mit
welcher Form der Diskussion anrichten.

Das einzige, was nicht funktioniert, ist, mich aufzu-
fordern, schneller zu sein und gleichzeitig zu sagen:
„Lassen Sie uns noch länger beraten.“ - Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Minister, ich nehme an, Sie gestatten noch ei-
ne Bemerkung des Herrn Abgeordneten Vogt.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Ja, selbstverständlich.
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Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Minister. Ich wollte Sie nicht weiter vom
Wochenende abhalten, aber ich habe nicht ir-
gendetwas von irgendjemandem gehört, son-
dern ich habe in meiner Rede deutlich ge-
macht, es gibt eine Pressemitteilung der Be-
troffenengemeinschaft, also der Menschen,
die dort wohnen, die persönlich betroffen
sind. Vielleicht wurde diese Pressemitteilung
ja auch im Ministerium gelesen. Das ist also
keine diffuse, von Einzelpersonen mitgeteilte
Gefühligkeit, sondern es ist eine Pressemit-
teilung der Betroffenengemeinschaft, die sie
gemeinsam herausgegeben haben und in der
sie gesagt haben, sie sind noch nicht so über-
zeugt davon.

Deshalb habe ich gesagt, wir sollten uns im
Parlament selbst den Gefallen tun, das Gut-
achten noch einmal genauer zu beraten und
eine Anhörung mit den betroffenen Leuten
durchführen, um das vernünftig zu bearbei-
ten. Es geht nicht darum, irgendwelche Zwei-
fel zu nähren, die unangebracht wären, son-
dern es geht darum, die Sache richtig zu be-
arbeiten.

Das wollte ich noch einmal klarstellen, weil
Sie hier versucht haben, den Eindruck zu er-
wecken, ich würde an irgendetwas herum-
kritteln, nur des Herumkrittelns wegen. Nein,
es geht um Bedenken, die es vor Ort gibt. Ich
glaube, die sollten wir im Parlament sauber
abarbeiten. Ich glaube, das ist auch für die
Grünen ein normales parlamentarisches Ver-
fahren.

(Beifall FDP)

- Ja. Erlauben Sie mir eine kurze Antwort darauf.
Es obliegt natürlich dem Parlament, alles Mögliche
abzuarbeiten, aber die Entscheidung liegt bei Lau-
enburg. Es ist nicht die Aufgabe des Parlaments,
die Lauenburger zu überzeugen, und es ist auch
nicht meine Aufgabe. Lauenburg hat selber zu ent-
scheiden. Die Lauenburger haben die geforderten
Gutachten, und auf der Basis können sie sich ent-
scheiden. Wenn sie sich nicht entscheiden bezie-
hungsweise die Lauenburger sagen: „Wir wollen
das nicht!“, oder: „Wir wollen noch eine längere
Beratung!“, dann haben sie das Recht dazu. Aber
wir müssen sie an der Stelle nicht bevormunden.
Die Grundlagen sind da, die Antragstellung liegt
bei Lauenburg, und alles Weitere liegt auch in Lau-
enburg. Nur das bitte ich zu beherzigen. - Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es ist be-
antragt worden, den Bericht der Landesregierung,
Drucksache 18/3901, dem Umwelt- und Agraraus-
schuss zur abschließenden Beratung zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Damit ist das einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds für
den Verwaltungsrat der Schleswig-Holsteini-
schen Landesforsten

Wahlvorschlag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/3944

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse
über den Wahlvorschlag abstimmen und schlage Ih-
nen hierfür offene Abstimmung vor. - Widerspruch
höre ich nicht. Dann werden wir so verfahren. Wer
dem Wahlvorschlag auf Drucksache 18/3944 seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist
der Wahlvorschlag bei Enthaltung der PIRATEN
mehrheitlich angenommen. Ich gratuliere mir
selbst.

Ich rufe die Sammeldrucksache auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Absatz 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 18/3958

Die Voten zu den einzelnen Tagesordnungspunk-
ten, für die eine Gesamtabstimmung nach § 63 Ab-
satz 1a der Geschäftsordnung vorgesehen ist, ent-
nehmen Sie bitte der Ihnen vorliegenden Drucksa-
che 18/3958. Voraussetzung für die Abstimmung
ist, dass keine Abgeordnete oder kein Abgeordneter
widerspricht. - Das ist offenbar auch nicht der Fall.

Wer mit der Übernahme der Empfehlungen ent-
sprechend der Sammeldrucksache 18/3958 einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist das einstim-
mig so beschlossen.
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Meine Damen und Herren, wir sind am Ende dieser
Tagung angelangt. Ich beende die Tagung und teile
Ihnen mit, dass wir uns am 27. April 2016 wieder
hier im Plenarsaal treffen. Bis dahin wünsche ich
Ihnen eine gute Zeit. Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 13:22 Uhr
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